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Familien mit Säuglingen und Kleinkindern früh und 

rechtzeitig zu unterstützen und zu fördern ist in der 

(Fach-) Öffentlichkeit in Deutschland mittlerweile breit 

akzeptiert. Es ist ein Verständnis darüber entstanden, wie 

zentral die frühe und rechtzeitige Unterstützung junger 

Familien für die gesundheitliche und psychosoziale Ent-

wicklung von Säuglingen und Kleinkindern ist. Dies gilt 

für alle Familien, für Eltern, die Informationen etwa über 

lokale Angebote der Tagesbetreuung möchten, für die-

jenigen, die Beratung über Entwicklung und Erziehung 

brauchen, ebenso wie für diejenigen, die spezifische und 

vielleicht auch längerfristige Förderung ihrer elterlichen 

Beziehungs- und Erziehungskompetenzen benötigen, um 

Fehlentwicklungen oder Kindeswohlgefährdung vorzu-

beugen. Insofern sind Frühe Hilfen auch Kinderschutz. 

Es besteht Konsens darüber, dass so verstandene Frühe 

Hilfen eine enge Kooperation und Vernetzung insbeson-

dere zwischen Kinder- und Jugendhilfe und dem Ge-

sundheitssystem voraussetzen.

In den vergangenen sechs Jahren und in der Folge der 

öffentlichen und fachlichen Debatten um tragische Kin-

derschutzfälle und der Einführung des § 8a (Achtes Buch 

Sozialgesetzbuch,  Kinder- und Jugendhilfe SGB VIII 

zum Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung)  entstan-

den zahlreiche fachliche und politische Initiativen auf 

Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene, um Ange-

bote Früher Hilfen auszubauen bzw. neue Angebote zu 

etablieren und lokal in die bestehenden Regelangebote 

unterschiedlicher Hilfesysteme wie das der Jugendhilfe, 

des Gesundheitssystems, der Schwangerenberatung  etc. 

zu integrieren. 

Im Zuge der bundespolitischen Initiative zur Stärkung 

des Kinderschutzes wurde das Aktionsprogramm »Frühe  

Hilfen für Eltern und Kinder und soziale Frühwarn- 

systeme« vom Bundesministerium für Familien, Senioren,  

Frauen und Jugend auf den Weg gebracht. Mit der Ein-

richtung des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen (NZFH) 

und der Förderung von zehn Modellprojekten in allen 

Bundesländern liegt ein Schwerpunkt der Initiative auf 

dem bundesweiten Auf- und Ausbau von Strukturen 

Früher Hilfen. Aufgabe des NZFH ist die Sammlung 

und Systematisierung von Wissen rund um das Thema 

Frühe Hilfen, die Kommunikation der Ergebnisse in die 

Fachöffentlichkeit und die Allgemeinbevölkerung und 

schließlich der Transfer der gewonnenen Erkenntnisse in 

die Praxis.

Die hier vorgestellte Expertise zu den Kosten und dem 

Nutzen Früher Hilfen wurde im Rahmen des Bundes-

modellprojekts »Guter Start ins Kinderleben« durchge-

führt. Die Evaluation dieses Projektes und damit auch 

die Kosten-Nutzen-Analyse wurde vom Nationalen Zen-

trum Frühe Hilfen gefördert (Ziegenhain & Fegert, 2009; 

Ziegenhain et al., 2010). Das Projekt entstand in einer 

gemeinsamen Initiative der vier Bundesländer Baden-

Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz und Thüringen. 

Ziel dieses gemeinsam geförderten Modells war es, Ange-

bote von Jugend- und Gesundheitshilfe im Frühbereich 

systematisch miteinander zu koordinieren und passge-

naue und lückenlose Angebote für die frühe Kindheit 

vorzuhalten. Das Projekt wurde modellhaft in insgesamt 

acht Standorten in den vier Bundesländern durchgeführt 

(Erlangen, Gera, Kyffhäuserkreis, Ludwigshafen, Ost-

albkreis, Pforzheim, Traunstein, Trier). Die vier Länder 

haben im Rahmen dieses Projektes die Entwicklung und 

Erprobung von Vernetzungsstrukturen eng begleitet und 

mit weitergehenden Maßnahmen, Förderrichtlinien oder 

durch gesetzliche Verankerung den Weg für die landes-

weite Umsetzung geebnet.

 

Neben diesen und anderen Bundes- und Länderinitia- 

tiven – so wurden mittlerweile in allen sechzehn Bundes-

VorbEmErKuNGEN

VorWort
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ländern Kinderschutzgesetze verabschiedet und ein Bun - 

deskinderschutzgesetz entworfen – entstehen zunehmend  

auch Initiativen auf kommunaler Ebene. 

Diese erfreuliche Entwicklung war vor wenigen Jahren so 

nicht abzusehen.  Dass fachliches Engagement und lokale 

Initiativen auf der einen Seite, politische Steuerung und 

Unterstützung durch Bund und Länder auf der anderen 

Seite zunehmend ineinandergreifen, stimmt optimistisch 

und lässt hoffen, dass Frühe Hilfen systematisch und 

nachhaltig in bestehende Regelstrukturen integriert wer-

den. Allerdings braucht es dafür gute Begründungen und 

einen fachlichen ebenso wie einen gesellschaftliches Kon-

sens jenseits und unabhängig von aktuellen politischen 

Initiativen und Kampagnen. Zudem braucht es sicher  

auch einen gesellschaftlichen Konsens darüber, dass  

Kinder ein zentrales Gut sind und es sich lohnt, in ihr 

Wohlbefinden und ihre Entwicklung zu investieren. 

Immer wieder wird auf die Notwendigkeit verwiesen, 

politische und fachliche Entscheidungsträger davon zu 

überzeugen, dass Frühe Hilfen notwendig und sinnvoll 

sind. Tatsächlich belegen eine Reihe von Studien die 

positiven Effekte Früher Hilfen. Die ersten Ergebnisse 

der vom Nationalen Zentrum Frühe Hilfen geförderten 

Studien in Deutschland liegen vor. Insbesondere ameri-

kanische Studien belegten auch positive Langzeiteffekte. 

Viele Länder haben in den vergangenen Jahren in die 

frühe Förderung und Versorgung von Kindern investiert, 

um spätere Folgekosten im Zusammenhang mit unzurei-

chender Bildung und damit verbundenen Problemen für 

den eigenen Lebensunterhalt zu sorgen, psychischen Pro-

blemen, delinquentem Verhalten oder gesundheitlichen 

Beeinträchtigungen vorzubeugen. 

In Zeiten knapper Kassen spielen ökonomische Überle-

gungen und Begrenzungen keine geringe Rolle bei der 

Entscheidung für eine Investition in Frühe Hilfen. Dass 

Frühe Hilfen sich rechnen, ist ein zentrales Argument, das 

die nachhaltige Investition in Frühe Hilfen entscheidend 

begründen und vorantreiben kann. Uta Meier-Gräwe 

und Inga Wagenknecht legen mit dieser Expertise die  

erste deutsche Kosten-Nutzen-Analyse zu Frühen Hilfen 

vor und zeigen eindrücklich, wie positiv die Rendite bei 

einer frühen Investition in Kinder gegenüber den Folge-

kosten im Lebenslauf bei fehlender früher Unterstützung 

ausfallen kann.

Als wir zu Beginn des Projektes »Guter Start ins Kinder-

leben« an Uta Meier-Gräwe als von uns präferierte  

Expertin mit der Bitte um diese Expertise herangetreten 

sind, hat sie ohne Zögern zugestimmt und dieses nicht 

geplante Projekt in ihren engen Zeitplan eingebaut. Sie 

und Inga Wagenknecht engagierten sich im Projekt, 

nahmen an Runden Tischen an den Modellstandorten 

teil und beteiligten sich an Veranstaltungen. Die Kon-

zeption der Expertise entstand gemeinsam mit der  

Praxis, insbesondere am Modellstandort Ludwigshafen. 

Wir bedanken uns sehr herzlich für diese hervor ragende 

Expertise. Sie ist ein zentraler Beitrag für die Frühen  

Hilfen in Deutschland. 

Mechthild Paul 

ilona RenneR

nationales Zentrum 

Frühe hilfen (nZFh)

JöRg FegeRt  

ute Ziegenhain

Klinik für Kinder und  

Jugendpsychiatrie/ 

Psychotherapie

universitätsklinikum ulm
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Die Sensibilität und Aufmerksamkeit für das Thema Kin-

deswohlgefährdung ist in den letzten Jahren in Deutsch-

land deutlich gestiegen. Vielerorts sind Programme und 

Projekte zur Verbesserung des Kinderschutzes entstan-

den, in denen die Vernetzung und Kooperation zwischen 

Gesundheits- und Jugendhilfe gestärkt und Angebote für 

junge Familien ausgebaut wurden.

Gleichwohl werden präventive, niedrigschwellige Angebo-

te gegenüber den Pflichtaufgaben in der Kinder- und Ju-

gendhilfe faktisch immer noch als nachrangig behandelt, 

insbesondere bei prekärer kommunaler Haushaltslage. 

Die vorliegende Studie weist nach, wie verhängnisvoll 

diese Finanzierungspraxis für die betroffenen Indi vi-

duen und die Gesellschaft insgesamt ist: Die Arbeit ent-

hält zunächst eine Kostenanalyse Früher Hilfen, die im 

Rahmen des Projekts »Guter Start ins Kinderleben« er-

stellt wurde. Diese analysiert die Ausgaben, welche durch 

konkrete Maßnahmen des Kinderschutzes am Projekt-

standort Ludwigshafen entstanden sind. Insbesondere im 

Bereich der Jugendhilfe und im Gesundheitswesen waren 

zunächst zusätzliche Ressourcen notwendig, um die Ver-

netzung und Kooperation zwischen den Akteuren auf-

zubauen und sicherzustellen, die Risikoeinschätzung im 

Krankenhaus zu finanzieren und die Familien mit ange-

messenen Hilfen zu unterstützen. Darüber hinaus muss-

ten die beteiligten Personen im Kinderschutz geschult 

und für passgenaue Hilfen weitergebildet werden. Zudem 

wurde im Jugendamt eine Stelle »Fachdienst Guter Start 

ins Kinderleben« als Ansprechpartner für die Familien 

und die Akteure im Netz Früher Hilfen eingerichtet. Die 

Kosten betragen nach den Auswertungen dieser Studie 

7.274 Euro pro Fall, bei dem eine erhöhte Risikobelastung 

festgestellt wurde. Bei über 60% der Fälle lagen die Kos-

ten unter 1.000 Euro. Hinzu kommen Kosten, die durch 

das Screening insgesamt verursacht werden.

Betrachtet man jedoch die Kosten, die entstehen, wenn 

ein Kind von Vernachlässigung und/oder Misshandlun-

gen betroffen ist, zeigt sich, wie vergleichsweise minimal 

die Kosten der Prävention gegenüber den Folgekos-

ten einer Kindeswohlgefährdung sind. Zur Darstellung  

dieser Folgekosten wurden – basierend auf vorhandenen 

Forschungsarbeiten und Expertengesprächen – vier ver-

schiedene Szenarien gebildet (zwei moderate, zwei pes-

simistische Szenarien) und die Kosten berechnet. Diese 

zeichnen fallbezogen die Folgen von Kindesmisshandlung 

und -vernachlässigung im Lebenslauf nach und verdeut-

lichen, welche kumulativen Kosten hierdurch kurz- und 

langfristig entstehen. Solche Kosten werden insbesondere 

in den Bereichen der tertiär-präventiven/interventiven 

Jugendhilfe, für kurative Angebote (Behandlung von Fol-

geerkrankungen z. B. psychische Störungen) sowie durch 

Delinquenz und Wertschöpfungsverluste im Erwerbs-

system (Arbeitslosigkeit, Wertschöpfungsverluste durch 

geringe Qualifikation) erwartet. 

Kontrastiert man die Folgekosten mit den Kosten Früher  

Hilfen, so zeigt sich, dass diese im moderaten Szenario  

60-mal und beim pessimistischen Szenario 159-mal  

höher liegen als die Kosten der Prävention. Da sich die 

Präven tionskosten ausschließlich auf die Frühen Hilfen 

bezie hen, d. h. auf Hilfen von der Geburt bis zum dritten  

Lebensjahr der Kinder, wurden in einer ergänzenden  

Berechnung auch Kosten dargestellt, die den weiteren  

Lebenslauf mitbetrachten und dort entstehende (geschätz - 

te) Aufwendungen berücksichtigen. Hier wird deutlich, 

dass auch unter Einbeziehung dieser zusätzlichen Aus - 

gaben der Nutzen eindeutig positiv bleibt. Denn das Ver-

hältnis der Kosten Früher Hilfen beträgt gegenüber den 

Kosten von Kindeswohlgefährdung unter den getroffenen  

Annahmen bei dem moderaten Szenario 1:13 und 1:34 

beim pessimistischen Szenario.

Die erzielten Befunde der Studie sprechen – bei aller noch 

notwendigen begleitenden Evaluation über längere Zeit-

räume – für einen entschiedenen Paradigmenwechsel in 

den Finanzierungsstrukturen von Gesundheitswesen und 

Jugendhilfe: Gelingt es, kindliche Entwicklungsrisiken 

durch Frühe Hilfen zu erkennen, einen guten Zugang zu 

(gefährdeten) Familien herzustellen, Unterstützung und 
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Hilfen im Sinne eines guten »Übergangsmanagements« 

anzubieten und damit eine mögliche Kindesvernachlässi-

gung und Misshandlungen zu verhindern, ist das für das 

Wohlergehen der Kinder, aber auch für die Gesellschaft  

unermesslich und führt somit zu einer »doppelten  

Dividende«. 

Das derzeitige Wissen und der Forschungsstand in die-

sem Bereich verweisen bereits heute darauf, dass Frühe 

Hilfen als eine sinnvoll angelegte Zukunftsinvestition für 

die betroffenen Kinder und für die Gesellschaft insgesamt 

begriffen werden müssen. Die derzeitige Finanzierung 

mit Schwerpunkt in den späteren Lebensjahren sollte 

deshalb durch eine konsequente Umsteuerung zugunsten 

einer passgenauen Unterstützung von Geburt an verän-

dert werden.
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Im Zuge der seit 2005 intensiv geführten Debatte um  

einen verbesserten Kinderschutz sind in vielen Kommu-

nen Programme entstanden, die zum Teil ganz unter-

schiedlich ausgestaltet sind, jedoch ein Ziel verfolgen: 

Durch Frühwarnsysteme und Frühe Hilfen sollen Risiken 

für Kindesvernachlässigung und -misshandlung mög-

lichst früh erkannt werden, um eine Problemzuspitzung 

und eine mögliche Kindeswohlgefährdung zu verhin-

dern. Das entspricht dem Leitgedanken der Prävention. 

Präventionsprogramme haben jedoch – oft unter Hin-

weis auf fehlende finanzielle Mittel – wenig Chancen auf 

Verstetigung. So stellt sich bei der Weiterführung von 

erfolgreichen Projekten und Programmen dann häufig 

die Frage einer auf Dauer gestellten Finanzierung. Insbe-

sondere bei einer insgesamt angespannten Kassenlage der  

öffentlichen Haushalte haben Angebote der Prävention 

als »Luxusgut« gegenüber den Pflichtaufgaben derzeit 

wenig Chancen auf Förderung.

Dass Leistungen in diesem Bereich nicht nur Kosten ver-

ursachen, sondern einen »Output« erbringen und als 

Investitionen zu betrachten sind, die sich langfristig aus-

zahlen, wird häufig nicht beachtet. 

Ökonomische Analysen bezogen sich lange Zeit fast aus-

schließlich auf die Frage: Wie können Kosten, insbeson-

dere in den kostenintensiven Bereichen der Jugendhilfe 

(z. B. der Heimerziehung), eingespart werden? Erst seit 

kurzem – insbesondere mit der durch PISA ausgelösten 

Bildungsdebatte – hat ein verändertes Verständnis von 

Ausgaben und Kosten für familienunterstützende Leis-

tungen eingesetzt. Denn Angebote früher Förderung und 

Bildung tragen – so das Ergebnis vorhandener Studien – 

dazu bei, die Entwicklungschancen von Kindern erheb-

lich zu verbessern und Kosten des Sozial-, Gesundheits- 

und Justizsystems im weiteren Lebenslauf dieser Kinder 

einzusparen. Die Renditen fallen dabei umso höher aus, 

je früher die Kinder erreicht werden und sind insbeson-

dere für Kinder aus benachteiligten Familien bedeutsam 

(vgl. Heckman, Masterov 2007). Das Kosten-Nutzen-

Verhältnis frühkindlicher Bildung beträgt nach einer 

Untersuchung der Bertelsmann Stiftung für Deutschland 

1:2,7, d. h. die zu Beginn eingesetzten Kosten lösen volks-

wirtschaftlichen Nutzen in fast dreifacher Höhe aus (vgl. 

Bertelsmann Stiftung 2007). Die Kosten unzureichen-

der Bildung heute geborener Kinder werden sich nach  

Angabe einer weiteren Studie der Bertelsmann Stiftung 

im Lebenslauf von 80 Jahren auf 2,8 Billionen Euro sum-

mieren (Bertelsmann 2009).

Im Bereich der Frühen Hilfen weisen internationale Un-

tersuchungen ebenfalls auf ein positives Kosten-Nutzen-

Verhältnis hin. Ein Beispiel ist die Studie »Investing  

in our Children« (vgl. Karoly et al. 1998), welche die  

Kosten und den Nutzen des Home Visiting Program  

»EImira PEIP« untersucht hat. Hier konnte gezeigt wer-

den, dass den zu Beginn entstandenen Kosten von 6.000 

US-Dollar Einsparungen in Höhe von 24.000 US-Dollar 

pro Familie gegenüberstanden. 

In Deutschland fehlt es derzeit noch an vergleichba-

ren Untersuchungen. Im Rahmen der vom Bundes-

ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

im Programm »Frühe Hilfen für Eltern und Kinder und 

soziale Frühwarnsysteme« geförderten Modellprojekte 

werden zwei Untersuchungen zu den Kosten und dem 

Nutzen Früher Hilfen erstellt – die vorliegende Arbeit, 

die im Projekt »Guter Start ins Kinderleben« entstanden 

ist und eine Kosten-Nutzen-Analyse, die innerhalb des 

Projekts »Pro Kind« durchgeführt wird1. 

Die vorliegende Studie bezieht sich auf eine Analyse der 

Kosten Früher Hilfen am Beispiel des Modellstandortes 

Ludwigshafen. Diesen errechneten Kosten werden Folge-

kosten gegenübergestellt, die durch Kindeswohlgefähr-

dung verursacht werden.



13

14

15

20

24

Kosten und nutzen Früher hilFen –  

ein überblicK

Die bedeutung der frühen Kindheit

»Je früher desto besser« – auch aus ökonomischer Sicht?

Kostendaten der Statistik

Zur Wirkung Früher Hilfen

3



14 KoStEN uND NutZEN FrüHEr HIlFEN – EIN übErblIcK

Das Wohl des Kindes zu schützen, Eltern in Fragen der 

Erziehung zu beraten und zu unterstützen und Kinder in 

ihrer Entwicklung umfassend zu fördern, ist Aufgabe und 

alltägliche Praxis der Jugendhilfe. Mit dem Ziel, den Kin-

derschutz zu verbessern und den verstärkten Aufbau von 

Frühwarnsystemen und Frühen Hilfen zu forcieren, hat 

sich somit der Auftrag für die Jugendhilfe im Prinzip nicht 

verändert, die Tätigkeiten jedoch – je nach Intensität und 

Ausgestaltung der Maßnahmen – sehr wohl. Ein Beispiel 

ist der Aufbau verstärkter Kooperationen und der Vernet-

zung zwischen Jugendhilfe- und Gesundheitssystem, aber 

auch die Implementierung neuer Angebote, die den Be-

darfen von Säuglingen und jungen Familien entsprechen, 

wie beispielsweise die Entwicklungspsychologische Bera-

tung. Und auch bei den Kooperationspartnern sind neue 

Aufgaben hinzugekommen oder es hat eine veränderte 

Wahrnehmung dieser Aufgaben stattgefunden. In finan-

zieller Hinsicht entstehen durch den Ausbau des frühen, 

präventiven Bereichs zusätzliche Ausgaben. Bei insgesamt 

knappen finanziellen Ressourcen konkurrieren diese mit 

alternativen Verwendungszwecken und bedürfen einer 

Legitimation, die den Mitteleinsatz für eine Maßnahme 

durch Effektivitäts- und Effizienzbelege nachweislich be-

gründet. 

Frühe Hilfen beziehen ihre Legitimation aus der Plausi-

bilität des Präventionsgedankens: Vorbeugen ist besser als 

Heilen. Bei Kindler und Sann heißt es: »Frühe Hilfen ver-

suchen [...] das Entstehen von Kindeswohlgefährdung im 

engeren Sinne2 dadurch zu verhindern, dass sie bei Ge-

fährdungslagen im weiteren Sinne möglichst früh wirk-

same Hilfen anbieten« (Kindler, Sann 2007: 43).

Hinter dieser Strategie steht der Gedanke, »dass Vernach-

lässigungen und Misshandlungen in den meisten Fällen 

Endpunkte einer von den Eltern nicht gewollten, ver-

hängnisvollen Entwicklung sind, an deren Anfang viel-

fältige Überforderungen stehen« (ebd.). In den folgenden 

Kapiteln sollen diese Aspekte näher betrachtet und die 

Kosten-Nutzen-Relevanz Früher Hilfen in einem ersten 

Überblick dargestellt werden.

die bedeutunG  
der Frühen Kindheit

»Vorbeugen ist besser als Heilen«, so lautet der Leitge-

danke der Prävention. Bezogen auf die Prävention im 

Kinderschutz bedeutet das: Je früher Risiken erkannt 

und Benachteiligungen aufgefangen werden, desto eher  

können Gefährdungen des Kindeswohls, deren Folgen 

und dadurch entstehende gesellschaftliche Folgekosten 

vermindert werden. 

Zusätzliche Bedeutung erhält dieser früh-präventive An-

satz über die Erkenntnisse der Entwicklungspsychologie 

und Neurobiologie, die den Stellenwert der frühen Kind-

heit betonen.

Die frühe Kindheit stellt aus entwicklungspsycho- 

logischer Sicht eine der wichtigsten Phasen dar – die  

Gehirnstrukturen sind in dieser Zeit zur extrem raschen 

Nutzung von Informationen aus der Umgebung in der 

Lage und werden in Abhängigkeit von Umwelterfahrungen  

bereits in dieser Entwicklungsstufe verändert und aus-

differenziert. Zudem kommt dieser Periode eine entschei-

dende Bedeutung als Basis für die weitere Entwicklung zu. 

»Einzelnen Altersperioden lassen sich jeweils bestimmte 

Entwicklungsaufgaben zuordnen, deren erfolgreiche Be - 

wältigung die Grundlagen für die Bewältigung der nach- 

folgenden Entwicklungsaufgaben legen. […] Daraus  

ergibt sich ein kumulativer Effekt für die Entwicklungs-

ergebnisse: Je erfolgreicher die einzelnen Entwicklungs-

aufgaben gemeistert wurden, desto günstiger sind die 

Bedingungen für die nachfolgenden Bewältigungen. Das 

gleiche gilt umgekehrt auch: Je unvollständiger ihre Meis-

terung ohne nachträgliche Kompensation, desto ungüns-

tiger die Bedingungen für die nachfolgenden Bewälti- 

gungen« (Holodynsky 2007: 40). 

Die Eltern nehmen hier als primäre Bezugspersonen 

eine Schlüsselfunktion ein, indem sie ihre Kinder über 

Fürsorge-, Erziehungs- und Bildungsleistungen in der 

erfolgreichen Bewältigung der jeweiligen Entwicklungs-

aufgaben unterstützen. Die Bereiche Pflege/Betreuung 

und Bildung/Erziehung finden dabei im Säuglings- und 

Kleinkindalter häufig parallel statt und stehen zudem in 

einem engen Verhältnis zueinander, da die Aufnahme- 

fähigkeit für Lern- und Bildungsangebote eines Kindes in 
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erster Linie durch die bestehenden Beziehungsstrukturen 

und die »Interaktionsdichte zwischen Bezugsperson und 

Kind« bestimmt wird (vgl. hierzu Holodynski 2007). Die 

Qualität der Bindung zwischen Bezugsperson und Kind 

wird dementsprechend nicht nur für die aktuelle Befind-

lichkeit des Säuglings und Kleinkindes, sondern auch als 

Voraussetzung für seine positive Entwicklung insgesamt 

gesehen (vgl. Ziegenhain 2003). Dies zeigen auch Unter-

suchungen der Mannheimer Risikokinderstudie. Dort 

konnte belegt werden, dass abgelehnte und vernachlässig-

te Kinder bereits im Alter von drei Monaten häufig dys-

phorisch waren, sie wiesen Aufmerksamkeitsstörungen 

und Essprobleme auf (Esser 2002), im Alter von acht und 

elf Jahren zeigten sich bei den Kindern deutlich geringere 

kognitive Fähigkeiten und schlechtere Schulleistungen, 

zudem wurden häufiger emotionale und Verhaltenspro-

bleme gegenüber nicht abgelehnten Kindern festgestellt 

(Laucht et al. 2000). 

Eine auf Basis der Mannheimer Risikokinderstudie vom 

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) 

durchgeführte Untersuchung zeigt, dass der Einfluss der 

Qualität der elterlichen Fürsorge nicht nur die Ausbildung 

kognitiver und nicht-kognitiver Fähigkeiten beeinflusst, 

sie zeigt auch, dass dieser Einfluss im Entwicklungsver-

lauf unterschiedlich stark ist – der Zusammenhang ist im 

Vorschulalter am größten und sinkt dann zunehmend ab 

(vgl. Blomeyer et al. 2009). Dies weist wiederum auf die 

besondere Bedeutung der frühen Jahre hin. 

Das Säuglingsalter stellt jedoch nicht nur eine bedeuten-

de Phase für die Entwicklung eines Kindes dar, es han-

delt sich zudem um eine Phase besonderer Vulnerabilität, 

die durch abrupte Übergänge von dezenten Hinweisen 

zur akuten Gefährdung geprägt ist, z. B. der Gefahr des 

Austrocknens bei mangelnder Flüssigkeitszufuhr (Ostler, 

Ziegenhain 2007). 42% der infolge von Kindesvernach-

lässigung und -misshandlung getöteten Kinder waren 

nach Angabe des U.S. Department of Health and Human 

Services unter einem Jahr alt, 77% der Kinder waren jün-

ger als vier Jahre (U.S. Department of Health and Human 

Services 2009). Das Risiko von Kindeswohlgefährdungen 

ist dabei insbesondere durch die Kumulation von elterli-

chen, sozialen und ökonomischen Risikofaktoren erhöht, 

wie z. B. psychische Erkrankungen, Partnerschaftskon-

flikte oder niedriges Einkommen (Kindler 2009). 

Gelingt es nicht, frühe Risiken zu erkennen und eine Ge-

fährdung des Kindeswohls zu verhindern, sind die Folgen 

für die Kinder immens. Abgesehen von dem Schmerz und 

dem Leid, das diese Kinder erfahren, sind sie auch von 

langfristigen Folgen betroffen – die Entwicklung, sowohl 

die kognitive als auch die Entwicklung der Sprache und 

der Motorik dieser Kinder ist häufig verzögert, Verhaltens-

störungen und psychische Störungen sind deutlich erhöht.

Aus ökonomischer Sicht entstehen hierdurch Kosten, 

die neben den Systemen »Kinder- und Jugendhilfe« und 

»Gesundheit« auch die Bereiche »Justiz« und »Bildung/

Erwerbsbeteiligung« betreffen. Denn es sind sowohl di-

rekte Kosten von Kindesvernachlässigung und Misshand-

lung zu berücksichtigen, die vorrangig in der Kinder- und 

Jugendhilfe, dem Gesundheitswesen und dem Justiz- 

wesen im Rahmen von Inobhutnahmen, Behandlungen 

von Verletzungen und nicht zuletzt bei den Familien-

gerichten entstehen. Zudem sind es aber auch indirekte  

Kosten, d. h. Kosten, die nicht unmittelbar nach der 

Kindeswohlgefährdung eintreten, die jedoch indirekt 

als Folgen der Vernachlässigung und/oder Misshand-

lung zu sehen sind und im Lebenslauf in Form erhöhter 

Krankheitsrisiken, insbesondere psychischer Erkrankun-

gen, geminderter Erwerbsbeteiligung oder gesteigerter  

Delinquenzraten zum Ausdruck kommen. Auf der öko-

nomischen Seite entstehen hierdurch Kosten, die sich im 

Sozial-, Gesundheits- und Justizhaushalt niederschlagen. 

»Je Früher desto besser« –  
auch aus ÖKonoMischer sicht?

Die Förderung und Herstellung einer möglichst positi-

ven, unterstützenden Umgebung für das Aufwachsen 

eines Kindes erscheint auf der Grundlage der im letzten 

Abschnitt dargestellten Zusammenhänge als wesentlicher 

Faktor für den Entwicklungsprozess insgesamt. Vor dem 

Hintergrund der immensen Schädigungswirkung von 

Kindesvernachlässigung und Misshandlung kommt der 

Prävention hier eine entscheidende Rolle zu. 

Dass eine möglichst frühe Förderung trotz der damit 

verbundenen zusätzlichen Ausgaben für Kinder unter 

drei Jahren auch aus ökonomischer Sicht anzustreben 

ist, wird für den Bereich der frühkindlichen Bildung und 
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Betreuung bereits seit längerer Zeit diskutiert. Ausgaben 

werden hier nicht als Kosten, sondern als Investitionen 

in das Humanvermögen einer Gesellschaft betrachtet, die 

sich langfristig auszahlen. 

Spätestens seit der PISA-Studie ist bekannt, welchen 

Einfluss die soziale Herkunft auf die Bildungschancen 

von Kindern ausübt. Mit der KiGGS-Studie des Robert-

Koch-Instituts wird zudem der Zusammenhang von sozi-

aler Benachteiligung und Gesundheit dargestellt. Kinder 

aus benachteiligten Herkunftsfamilien verbringen mehr 

Zeit vor dem Fernseher, leiden verstärkt an Übergewicht 

und Adipositas und zeigen signifikant häufiger Verhal-

tensauffälligkeiten als Kinder aus sozial besser gestellten 

Familien (Rieck 2008). Die Kosten, die der Gesellschaft 

infolge dieser nicht aufgefangenen Benachteiligungen – 

u. a. durch schulische Nachqualifizierungen und die 

Berufsförderung im sog. »Übergangssystem« zwischen 

Schule und Berufsausbildung sowie durch höhere Krank-

heitskosten im weiteren Lebenslauf – entstehen, über-

steigen die derzeitigen Aufwendungen im Frühbereich 

um ein Vielfaches (vgl. u. a. Bertelsmann Stiftung 2008). 

Durch eine bessere Förderung in den ersten Lebensjah-

ren soll diesem Zusammenhang entgegengewirkt und 

das kostenintensive Behandeln von Folgeerscheinungen 

durch eine früh einsetzende Hilfe vermindert werden.

Wie sich die Förderung in unterschiedlichen Lebens-

phasen in finanzieller Hinsicht auswirkt, hat der Nobel-

preisträger für Ökonomie James Heckman für den  

Bildungsbereich bereits eindrücklich aufgezeigt, indem er 

die Bildungsförderung in der Lebenslaufperspektive aus 

ökonomischer Sicht dargestellt hat. 

Das von ihm entwickelte ökonomische Modell gründet 

sich auf empirische Evidenz von Studien zu Bildungs-

investitionen in verschiedenen Lebensphasen und in 

verschiedenen Bildungsschichten. Es wird über zwei 

Kernannahmen modelliert: Dass einzelne Entwicklungs-

stufen aufeinander aufbauen und einmal erreichte Fä-

higkeiten die Rentabilität späterer Investitionen erhöhen 

– »Together, dynamic complementarity and self-producti-

vity produce multiplier effects which are the mechanisms 

through which skills beget skills and abilities beget abilities« 

(Cunha, Heckman 2007: 35). Zudem werden kognitive 

und nicht-kognitive Fähigkeiten in einem untrennba-

ren Zusammenhang zueinander betrachtet. So weist eine 

neuere US-amerikanische Studie darauf hin, dass die 

aus guten selbstregulatorischen Fähigkeiten abgeleitete 

Selbstdisziplin eines Individuums für den akademischen 

Erfolg offenkundig sogar eine größere Rolle spielt als 

seine Intelligenz (Duckworth/Seligman 2005 in Pfeiffer, 

Reuß 2008). 

Im Ergebnis verdeutlicht Heckman in seiner Arbeit, 

welche Bedeutung der Zeitpunkt der Förderung auf die 

Effektivität und damit auf die Effizienz der eingesetzten 

Programme hat. Denn seine Berechnungen zeigen, dass 

Investitionen in kind- und familienunterstützende Pro-

gramme die größte Rendite erbringen, wenn diese dem 

Abbildung 01 rENDItE DurcH INVEStItIoNEN IN DAS HumANKAPItAl

Rate of Return to Investment  
in Human Capital

Preschool School Post School

Age

Quelle: Cunha, Heckman 2007

Job Training
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DurcHScHNIttlIcHE lEIStuNG Für KINDEr NAcH AltEr DES KINDES  
(bEI mIttlErEN HAuSHAltSEINKommEN), 2003

Quelle: OECD 2009 (Ausschnitt)             Cash benefits and tax breaks      Childcare      Other benefits in kind      Education

3

Schulbesuch deutlich vorgelagert sind (vgl. Abbildung 01).  

Die Erträge sind zudem bei Kindern aus benachteiligten 

Herkunftsfamilien deutlich höher als bei Kindern aus  

bildungsnahen Familien. 

Für Deutschland beschreibt Ludger Wößmann die Situa-

tion wie folgt: »Betrachtet man die Struktur der öffentli-

chen Bildungsfinanzierung in Deutschland im Licht die-

ser Lebenszyklusperspektive, so muss konstatiert werden, 

dass sie sowohl einer gerechtigkeits- als auch einer effizi-

enzfördernden Ausrichtung tendenziell zuwiderläuft. Im 

internationalen Vergleich sind die öffentlichen Bildungs-

investitionen in Deutschland im frühkindlichen und 

Grundschulbereich relativ gering, im Tertiärbereich rela-

tiv hoch« (Wößmann 2008: 229). Zu ähnlichen Ergeb-

nissen gelangt eine Untersuchung der OECD, welche die 

öffentlichen Ausgaben für Transfer- und Sozialleistungen 

der einzelnen Länder im Kindheitsverlauf untersucht hat. 

Deutschland zeigt hier eine Ausgabenverteilung, die einer 

umgekehrten U-Kurve gleicht. D. h. die Ausgaben sind zu 

Beginn gering, nehmen dann, mit einem Höchststand im 

Alter zwischen 10 und 15 Jahren zu, und sinken danach 

wieder ab. Deutliche Unterschiede in der Finanzierung 

sind zwischen den OECD-Ländern bereits in der frühen 

Phase der Kindheit zu sehen, wie das Beispiel Schweden 

verdeutlicht. Hier werden zu Beginn deutlich mehr Mittel  

aufgewendet, die sich auch hinsichtlich ihrer Ausrich-

tung unterscheiden und bereits zu diesem Zeitpunkt aus  

einem Mix von finanziellen Leistungen und Kinderbe-

treuung bestehen (siehe Abbildung 02).

Abbildung 02
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Die Kosten unzureichender Bildung heute geborener Kinder  

werden sich nach einer von Wößmann und Piopiunik durch  

geführten Berechnung auf 2,8 Billionen Euro im Le bens -

lauf dieser Kinder summieren (Bertelsmann Stiftung 2009). 

Ein Umdenken findet derzeit auch in Deutschland statt, 

ablesbar z. B. am Vorhaben des Ausbaus von Betreuungs-

angeboten für unter Dreijährige. Diese Plätze werden 

jedoch vorrangig von Kindern aus gut gebildeten Her-

kunftsfamilien genutzt (Geier, Riedel 2008). Untersuchun-

gen zur Nutzung von Kindertagesstätten in der Schweiz 

dokumentieren zudem, dass der Anteil von Kindern aus 

benachteiligten Herkunftsfamilien und Familien mit Mi-

grationshintergrund in den letzten Jahren und Jahrzenten 

sogar gesunken ist. In der Stadt Genf ließen beispielsweise 

im Jahr 1964 lediglich 11% der Familien aus dem oberen 

und mittleren Kader ihre Kinder in einer Krippe betreuen, 

1997 war die Zahl auf 41% gestiegen. Der Anteil von Ar-

beiterfamilien sank im gleichen Zeitraum von 60 auf 26% 

(Lanfranchi 2010). »Im Wesentlichen dürften [diese Dis-

krepanzen] mit Angebot- und Nachfrage-Mechanismen 

zu tun haben und mit der damit gekoppelten Schwierig-

keit, für weniger begüterte und kommunikativ weniger 

schlagfertige Eltern die begehrten und spärlich vorhande-

nen Krippenplätze zu ergattern« (Lanfranchi 2010: 107).

Die erste und wichtigste Sozialisationsinstanz bleibt  

jedoch für Kinder weiterhin die Familie. Förderung, Er-

ziehung und Bildung finden zuerst in der Familie statt. 

Die kindliche Entwicklung ist in diesem Sinne unteilbar, 

d. h. der Aufbau des Humanvermögens beginnt biogra-

fisch deutlich vor dem Kita- und Schulbesuch. 

Bereits der fünfte Familienbericht des Bundesfamilienmi-

nisteriums wies darauf hin, dass »im Lebenszyklus ... die 

familiale und schulische Sozialisation stets der Erwerbs-

tätigkeit voraus[geht]. Nur mit dem Sozialisationserfolg 

von Familie und Schule wird effiziente Wirtschaft möglich 

[…]. Die Familie ist der bevorzugte Ort der Entstehung 

und Erhaltung von Humanvermögen« (BMFS 1995: 27f.). 

Humanvermögen wird dabei verstanden als »die Gesamt-

heit der Kompetenzen der Menschen« (ebd.). Im Gegen-

satz zum Humankapital ist der Begriff Humanvermögen 

nicht auf die Fachkompetenzen beschränkt, die in der 

Arbeitswelt zur Einkommenserzielung eingesetzt werden, 

sondern bezieht zugleich die sog. »Daseinskompetenzen« 

übErblIcK übEr ENtWIcKluNGSAbHäNGIGE VErHAltENSAuFFällIGKEItEN, 
PSycHIScHE uND PSycHoSomAtIScHE SymPtomE AlS FolGE VoN KINDES-
mISSHANDluNG

Vorschulalter Schulalter Adoleszenz

●  Übermäßiges Vertrauen in fremde Personen

●  Entwicklungsrückstände (motorisch, 
kognitiv, emotional, sozial)

●  Entwicklungsrückstände (motorisch, 
kognitiv, emotional, sozial)

●  Schlafstörungen
●  Ängstliches Verhalten

●  Schlafstörungen
●  Ängstliches Verhalten

●  Schlafstörungen 
●  Ängstliches Verhalten

●  Depressive Symptome 
●  Aggressives/hyperaktives Verhalten

●  Depressive Symptome
●  Aggressives/hyperaktives Verhalten
●  Fehlendes Selbstvertrauen
●  Suizidalität
●  Soziale Isolation
●  Schulschwierigkeiten

●  Anorexie/Bulimie/Adipositas 
●  Selbstentwertung 
●  Aggressives Verhalten 
●  Depression
●  Davonlaufen
●  Suizidalität

●  Vergehen gegen das Gesetz 
●  Psychosomatische Beschwerden (z. B. 

chronische Kopf-, Bauch schmerzen)

●  Vergehen gegen das Gesetz
●  Psychosomatische Beschwerden (z. B. 

chronische Kopf-, Bauch schmerzen) 
●  Substanz gebundenes Suchtverhalten 
●  Entwicklung von Persönlichkeitsstörungen

Quelle: Moggi 2005 nach AGKM 1992

Abbildung 03
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ein, die die Lebensführung als Ganzes betreffen. Bildung 

von Anfang an in diesem weit gefassten Sinne beginnt mit 

diesen Daseinskompetenzen, die in der Familie erlernt 

werden und einen kompetenten Umgang mit Belastungen 

und Stressoren im Lebenslauf ermöglichen. Das bestätigt 

auch die jüngste Forschung zur Bedeutung nicht-kogniti-

ver Fähigkeiten (Cunha, Heckman 2007). D. h. schulische, 

aber auch sozialpädagogische Hilfs- und Unterstützungs-

angebote müssen nicht nur früher beginnen, sie müssen 

auch um die Dimension der »Alltagskompetenzen« erwei-

tert werden (Meier-Gräwe 2007). 

Soziale und ökonomische Benachteiligungen von Fami-

lien wirken sich aber nicht nur auf die Bildungschancen 

und Gesundheitsrisiken von Kindern aus. Treten Risiken 

kumulativ auf und können diese nicht durch vorhandene 

Ressourcen abgemildert werden, erhöht sich das Risiko 

für Kindeswohlgefährdungen deutlich. 

Die Folgen von Kindesvernachlässigung und -misshand-

lung sind besonders schwerwiegend und weitreichend. 

Vor allem psychische Erkrankungen, Störungen in der 

emotionalen und sozialen Entwicklung sowie bei der ko-

gnitiven Leistungsfähigkeit werden hier in Abhängigkeit 

des Zeitpunkts und der Dauer der Gefährdung, deren 

Intensität und der Form der Vernachlässigung und/oder 

Misshandlung in Studien benannt. Entwicklungsbezogen 

werden die folgenden Symptome als Folge von Kindes-

misshandlung genannt (vgl. Abbildung 03).

Eine Modellrechnung des Kreises Marburg-Biedenkopf 

zeigt beispielhaft auf, welche Kosten allein durch psychi-

sche Störungen im Jugendalter entstehen. Einbezogen 

wurden ein sechsmonatiger Aufenthalt in einer Kinder- 

und Jugendpsychiatrie (Tagespflegesatz = 378,50 Euro) 

und eine stationäre Unterbringung für 24 Monate in 

einer Jugendhilfeeinrichtung (durchschnittlicher Tages-

pflegesatz = 170 Euro + monatliches Taschen geld = 29 

Euro + monatliche Bekleidungspauschale = 45 Euro). 

Zur Bewältigung der Entwicklungsprobleme er hält der/

die Jugendliche zudem einen Betreuungshelfer/Betreu-

ungshelferin (8.400 Euro für 2 Jahre) (vgl. Abbildung 04).

Insgesamt entstehen infolge psychischer Störungen eines 

jungen Menschen nach dieser Modellrechnung Kosten in 

Höhe von 203.541 Euro.

Welche Kosten mit Kindesvernachlässigung und/oder 

Misshandlung verbunden sind, lässt sich anhand von 

Ergebnissen aus dem englischsprachigem Raum verdeut-

lichen. So errechneten Wang und Holton bezogen auf das 

Jahr 2007 Kosten von 103,8 Milliarden US-Dollar, die in 

den USA jährlich infolge von Kindesvernachlässigung 

und -misshandlung aufgewendet werden müssen, und 

zwar in Form von direkten Kosten im Bereich der Jugend-

hilfe, Justiz und dem Gesundheitssystem und indirek-

ten Kosten, z. B. besondere Sonderpädagogikangebote,  

Jugendkriminalität, Kriminalität im Erwachsenenalter 

und Produktivitätsverluste (vgl. Abbildung 05). Die diffe-

renzierte Betrachtung von direkten und indirekten Kos-

ten infolge von Kindesvernachlässigung und -misshand-

lung macht darüber hinaus deutlich, dass zwei Drittel der 

Kosten indirekte Kosten darstellen, die den Langzeitfol-

gen von Vernachlässigungs- und Misshandlungserfah-

rungen im Kindesalter zuzuordnen sind (Prevent Child 

Abuse America 2007).

In Australien werden die Kosten, die allein für den Kinder-

schutz und die Fremdunterbringung aufgebracht werden 

müssen, mit 2 Milliarden Dollar für das Jahr 2007 – 2008 

angegeben (Australien Institute of Family Studies 2009).

Nationale Analysen, welche die Kosten von Kindeswohl-

vernachlässigungen und Misshandlungen in dieser Form 

KoStEN bEI PSycHIScHEN StöruNGEN  
EINES JuNGEN mENScHEN bIS Zum  
18. lEbENSJAHr (moDEllrEcHNuNG)

Hilfeart Kosten in Euro

Klinikaufenthalt (6 Monate) 69.265

Betreuungshelfer (24 Monate) 8.400

Bekleidungspauschale (45 Euro/Monat) 1.080

Taschengeld (29 Euro/Monat) 696

Stationäre Unterbringung §35a (24 Monate) 124.100

Gesamtkosten bis zum 18. Lebensjahr 203.541

Quelle: Kreisausschuss Marburg-Biedenkopf. (Ausschnitt, eigene Darstellung)

Abbildung 04
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für Deutschland schätzen, sind aufgrund mangelnder 

Datenverfügbarkeit derzeit nicht vorhanden und nicht 

durchführbar (eine ausführliche Darstellung zur Daten-

lage im Bereich Kindeswohl wird im Kapitel 6 vorgenom-

men). Bekannt sind zum jetzigen Zeitpunkt lediglich 

einzelne Datenbausteine, die Auskunft über die Kosten 

in verschiedenen Ausgabenbereichen geben und die 

Schwerpunktsetzungen erkennen lassen. 

Kostendaten der statistiK

Betrachtet man die Daten zu den Ausgaben im Gesund-

heitssystem und in der Kinder- und Jugendhilfe, so zeigt 

sich ein ähnliches Bild wie im Bildungsbereich: Die 

Prävention und Frühintervention erfährt aus Finan-

zierungssicht einen geringen Stellenwert, die Kosten 

interventiver und kurativer Maßnahmen sind dem-

gegenüber immens und steigen stetig an. Hinzu kom-

men die Kosten langfristiger Folgen, z. B. im Justiz- und 

Sozialhaushalt durch verminderte Erwerbspotentiale 

und höherer Straffälligkeitsquoten. Der an der Frank-

furter Universitätskinderklinik bis 1998 tätige Kinder-

neurologe Gert Jacobi weist zudem auf die immensen 

Kosten schwerer Misshandlungsfälle (u. a. Schüttel-

trauma) hin, die durch oft monatelange Aufenthalte 

in der Akutklinik und daran anschließende Rehabili ta-

tionskliniken entstehen (Jacobi 2005).

Die Ausgaben für Prävention und Gesundheitsschutz be-

liefen sich im Jahr 2008 auf 10.703 Millionen Euro, dar-

unter 6.113 Millionen für die Gesundheitsförderung und 

GEScHätZtE KoStEN DurcH KINDESVErNAcHläSSIGuNG uND -mISSHANDluNG 
IN DEN uSA

Direkte Kosten Geschätzte jährliche Kosten in US-Dollar (2007)

Krankenhausaufenthalte 6.625.959.263

Gesundheitssystem/Psychische Erkrankungen 1.080.706.049

Jugendhilfesystem/Kinderschutz 25.361.329.051

Justizsystem/Strafverfolgung bei Kindeswohlgefährdung 33.307.770

Summe direkte Kosten 33.101.302.133

Indirekte Kosten

Sonderschulpädagogik 2.410.306.242

Jugenddelinquenz 7.174.814.134

Psychische Erkrankungen und medizinische Versorgung 67.863.457

Erwachsenenstrafsystem 27.979.811.982

Wertschöpfungsverluste/Einkommen 33.019.919.544

Summe indirekte Kosten 70.652.715.359

Gesamtkosten 103.754.017.492

Quelle: Prevent Child Abuse America 2007. Eigene Darstellung

Abbildung 05



213

1.271 Millionen für die Früherkennung von Krankheiten 

(Gesundheitsberichterstattung des Bundes, online).

Demgegenüber mussten im Jahr 2008 allein für den Be - 

reich »Psychische und Verhaltensstörungen« laut der Krank - 

heitskostenrechnung 28.654 Millionen Euro aufgebracht 

werden (Gesundheitsberichterstattung des Bundes, on-

line). Hier wird deutlich, welche Kostendimensionen einer-

seits für die Prävention aufgewendet werden und welche  

Kosten andererseits in dem kurativen Bereich anfallen. 

Die Kinder- und Jugendhilfestatistik gibt zwar keine Aus-

kunft über die Gesamtkosten, die bei Kindesmisshand-

lung und -vernachlässigung entstehen (vgl. hierzu Kapitel 

6). Deutlich wird jedoch, dass trotz der gestiegenen Auf-

merksamkeit im Kinderschutz, die sich u. a. in gestiege-

nen Fällen von Inobhutnahmen und einem deutlichen 

Anstieg der Hilfen für unter Sechsjährige widerspiegelt 

(Rauschenbach, Pothmann 2008), Kinder unter drei Jah-

ren weiterhin seltener durch die Angebote der Hilfen zur 

Erziehung erreicht werden (siehe Abbildung 06). Zudem 

haben niedrigschwellige Angebote, die einen präventiven 

Charakter besitzen, z. B. die »Allgemeinen Förderung der 

Erziehung in der Familie« mit 0,5%, eine minimale Be-

deutung an den Ausgaben der Kinder- und Jugendhilfe 

(Statistisches Bundesamt 2009a). 

Abbildung 06INANSPrucHNAHmE VoN HIlFEN Zur ErZIEHuNG NAcH AltErSJAHrEN (Deutschl.; 

2007; Aufsummierung andauernder u. beendeter Hilfen; pro 10.000 der altersentspr. bevölkerung)

Alter Inanspruchnahmewert

unter 1 126   * Daten für Hilfen zur Erziehung insgesamt fehlen

1 bis 2 165 248

2 bis 3 180 310

3 bis 4 181 371

4 bis 5 186 438

5 bis 6 185 506

6 bis 7 201 551

7 bis 8 220 605

8 bis 9 245 673

9 bis 10 263 689

10 bis 11 269 649

11 bis 12 278 609

12 bis 13 284 606

13 bis 14 299 607

14 bis 15 316 615

15 bis 16 340 627

16 bis 17 334 583

17 bis 18 289 471

18 bis 19 228 341

19 bis 20 103   * Daten für Hilfen zur Erziehung insgesamt fehlen

Quelle: Pothmann, Fendrich 2009                    Hilfen zur Erziehung ohne Erziehungsberatung      Hilfen zur Erziehung insgesamt (einschl. Erziehungsberatung)

0 100 200 300 400 500 600 700
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D. h. ein Großteil der Hilfen setzt erst mit Beginn des 

Kindergarten- oder Schulbesuchs ein. Zudem handelt es 

sich dann häufig um kostenintensive, familienersetzende 

Hilfen, denen oftmals weitere Hilfen vorangegangen sind. 

So zeigt die Kinder- und Jugendhilfestatistik, bezogen auf 

die Hilfen außerhalb des Elternhauses, einen deutlichen 

Schwerpunkt dieser Hilfeform bei den Neun- bis Acht-

zehnjährigen (vgl. Statistisches Bundesamt 2007a).

HIlFEN Zur ErZIEHuNG AuSSErHAlb DES EltErNHAuSES.  
HIlFEN Für JuNGE mENScHEN Am 31.12.2005 NAcH DAuEr DEr HIlFE

Ins- 
gesamt

Davon mit einer bisherigen Dauer der Hilfe von … bis unter … Monaten (Jahren)

Monate Jahre Bisherige  
durchschnittliche 

Dauer  
in Monaten

unter 3 3-6 6-12 1-2 2-3 3-5 5-7 7-10
10 und 
mehr

Insgesamt 131005 9571 11850 16550 25354 16460 19714 11518 10007 9981 42

Alter

unter 1 1034 380 351 303 x x x x x x 4

1 bis 3 3684 418 476 870 1351 569 x x x x 14

3 bis 6 8599 680 693 1194 1899 1607 2128 398 x x 26

6 bis 9 14543 1146 1631 1826 2742 1687 2547 2136 828 x 33

9 bis 12 22629 1467 2219 2932 4759 2910 3262 2068 2343 669 37

12 bis 15 29032 2063 2467 3395 5309 3406 4344 2575 2690 2783 45

15 bis 18 37801 2922 3287 4831 6912 4409 4973 3009 2985 4473 47

18 bis 21 12472 472 697 1154 2262 1758 2177 1125 990 1837 56

21 und älter 1211 23 29 45 120 114 283 207 171 219 76

Altersgruppe

unter 18 117322 9076 11124 15351 22972 14588 17254 10186 8846 7925 40

18 und älter 13683 495 726 1199 2382 1872 2460 1332 1161 2056 58

Quelle: Statistisches Bundesamt 2007a (Ausschnitt)

Abbildung 07
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HIlFEN AuSSErHAlb DES EltErNHAuSES. HIlFEN Für JuNGE mENScHEN Am 
31.12.2005 NAcH Art DEr HIlFE uND uNtErbrINGuNGSForm

Ins-
gesamt

Erziehung  
in einer Tagesgruppe

Vollzeitpflege  
in einer anderen Familie

Heimerziehung;  
sonstige betreute Wohnform

Intensive 
sozial-

pädago-
gische 
Einzel-

betreuung

zu-
sammen

darunter  
Unterbringung 

in
zu-

sammen

davon  
Unter bringung  

bei/in
zu-

sammen

davon  
Unterbringung  

in

einer  
Tagesgruppe  

in einer  
Einrichtung

Großeltern/
Verwandten

Pflege- 
 familie

einem 
Heim

einer  
Wohn- 

gemein-
schaft

eigener
Wohnung

Insgesamt 131005 16543 15574 50364 8118 42246 61806 53624 5986 2196 2292

Alter

unter 1 1034 16 10 813 40 773 205 191 14 x x

1 bis 3 3684 111 58 3050 242 2808 523 490 33 x x

3 bis 6 8599 278 219 6901 760 6141 1420 1360 60 x x

6 bis 9 14543 2799 2643 8324 1119 7205 3420 3265 155 x x

9 bis 12 22629 6954 6630 8635 1376 7259 6994 6728 266 x 46

12 bis 15 29032 4844 4593 9805 1804 8001 14093 13307 763 23 290

15 bis 18 37801 1478 1376 9989 2281 7708 25200 21313 3135 752 1134

18 bis 21 12472 55 40 2638 471 2167 9032 6302 1411 1319 747

21 und älter 1211 8 5 209 25 184 919 668 149 102 75

Altersgruppe

unter 18 117322 16480 15529 47517 7622 39895 51855 46654 4426 775 1470

18 und älter 13683 63 45 2847 496 2351 9951 6970 1560 1421 822

Staatsan gehörigkeit

deutsch 121304 14883 14007 47825 7627 40198 56622 49246 5462 1914 1974

nicht 
deutsch

9701 1660 1567 2539 491 2048 5184 4378 524 282 318

Quelle: Statistisches Bundesamt 2007a (Ausschnitt)

Abbildung 08
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Auch hier dominiert eine Finanzierung, die bislang kaum  

durch frühe, präventive Angebote geprägt ist und mit 

hohen Kosten im Bereich der interventiven bzw. tertiär-

präventiven Maßnahmen einhergeht. 

Vor dem Hintergrund der in den vorigen Kapiteln dar-

gestellten Befunde, wonach auch im Kinderschutz zu 

erwarten ist, dass Angebote um so effektiver und damit 

auch im wirtschaftlichen Sinne effizienter sind, je frü-

her sie die Kinder und ihre Eltern erreichen, erscheint 

aus ökonomischer Sicht ein Umsteuern der bisherigen  

Finanzierungspraxis notwendig. Das bedeutet zwar, wie 

der Informationsdienst der Dortmunder Arbeitsstelle 

Kinder- und Jugendhilfestatistik zutreffend feststellt, dass 

zu Beginn mehr Geld in diesen Bereich investiert werden 

muss, da »mehr Hilfen auch mehr Geld kosten« (Poth-

mann, Schilling 2006). Gelingt es jedoch durch die aufge-

bauten Maßnahmen, die gesetzten Ziele im Kinderschutz 

zu erreichen, wird langfristig eine deutliche Verminde-

rung von Folgekosten erwartet. 

 

zur WirKunG Früher hilFen

Zur Beantwortung der Frage, ob eine Maßnahme ein posi - 

tives Kosten-Nutzen-Verhältnis aufweist, ist in einem  

ersten Schritt zu prüfen, welche Wirkung durch diese 

Maßnahme erzielt wird. »Eine Kosten-Nutzen-Analyse 

in der Jugendhilfe hat festzustellen, inwieweit eine ent-

sprechende Maßnahme effektiv hinsichtlich ihrer Zielset-

zung und effizient hinsichtlich der eingesetzten Mittel ist« 

(Roos 2005: 77). Leider hat in Deutschland bisher kaum 

Forschung zur Effektivität der Sozialen Arbeit stattgefun-

den. Informationen zur Effektivität des bisherigen Vor-

gehens im Kinderschutz liegen deshalb nicht vor und die 

Evaluation der derzeitigen Bemühungen zum Aufbau von 

Frühwarnsystemen und Frühen Hilfen befindet sich noch 

in der Umsetzung, so dass Ergebnisse zur Effektivität die-

ser Maßnahmen erst in einigen Jahren zur Verfügung ste-

hen werden.

Um Hinweise auf die Wirkung von Maßnahmen im Kin-

derschutz zu bekommen, ist derzeit also nur der Blick 

auf die internationale Forschung möglich, die in diesem 

Bereich bereits einige Analysen vorgelegt hat. Kindler be-

richtet von 20 vorhandenen Studien, welche die Verän-

derung der Misshandlungs- und Vernachlässigungsraten 

direkt gemessen, und von ca. 50 vorhandenen Studien, die 

auch Veränderungen von dynamischen Risikofaktoren 

für Misshandlung und Vernachlässigung betrachtet ha-

ben (Kindler 2006). Im Ergebnis stellt er fest, »dass prak-

tisch bedeutsame positive Ergebnisse tatsächlich erzielt 

werden können« (Kindler 2006: 30). Diese seien jedoch  

schwerer zu erreichen als in anderen Bereichen der  

Prävention. Erfolgreiche Programme zeichneten sich 

dabei gegenüber weniger erfolgreichen Programmen  

u. a. durch eine längere Begleitung der Familien, aber auch 

durch einen gelingenden Zugang und Förderung der akti-

ven Teilnahmebereitschaft der Eltern aus (Kindler 2006).  

Die Betrachtung speziell bindungsorientierter Program-

me zeigt, dass nachweislich Verbesserungen des elterli-

chen Feinfühligkeitsverhaltens erreicht werden (Gloger- 

Tippelt 2007). In Hochrisikofamilien können diese  

jedoch immer nur ein Bestandteil neben anderen flankie-

renden Maßnahmen sein (Ziegenhain 2007). 

Frühe Hilfen dürfen jedoch nicht mit der Hoffnung der 

»Problemlösung« gleichgesetzt werden, denn »auch Prä-

ventionsprogramme sind in ihren Wirkungsmöglichkei-

ten begrenzt« (BJK 2007) und können im besten Fall die 

Anzahl von Kindeswohlgefährdungen verringern helfen, 

sie können jedoch das Vorkommen von Kindesmisshand-

lungen und Vernachlässigungen nicht insgesamt verhin-

dern.
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Internationale Studien welche die finanziellen Auswir - 

kungen von Vernachlässigung und Misshandlung  

betrachtet haben, liegen derzeit beispielsweise aus den 

USA vor. Auf der Grundlage der von Olds durchgeführten 

Studie des »Home Visiting Program« EImira PEIP konn-

te gezeigt werden, dass den Kosten von 6.000 US-Dollar, 

die zu Beginn des Programms aufgewendet wurden, Ein-

sparungen in Höhe von 24.000 US-Dollar gegenüber-

standen, d. h. das Programm weist eine Kosten-Nutzen-

Relation von 1:4 auf (Karoly et al. 1998). 

Da die Evaluation zum Zeitpunkt des 15. Lebensjahrs 

der Kinder stattgefunden hat, konnten hier keine Daten 

zu lebenslaufrelevanten Ersparnissen des Staates, etwa 

durch Sozialhilfewegfall, zusätzliche Steuereinnahmen 

o. ä. einbezogen werden. Folglich ist davon auszugehen, 

dass aufgrund des Betrachtungszeitraums eher eine Un-

terschätzung des Nutzens vorliegt und sich die Kosten-

Nutzen-Relation in einer Lebenslaufperspektive noch 

weiter in Richtung des Nutzens verschieben wird. 

Unter der Überschrift »Pay now or pay (more) later« ver-

öffentlichten das Colorado Department of Public Health 

and Environment und der Colorado Children’s Trust 

Fund eine Studie, die die Kosten von Kindesvernachläs- 

sigung und -misshandlung den Kosten eines »Home  

visitation services« für Hochrisikofamilien gegenüber- 

stellt. Hier konnte gezeigt werden, dass dem Staat  

Colorado Kosten von 402 Millionen US-Dollar infolge  

von Misshandlung und Vernachlässigung entstehen. 

Für das Präventionsprogramm müsste hingegen nur ein  

Betrag von 24 Millionen US-Dollar bereitgestellt werden 

(Colorado Department of Public Health and Environ-

ment).

Ähnliche Ergebnisse wurden von Caldwell 1992 für  

Michigan geschätzt – hier wurden 823 Millionen US-

Dollar jährliche Kosten infolge von Vernachlässigung  

und Misshandlung berechnet, denen 43 Millionen US-

Dollar Präventionskosten gegenüberstehen würden. 

Diese Studie schließt mit der Aussage, dass auch unter 

Berücksichtigung der Tatsache, dass Kindesmisshandlun-

gen und Vernachlässigungen nicht vollständig verhindert 

werden können, die Investition in Prävention bereits bei 

mäßiger Verringerungsrate (Effektivität) wirtschaftlich 

außerordentlich effizient ist (Caldwell 1992).

INtErNAtIoNAlE KoStEN-NutZEN-bEtrAcHtuNGEN
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Wirtschaftliche Überlegungen wurden und werden in der 

Sozialen Arbeit, die durch die Prinzipien der Wohltätig-

keit und Gemeinnützigkeit geprägt ist, kritisch diskutiert. 

»Soziale Arbeit war und ist vorrangig sachzielorientiert, 

das heißt ihr Beweggrund ist nicht wirtschaftlicher …, 

sondern überwiegend ›altruistischer‹ oder ›moralisch-

weltanschaulicher‹ Natur« (Buestrich, Wohlfahrt 2008: 

17). Doch auch die Soziale Arbeit hat zunehmend in ei-

nem Spannungsverhältnis zwischen Professionalisierung 

und Kostendruck einerseits und sozialem Anspruch und 

ethischen Vorstellungen andererseits zu agieren und so 

haben auch hier seit den 1990er Jahren ökonomische Be-

trachtungen an Bedeutung gewonnen.

Die Gefahr, dass Entscheidungen in der Sozialen Arbeit 

auf der Grundlage einer einfachen Kosten-Nutzen-Ab-

wägung gefällt werden, ist sicher nicht gegeben. Doch 

vor dem Hintergrund knapper finanzieller Mittel bedarf 

auch die Soziale Arbeit einer Legitimation, d. h. sie muss 

aufzeigen, dass ihre Maßnahmen effektiv sind. 

Ein ökonomischer Zugang bietet aber auch eine Chance, 

und zwar die »Soziale Arbeit als produktive Leistung mit 

einem legitimen Anspruch auf Teile des Sozialprodukts, 

aus denen sie sich finanziert, darzustellen. Daß dieser An-

spruch nicht nur politisch-moralisch, sondern auch öko-

nomisch begründet ist, lässt sich zeigen, wenn auch in der 

sozialen Arbeit die input- durch eine outputorientierte 

Betrachtung abgelöst wird« (Finis Siegler 1997: 165f.).

Bisher dominierte die inputorientierte Betrachtung, die 

analysiert hat, welche Mittel für welchen Bereich ausge-

geben werden. Die Diskussion wurde deshalb oft von der 

Frage dominiert: Wie können Kosten im kosteninten-

siven Bereich der Sozialen Dienste verringert werden? 

Dass die Soziale Arbeit nicht nur Kosten verursacht, son-

dern einen Nutzen erbringt, d. h. eine Leistung darstellt, 

die im wirtschaftlichen Sinne als »Output« zu bezeichnen 

ist, wurde lange Zeit nicht berücksichtigt. 

Im Zuge der Debatte zur »Zukunft des Humanver- 

mögens« und der mit PISA in Gang gesetzten Bildungs-

diskussion gerät auch die Betrachtung des Nutzens, den 

private Haushalte/Familien und die Institutionen für 

Kinder durch ihre Leistungen erbringen, in den Fokus. 

Das belegen die zahlreichen Veröffentlichungen, die  

gerade in diesem Bereich entstehen, z. B. Studien von der 

Bertelsmann Stiftung (Bertelsmann Stiftung 2007). 

Leistungen für und von Familien erfahren über die Be-

trachtung ihres Nutzens nun zunehmend Beachtung und 

erhalten einen besonderen Stellenwert – auch bei der För-

derung von Maßnahmen.

Familienbezogene Leistungen sollten sich nun nicht aus-

schließlich über ihren Nutzen begründen. Auch hier findet 

eine kritische Auseinandersetzung über eine neue »Öko-

nomisierung der Familienpolitik« statt (vgl. hierzu Evers, 

Heinze 2008). Doch sie benennt auch die Chance von öko-

nomischen Betrachtungen: Gerade gegen Argumentatio-

nen, die eine ausgebaute Sozialpolitik als Hindernis für 

eine angemessene wirtschaftliche Entwicklung ansehen, 

ist es wichtig, den ökonomischen Wert der Sozialpolitik zu  

betonen« (Rothgang, Preuss 2008: 44).
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Eine Kosten-Nutzen-Analyse Früher Hilfen hat zu ver-

deutlichen, ob der Nutzen – hier durch Verringerung von 

Kindeswohlgefährdungen und damit einhergehender Ein-

sparungen von direkten und indirekten Folgekosten – die 

Kosten der Prävention und Frühintervention im Kinder-

schutz übersteigt. Im Folgenden werden zuerst die Metho-

de der Kosten-Nutzen-Analyse kurz erläutert, die Begriffe 

»Kosten« und »Nutzen« im Zusammenhang der Frühen 

Hilfen definiert sowie die Verfügbarkeit von Daten für die 

Analyse dargestellt. Daran schließt sich die Beschreibung 

des Vorgehens für die Kosten-Nutzen-Berechnung an.

die Methode der  
Kosten-nutzen-analyse 

Die Kosten-Nutzen-Analyse ist ein »auf der Wohlfahrts-

ökonomik beruhendes, v. a. in öffentlichen Haushalts-

wissenschaften angewendetes Verfahren zur vergleichen-

den Bewertung von Objekten oder Handlungsalternativen, 

insbes. öffentlicher Infrastruktur- Investitionsvorhaben« 

(Hadeler 2000: 1846).

Sie stellt ein Bewertungsverfahren dar, das im Nicht-Markt-

sektor die Grundlage für ökonomisch rationale Entschei-

dungen bildet. Sie kann in der Sozialen Arbeit u. a. zur Über-

prüfung der Wirtschaftlichkeit von Projekten angewendet 

werden und kann zur Entscheidungsfindung bei mehreren 

alternativen Projekten beitragen (Finis Siegler 1997). Dabei 

werden Kosten und Nutzen einer Maßnahme oder eines 

Projektes monetär bewertet und gegenübergestellt. 

Im Bereich »Gesundheit« ist die Gesundheitsökonomie 

längst eine etablierte Disziplin und Kosten-Nutzen-Ana-

lysen stellen ein gängiges Instrument zur Bewertung von 

Präventionsmaßnahmen, medizinischen Methoden und 

Arzneimitteln dar. Im Bereich der Jugendhilfe wurde 

national bisher nur eine Kosten-Nutzen-Analyse durch-

geführt. Klaus Roos entwickelte 2001 ein Modell für die 

Wirkweise von Jugendhilfemaßnahmen und modellierte 

daraus eine Kosten-Nutzen-Analyse, die er beispielhaft 

für den Bereich der Heimerziehung durchführte (vgl. 

Roos 2005). Als Datengrundlage dieser Effizienzstudie 

dienten die Ergebnisse der JES-Studie (Jugendhilfeef-

fektestudie) des Caritas-Verbandes (Schmidt, Schneider 

2002) und der JULE-Studie (Baur, Thiersch 1998). 

Kosten Früher hilFen

Frühe Hilfen werden nach der Begriffsbestimmung des 

Wissenschaftlichen Beirats des Nationalen Zentrums 

Frühe Hilfen (NZFH) als »… lokale und regionale Unter-

stützungssysteme mit koordinierten Hilfsangeboten für 

Eltern und Kinder ab Beginn der Schwangerschaft und in 

den ersten Lebensjahren mit einem Schwerpunkt auf der 

Altersgruppe der 0- bis 3-Jährigen [definiert]. Sie zielen 

darauf ab, Entwicklungsmöglichkeiten von Kindern und 

Eltern in Familie und Gesellschaft frühzeitig und nach-

haltig zu verbessern. Neben alltagspraktischer Unterstüt-

zung wollen Frühe Hilfen insbesondere einen Beitrag 

zur Förderung der Beziehungs- und Erziehungskom-

petenz von (werdenden) Müttern und Vätern leisten« 

(NZFH, online). Die hier erbrachten Leistungen sind 

überwiegend im Gesundheits- und Kinder- und Jugend-

hilfesystem angesiedelt (z. B. Familienhebammen, Erzie-

hungsberatung, Sozialpädagogische Familienhilfe; hinzu 

kommen weitere Leistungserbringer, wie die Schwanger-

schaftsberatungs- und Frühförderstellen) (NZFH 2008).

Die Kosten, die im Rahmen der Frühen Hilfen entstehen, 

sind damit vorrangig in den zwei Systemen »Gesundheit« 

und »Kinder- und Jugendhilfe« zu betrachten und bezie-

hen sich auf zusätzliche Leistungen sowie auf Ressourcen 

für die Vernetzung und Kooperation. Zu unterscheiden 

sind hier zudem die unterschiedlichen Professionen und 

Akteure innerhalb der Systeme, z. B. Hebammen, Ärzte/

Ärztinnen sowie die Träger in der Kinder- und Jugendhil-

fe. In dem Netzwerk Frühe Hilfen sind somit sehr unter-

schiedliche gesetzliche Regelungen und Zuständigkeiten 

zu berücksichtigen und damit auch verschiedene Geldge-

ber und Finanzierungsbedingungen, die für die Kosten-

berechnung von Bedeutung sind. Einen guten Überblick 

liefert hierzu die ebenfalls im Projekt »Guter Start ins 

Kinderleben« entstandene Expertise »Kooperation für 

einen guten Start ins Kinderleben – der rechtliche Rah-

men« des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und Fami-

lienrecht (vgl. Meysen, Schönecker 2009).

Meysen und Schönecker weisen auf die Probleme bei der 

Finanzierung Früher Hilfen hin, die sich aus getrennten 

Zuständigkeiten zwischen Jugendämtern, Gesundheits-

ämtern und Krankenversicherungen ergeben, sowie aus 

der Trennung von gesundheits- und familienbezogenen 

öKoNomIScHE bEtrAcHtuNGEN IN DEr SoZIAlEN ArbEIt  
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Leistungen, wie auch zwischen Leistungen, die vor oder 

nach der Geburt angeboten werden.

Die Finanzierungsverantwortung für den Kinderschutz 

liegt bei den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe, d. h. 

den Kreisen und kreisfreien Städten. Eine Beteiligung 

bei der Finanzierung von einzelnen Leistungen kann 

seitens der Länder stattfinden. Ebenfalls zu berücksich-

tigen sind Eigenmittel der freien Träger. Die Verpflich-

tung der Kinder- und Jugendhilfe bezieht sich jedoch auf 

Hilfen nach der Geburt. »Die Leistungen und Aufgaben 

der Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB VIII adres-

sieren grundsätzlich nur an Kinder, Jugendliche, junge 

Volljährige, Eltern und andere Bezugspersonen von Kin-

dern, nicht aber an Schwangere und Ungeborene« (Mey-

sen, Schönecker 2009: 94). Hier sind es insbesondere die 

Schwangerschafts(konflikt)beratungsstellen, die eine ein-

deutige Zuständigkeit seitens des Gesetzes erfahren und 

in allen eine Schwangerschaft unmittelbar und mittelbar 

berührenden Fragen informieren und beraten (§2 Abs. 1 

SchKG).

Auf der Seite des Gesundheitswesens sind es die Gesund-

heitsämter, Gynäkologen/Gynäkologinnen, Hebammen, 

Ärzte/Ärztinnen der Geburtshilflichen Klinken sowie der 

Bereich der Pädiatrie und Frühförderung. Zu den Gesund-

heitsämtern heißt es in der Expertise: »Ob und ggf. wie 

die Gesundheitsämter ihrer gesetzlichen Aufgabe nach-

kommen, mit anderen mit der Gesundheitsförderung 

befassten Stellen im Kinderschutz zusammenzuwirken, 

hängt aufgrund der sehr offen gehaltenen, an allgemeine 

Zielvorgaben erinnernden Aufgabenkataloge weitgehend 

an den politisch motivierten Entscheidungen eines jeden 

Landkreises« (Meysen, Schönecker 2009: 107). Die Leis-

tungen während der Schwangerschaft, der Entbindung 

und nach der Geburt werden von den Krankenkassen 

getragen, sofern der Patient/die Patientin in der gesetz-

lichen Krankenkasse versichert ist. Psychosoziale Aspekte 

finden sich im Bereich der gesundheitlichen Versorgung 

von Schwangeren und jungen Müttern jedoch kaum in 

den Beschreibungen der Leistungsinhalte und können so 

auch nicht abgerechnet werden. Ebenso wenig können 

die im Kinderschutz notwendige Kooperation und Bera-

tung, also z. B. ein Engagement bei Fallkonferenzen oder 

Arbeitskreisen im Kinderschutz von Ärzten/Ärztinnen 

und Hebammen, geltend gemacht werden.3 Hebammen, 

die als »Brückenbogen« zur Jugendhilfe den Zugang und 

das Vertrauen zu den Familien hergestellt haben, können 

ihre Unterstützung insgesamt in der Regel lediglich acht 

Wochen anbieten. Eine darüber hinaus gehende Leistung 

ist nur auf ärztliche Anweisung abrechenbar. Das Fazit  

der Expertise lautet deshalb zusammengefasst: »Zu  

wenig Zeit, sich psychosozialen Problemen anzunehmen« 

(Meysen, Schönecker 2009: 113). 

Zur Betrachtung der Kosten Früher Hilfen sind demnach 

die Ausgaben für Leistungen der verschiedenen Akteure 

und die Kosten der Vernetzung einzubeziehen. Da die 

Umsetzung der Frühen Hilfen lokal sehr unterschiedlich 

ausgestaltet ist, wird nun die Umsetzung in dem betrach-

teten Standort vorgestellt und die Kostenbereiche, die 

hier zu berücksichtigen sind, aufgezeigt.

Kostenbereiche des  
»Guten starts ins Kinderleben« 
in ludWiGshaFen

Das vorrangige Ziel im Projekt »Guter Start ins Kinder-

leben« war es, die Vernetzung zwischen Einrichtungen 

des Gesundheitswesens und denen der Kinder- und Ju-

gendhilfe auszubauen und einen frühen Zugang zu den 

Familien bzw. Müttern mit erhöhtem Unterstützungsbe-

darf von Beginn an zu erreichen. Daraus entstanden ist 

u. a. eine enge Zusammenarbeit zwischen dem St. Ma-

rienkrankenhaus und dem Jugendhilfeträger der Stadt 

Ludwigshafen, eine Clearingstelle zur anonymisierten 

Fallbesprechung, an der auch weitere Institutionen und 

Akteure, z. B. Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen des Sozialpä-

diatrischen Zentrums sowie die Hebammen teilnehmen 

und die Vernetzung durch die sog. Runden Tische.

In Zusammenarbeit mit dem DJI wurde zudem ein Er-

hebungsbogen, der seit August 2007 zur standardisierten 

Risikoeinschätzung im St. Marienkrankenhaus verwendet 

wird, eingeführt. Nach den Ampelfarben »grün«, »gelb« 

und »rot« erfolgt eine Bewertung des Unterstützungs-

bedarfs der Mutter. Liegt ein Unterstützungsbedarf vor, 

erfolgt ein sog. vertiefendes Gespräch mit einer Famili-

enhebamme des Krankenhauses. Hierbei wird der Mutter 

eine speziell ausgebildete Hebamme vermittelt, die für 

einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten bereitgestellt 
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werden kann. In der Clearingstelle werden alle laufenden 

Fälle in dem interdisziplinär besetzten Team anonymi-

siert besprochen. Am Ende der Hebammennachsorge 

findet zudem eine abschließende Bewertung statt, hier 

werden ggf. weitere Hilfeangebote (z. B. ambulante Ju-

gendhilfe) besprochen (siehe hierzu Filsinger et al. 2008). 

Im Jugendamt steht seit März 2008 ein Fachdienst zur 

Verfügung, bei dem die Aufgabenwahrnehmung für die 

Frühen Hilfen zusammengeführt ist. Dadurch wurde eine 

zentrale Anlaufstelle im Netzwerk »Frühe Hilfen« mit 

verlässlichen Ansprechpartnern geschaffen. 

Die Kosten Früher Hilfen entstehen somit durch die 

erweiterte Aufgabenwahrnehmung im Krankenhaus 

(Screening, erweiterte Hebammennachsorge), durch die 

aufgewendeten Zeitressourcen für die Vernetzung und 

Kooperation (z. B. anonymisierte Fallbesprechung) und 

im Rahmen der Unterstützung der Familien durch die 

Kinder- und Jugendhilfe (Aufgabenwahrnehmung des 

Fachdienst »Guter Start ins Kinderleben«, Angebote der 

Kinder- und Jugendhilfe).

nutzen Früher hilFen 

Auch bei der Bestimmung des Nutzens ist zuerst festzu-

legen, wie dieser definiert ist. In der Ökonomie wird der 

Nutzen als »wirtschaftlicher Wert« beschrieben. Dieser 

bemisst sich an der »Fähigkeit eines Gutes, ein bestimm-

tes Bedürfnis des konsumierenden Haushalts befriedigen 

zu können« (Gabler Wirtschaftslexikon, online). Inner-

halb der Sozialen Arbeit lässt sich diese Definition jedoch 

nicht einfach übertragen, da sich die Soziale Arbeit durch 

sog. »unechte Tauschbeziehungen« auszeichnet, bei de-

nen der Konsument und der Geldgeber der Leistung 

nicht übereinstimmen. Zudem ist diese durch das Vor-

handensein mehrerer potentieller »Nutznießer« geprägt 

(Finis Siegler 1997). So kann die Nutzenperspektive in 

der Sozialen Arbeit auf die Klienten, die Bürger gerich-

tet sein, aber auch auf die des Staates, der Sozialarbeiter/ 

Sozialarbeiterinnen und -pädagogen/-pädagoginnen 

oder der gesamten Gesellschaft. Denn die Soziale Arbeit 

liefert nicht nur einen Beitrag für den Klienten, der einen 

Nutzen über die individuelle Problemlösung erzielt, son-

dern auch für die Gesellschaft, »da es sich bei der Sozialen 

Arbeit um eine meritorische Dienstleistung mit privaten 

Nutzen und gesellschaftlichen Zusatznutzen handelt« 

(Finis Siegler 1997: 136). Dieser gesamtgesellschaftliche 

Nutzen soll in der vorliegenden Arbeit betrachtet werden.

Als zweite Abgrenzung ist dann zu fragen, in welchen 

Bereichen ein Nutzen für die Gesellschaft zum Tragen 

kommt und in der Analyse berücksichtigt werden kann. 

Der Nutzen Früher Hilfen leitet sich aus deren Ziel ab, 

den »präventive[n] Schutz der Kinder vor einer mögli-

chen späteren Vernachlässigung und/oder Misshandlung 

[zu erhöhen]« und damit Gefährdungen des Kindes-

wohls und deren gravierende Folgen zu verhindern bzw. 

abzuwenden (NZFH 2008). 

Der Nutzen besteht dementsprechend in der Verhinde-

rung von Kindeswohlgefährdungen und der Vermeidung 

negativer Folgen und bemisst sich an deren ökonomi-

schen (Folge)-Kosten4. Im Folgenden werden die Begriffe 

»Nutzen« und »Folgekosten« synonym verwendet. 

bereiche, in denen ein positiVer 
nutzen erWartet Wird

In diesem Kapitel werden einzelne Studien zu den Folgen 

von Kindesvernachlässigung und  misshandlung vorge-

stellt und damit ein erster Überblick gegeben. 

Zu den Folgen von Vernachlässigung und/oder Miss-

handlung sind eine Reihe von Studien vorhanden. Dabei 

handelt es sich sowohl um prospektive Längsschnittstu-

dien als auch um retrospektive Studien. Zumeist werden 

einzelne Bereiche untersucht, z. B. die Folgen für die 

physische und psychische Gesundheit, die kognitiven Fä-

higkeiten und das Sozialverhalten, wie auch die Folgen  

bei unterschiedlichen Formen von Kindeswohlgefähr-

dung (Vernachlässigung, Misshandlung, sexueller Miss-

brauch). Bezogen auf die Bereiche (physische und  

psychische) Gesundheit, schulische Leistungsfähigkeit 

und kriminelle Handlungen lassen sich u. a. folgende 

Studienergebnisse benennen:

Die Folgen von Kindeswohlgefährdungen auf die Ge-

sundheit wurden u. a. in der sog. Adverse Childhood 

Experiences (ACE) Study untersucht, die den Zusam-

öKoNomIScHE bEtrAcHtuNGEN IN DEr SoZIAlEN ArbEIt  
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menhang von Misshandlungserfahrungen und weiteren 

Belastungsfaktoren (z. B. Partnerschaftsgewalt, Substanz-

abhängigkeit eines Elternteils) in der Kindheit und der 

Gesundheit im Erwachsenenalter geprüft hat. Hier zeigte 

sich, dass das kumulative Auftreten dieser Risiken mit 

einem erhöhten Gesundheitsrisikoverhalten einhergeht 

und ein deutlicher Zusammenhang insbesondere mit der 

Krankheit Diabetes mellitus, Krebserkrankungen sowie 

Depressionen und suizidalem Verhalten besteht (Felitti et 

al. 1998). Eine Studie, die im Rahmen der Zusammenar-

beit des »Consortium for Longitudinal Studies of Child 

Abuse and Neglect (LONGSCAN)« entstanden ist, hat 

die Risikofaktoren, die bei Felitti et al. in Bezug auf die 

Gesundheit im Erwachsenenalter untersucht wurden, bei 

Kindern analysiert und ermittelt, dass gesundheitliche 

Beeinträchtigungen bereits in diesem Alter festzustellen 

sind. Allein das Vorhandensein eines Belastungsfaktors 

verdoppelt das Risiko für einen insgesamt schlechten 

Gesundheitszustand. Das Vorhandensein von vier Belas-

tungsfaktoren erhöht die Wahrscheinlichkeit einer Er-

krankung sogar um das Dreifache (Flaherty et al. 2006). 

Der Zusammenhang von kindlicher Misshandlung und 

psychischen Störungen wurde u. a. in einer Längsschnitt-

studie von Silverman et al. untersucht. Hier wurden insbe-

sondere die Adoleszenz und das junge Erwachsenenalter in 

den Blick genommen und verdeutlicht, dass im Alter von 

21 Jahren sowohl bei den männlichen wie auch bei den 

weiblichen Personen, die von Kindesmisshandlung be-

troffen waren, häufiger eine bzw. mehrere Störungen nach 

DSM-III-R (u. a. Depressionen, Phobien, Alkoholabhän-

gigkeit) vorlagen als bei nicht misshandelten Personen (Sil-

verman et al. 1996). Auf Geschlechterunterschiede bezüg-

lich des Auftretens von psychischen Erkrankungen weist 

die Studie von MacMillan et al. hin. Diese untersuchte in 

einer retrospektiven Studie den Einfluss kindlicher Miss-

handlung und sexuellen Missbrauchs auf das Vorkommen 

verschiedener psychischer Störungen u. a. Depressionen, 

Angststörungen, Alkohol- und Drogenabhängigkeit. Auch 

hier wurde ein deutlicher Zusammenhang mit psychi-

schen Erkrankungen bei den Betroffenen nachgewiesen. 

Die Unterschiede bei den männlichen und weiblichen 

Betroffenen zeigten sich in der Form, dass weibliche Per-

sonen prozentual häufiger betroffen waren und es wurde 

ein signifikanter Zusammenhang bei allen untersuchten 

Störungen (Depressionen, Angststörungen, Alkohol- und 

Drogenabhängigkeit, antisoziales Verhalten) nachgewiesen 

(MacMillan et al. 2001).

Der Zusammenhang zwischen schulischer Leistung und 

Kindesvernachlässigung und Misshandlung wurde u. a. von 

Eckenrode et al. untersucht. Es wurden die Testergebnisse, 

Noten, Klassenwiederholungen sowie Verweise und Be-

urlaubungen von Kindern mit Misshandlungs- und/oder 

Vernachlässigungserfahrungen mit einer Kontrollgruppe 

innerhalb einer Kohorte von Schulkindern verglichen. Im 

Ergebnis zeigte sich, dass von Misshandlung und/oder Ver-

nachlässigung betroffene Kinder schlechtere Noten auf-

weisen, in Tests schlechter abschneiden, häufiger eine Klas-

se wiederholen und häufiger der Schule verwiesen werden. 

Zudem wurde der Zusammenhang dieser Indikatoren 

mit der Form der Misshandlung bzw. Vernachlässigung 

untersucht. Hier konnte nachgewiesen werden, dass Kin-

der, die vernachlässigt wurden sowie Kinder, die Vernach-

lässigungs- und Misshandlungserfahrungen erlitten haben,  

den geringsten Schulerfolg aufweisen. Bei Kindern, die 

ausschließlich Misshandlungserfahrungen aufwiesen, 

ist hingegen der Zusammenhang zu Schulverweisen und  

Beurlaubungen besonders deutlich (Eckenrode et al. 1993). 

Eine Studie aus Neuseeland betrachtete den Zu sammen- 

hang von körperlicher Misshandlungserfahrung und 

kriminellen Handlungen sowie Substanzmittelmiss-

brauch und psychische Störungen im Jugendalter (vgl. 

Fergusson, Lynskey 1997). Im Ergebnis zeigte sich eine 

signifikante Zunahme aller genannten Auffälligkeiten 

bei Kindern mit Misshandlungserfahrungen um das 

1,5- bis 3,9-fache. Zudem wurde ein Dosiseffekt nachge-

wiesen, d. h. je häufiger und stärker die Misshandlungen 

waren, desto deutlicher waren die genannten Auffällig-

keiten. Im Weiteren wurden die Ergebnisse gegen sog.  

»confounding covariates« getestet, um den Einfluss 

weiterer Faktoren (hier: sozioökonomische Faktoren)  

auf das Ergebnis auszuschließen. Es wurde jedoch weiter-

hin ein signifikanter Zusammenhang zwischen frühen 

Misshandlungserfahrungen und späteren Folgen belegt.  

Die Folgen traten in der Gruppe der misshandelten Ju-

gendlichen 1,1 bis 3,3-mal häufiger auf als in der Gruppe 

der Nicht-Misshandelten. 

In Deutschland liegen nur wenige Arbeiten vor, welche 

die Folgen von Kindeswohlgefährdungen betrachten. 
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Im Rahmen der Mannheimer Risikokinderstudie wur-

den die Auswirkungen von Ablehnung und Vernachläs-

sigung im Säuglingsalter auf die Entwicklung der Kinder 

untersucht. Bereits im Alter von drei Monaten waren in 

der Gruppe der abgelehnten und vernachlässigten Kinder 

Auffälligkeiten im Verhalten erhöht – diese waren häu-

figer dysphorisch (schrien länger und häufiger), zeigten 

vermehrt Aufmerksamkeitsstörungen und Essprobleme 

und waren weniger an einen Tagesrhythmus zu gewöh-

nen. In der weiteren Entwicklung zeigten sie geringere 

kognitive Fähigkeiten und schlechtere Schulleistungen 

als die Kinder der Vergleichsgruppe. Besonders deutlich 

waren die Auswirkungen auf die psychische Gesundheit 

(u. a. dissoziale und emotionale Störungen) (Esser 2002).

Eine Untersuchung von Münder et al. dokumentiert eine 

Fallerhebung in 16 Jugendämtern. Hier wurden Fälle un-

tersucht, bei denen zwischen 1996 und dem ersten Halb-

jahr 1997 Jugendamtsmitarbeitende in vormundschaft-

lichen oder familiengerichtlichen Verfahren mitgewirkt 

hatten, in denen es um eine Gefährdung des Kindeswohls 

ging. Auch hier wurde nach den Folgen von Kindeswohl-

gefährdung gefragt. Es zeigte sich, dass von den schul-

pflichtigen Kindern (ohne Grundschüler- und Berufs-

schüler) zum Zeitpunkt der Meldung an das Gericht 32% 

eine Hauptschule, 5% ein Gymnasium und 35% eine 

Sonderschule besuchten. »Diese Verteilung steht dem 

Bundesdurchschnitt diametral entgegen« (Münder et al. 

2000: 85). Trotz des Anspruchs auf einen Kindergarten-

platz besuchten lediglich 53,4% der Drei- bis Sechsjähri-

gen einen Kindergarten. Etwas höher war der Anteil der 

Sechs- bis Neunjährigen, die neben der Schule auch eine 

weitere Tagesbetreuung erhielten – dieser lag bei 67,4%. 

Von den Jugendamtsmitarbeitern/-mitarbeiterinnen 

wurden am häufigsten Verhaltensauffälligkeiten und eine 

verzögerte intellektuelle Entwicklung festgestellt. Unter 

den Verhaltensauffälligkeiten wurde am häufigsten man-

gelndes Sozialverhalten (65,2%) genannt. Zudem wurden 

Distanzlosigkeit (41,9%), Aggressivität (41,4%) und De-

linquenz (18,2%) festgestellt (Münder et al. 2000).

Grundsätzlich können zwei Arten von Folgen unterschie-

den werden: direkte und indirekte Folgen. Daraus resul-

tieren direkte und indirekte Folgekosten, d. h. Kosten 

die unmittelbar infolge einer Vernachlässigung und/oder 

Misshandlung entstehen – z. B. Behandlungskosten in 

Krankenhäusern und Arztpraxen – und Kosten, die nicht 

unmittelbar mit der Kindeswohlgefährdung auftreten, 

jedoch dieser zuzuordnen sind. Hierzu zählen z. B. Be-

einträchtigungen der kognitiven Fähigkeiten und damit 

einhergehende Produktivitätsverluste. 

Bezogen auf die beteiligten Systeme lassen sich zusam-

menfassend die folgenden direkten und indirekten Fol-

gekosten benennen:

ebene Gesundheitssystem
●  Direkte Behandlungskosten durch Misshandlung 

und Vernachlässigung (u. a. körperlichen Verletzungen 

und Mangelerscheinungen, Schütteltraumata)

●  Indirekte, langfristige Kosten durch Folgeerkrankun-

gen (u. a. psychische Störungen, Suchtkrankheiten, 

erhöhtes Gesundheitsrisikoverhalten)

ebene Kinder- und Jugendhilfe
●  Direkte und indirekte, langfristige Kosten durch Kin-

derschutzmaßnahmen (Inobhutnahmen, Hilfen nach 

dem KJHG)

ebene bildung und erwerbsbeteiligung
●  Langfristige Kosten durch Vernachlässigungs- und 

Misshandlungsfolgen (u. a. verminderte kognitive  

Fähigkeiten und Schulleistungen, Störungen der 

Sprache, Schulabbruch, Schulversagen)

ebene Justizsystem
●  Direkte Kosten bei Kinderschutzfällen (Einschaltung 

des Familiengerichts)

●  Indirekte, langfristige Kosten durch erhöhte Straf-

fälligkeit, aggressives und kriminelles Verhalten.

datenlaGe iM bereich  
KindesWohlGeFährdunG  
und Frühe hilFen

In den Empfehlungen der Kommission des 13. Kinder- und 

Jugendberichts werden eine »systematische Evaluation be-

stehender Programme« Früher Hilfen als erforderlich be-

zeichnet und ein «bundesweites Register zur Kindesmiss-

handlung und -vernachlässigung« als wichtiger Bestandteil 

der Gesundheitsberichterstattung genannt (BMFSFJ 2009). 

öKoNomIScHE bEtrAcHtuNGEN IN DEr SoZIAlEN ArbEIt  
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Derzeit fehlt jedoch in Deutschland eine breite Wissens-

grundlage zum Themengebiet: In Deutschland wurden 

und werden bisher insgesamt kaum Daten zum Thema 

Kindeswohl erhoben, insbesondere fehlt es an Daten 

zum Ausmaß des Phänomens »Kindeswohlgefährdung«, 

zur Wirkung bisheriger Maßnahmen im Kinderschutz, 

wie auch zur Entwicklung von betroffenen Kindern 

(Kindler 2007). 

Bereits der zehnte Kinder- und Jugendbericht wies auf 

das Fehlen von Daten zu Kindesvernachlässigung und 

-misshandlung hin. Hier heißt es: »Über das Ausmaß und 

den Schweregrad von Gewalt gegen Kinder ist empirisch 

wenig bekannt« (BMFSFJ 1998: 109). Und der Informa-

tionsdienst der Dortmunder Arbeitsstelle Kinder- und 

Jugendhilfestatistik schreibt: »In Deutschland gibt es statt 

einer verlässlichen empirischen Dauerbeobachtung groß-

zügige und restriktive Schätzungen« (Pothmann 2006: 3).

Und weiter heißt es: »Die Definitionen und Begrifflich-

keiten gehen wild durcheinander. Die in den Blick ge-

nommenen Gewaltformen sind nicht die gleichen. Die 

Erhebungsverfahren der Basisdaten für die Schätzungen 

divergieren. Und letztlich werden z. T. ganz unterschied-

liche Altersgruppen als Basis für die Berechnungen zum 

Ausgangspunkt gemacht« (Pothmann 2006: 3). Die vor-

handenen Statistiken bilden jeweils nur einen Ausschnitt 

des Ganzen oder liefern aufgrund methodischer Ein-

schränkungen keine aussagekräftigen Daten. So gibt die 

Erhebung von Missbrauchs- und Misshandlungsfällen 

in der polizeilichen Kriminalstatistik lediglich Auskunft 

über angezeigte Fälle. Die Kinder- und Jugendhilfesta-

tistik bietet ebenfalls kaum Hinweise zum Ausmaß an 

Kindesvernachlässigung und -misshandlung in Deutsch-

land, da Informationen zu Fällen und inhaltlichen Fallbe-

dingungen nicht erfragt werden. Den einzigen Hinweis, 

den die Statistik zum Bereich Kindeswohl liefert, ist die 

Angabe zu Inobhutnahmen. Hier werden Interventions-

maßnahmen zum akuten Schutz von Kindern aufgeführt. 

Eine international anerkannte Möglichkeit zur Schätzung 

von Misshandlungsfällen ist die Erfassung von Verletzun-

gen und Misshandlungen in medizinischen Einrichtun-

gen. Ärzte/Ärztinnen befinden sich hier jedoch durch 

die Regelungen des SGB V, welche die Ärzte/Ärztinnen 

bei drittverursachten Gesundheitsschäden dazu zwingt, 

Angaben über Ursachen und mögliche Verursacher zu 

machen, in einem Konflikt zwischen Meldepflicht und 

Vertrauensverhältnis. Kommen sie der Meldepflicht 

nach, können sie ihre Leistungen abrechnen und gefähr-

den dadurch unter Umständen den Behandlungserfolg. 

Kommen sie der Pflicht nicht nach, um das Vertrauens-

verhältnis nicht zu verlieren, können sie die Leistungen 

jedoch nicht entsprechend abrechnen (vgl. Fegert 2008).

Verhindert wird dadurch auch eine Erfassung der Kos-

ten im Zusammenhang von Vernachlässigung und Miss-

handlung. »Die Tatsache, dass im Gesundheitssystem 

Misshandlungs- und Vernachlässigungsdiagnosen quasi 

nicht vorkommen, führt auch dazu, dass es keine Kosten-

regelung im Sinne von DRGs, Fallpauschalen oder Ähnli-

chem für diese schwierigen Fälle gibt. Finanziell arbeiten 

Kinderärztinnen und -ärzte und Kinder- und Jugendpsy-

chiaterinnen und -psychiater also bei diesen hochkom-

plexen Fällen in einer Art Niemandsland bzw. unter dem 

Deckmantel anderer psychiatrischer oder somatischer 

Diagnosen« (Fegert 2008: 138).

Zusammenfassend muss festgestellt werden, dass in 

Deutschland ein großer Mangel an Daten zum Themen - 

ge biet Kindeswohlgefährdung vorherrscht, insbeson-

dere fehlt es an aussagekräftigen Evaluationsdaten sowie 

an Statistiken im Bereich Kindesvernachlässigung und 

-misshandlung. 

In Bezug auf die Frühen Hilfen fehlt es aufgrund der bis-

her kurzen Laufzeit der Programme insbesondere noch 

an Daten, die über die langfristigen Auswirkungen Aus-

kunft geben können. Hierzu bedarf es einer längsschnitt-

lich angelegten Evaluation der Maßnahmen.

Neben diesen Einschränkungen, die sich aus der man-

gelnden Datenlage ergeben, sind auch Einschränkungen  

zu benennen, die dadurch entstehen, dass nicht alle  

Folgen von Vernachlässigung und Misshandlungserfah-

rungen, wie Schmerz und Verlust von Lebensqualität, ab-

gebildet werden können. 

Das Vorhandensein bzw. Fehlen von Daten beeinflusst 

auch das Vorgehen bei der Berechnung der Kosten und 

des Nutzens Früher Hilfen. Die Bedingungen und das da-

raus abgeleitete Vorgehen werden im Folgenden erläutert.
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VorGehen bei der Kosten-nutzen-analyse
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Die Kosten-Nutzen-Analyse wurde begleitend zum Pro-

jekt »Guter Start ins Kinderleben« erstellt. Die Kosten 

konnten so fallbezogen bei den beteiligten Stellen (St. 

Marienkrankenhaus, Jugendamt Ludwigshafen) erfasst 

werden. 

Da die bisherige Laufzeit der Programme Früher Hilfen  

noch sehr kurz ist, liegen jedoch noch keine Daten über 

die langfristige Wirkung der Maßnahmen vor. Hier  

bedarf es einer langfristig angelegten Forschung über 

mehrere Jahre. 

Bei der Erstellung der Kosten-Nutzen-Analysen wurden 

deshalb Ergebnisse aus vorhandenen Arbeiten recher-

chiert, auf deren Grundlage fehlende Daten geschätzt 

werden konnten. Diese wurden für die vorliegende Ana-

lyse insbesondere aus internationalen Studien sowie 

durch Expertenbefragungen generiert. 

Da, wie im letzten Kapitel beschrieben, über das Ausmaß 

von Kindeswohlgefährdungen in Deutschland keine be-

lastbaren Daten vorhanden sind, es an Daten über die 

Entwicklung dieser Kinder und die Wirkung bisheriger 

Maßnahmen fehlt und die Evaluation der neu aufgebau-

ten Programme Früher Hilfen noch nicht abgeschlossen 

ist, wurde in dieser Arbeit eine einzelfallbezogene Dar-

stellung durchgeführt und ein Vorgehen gewählt, bei  

dem die Kosten der Frühen Hilfen ermittelt und einer 

später im Lebenslauf einsetzenden Unterstützung gegen-

übergestellt werden. 

Eine Hochrechnung der Gesamtkosten und des Nutzens 

müsste sich zum jetzigen Zeitpunkt auf Schätzungen und 

Annahmen beziehen, die eine geringe Verlässlichkeit auf-

weisen, so dass die Ergebnisse mit einer großen Unsicher-

heit behaftet wären. Bei dem gewählten Vorgehen wurde 

deshalb auf diese Darstellung verzichtet.

Es wurden die Kosten der Frühen Hilfen standortbezo-

gen erhoben und pro Fall berechnet. Auf der anderen 

Seite wurden die (Folge-) Kosten berechnet, die der Ge-

sellschaft entstehen, wenn der Zugang zu Familien und 

Kindern, die in Risikobedingungen aufwachsen, nicht 

in der frühen Kindheit gelingt und eine Unterstützung 

erst im späteren Lebensverlauf einsetzt. In diesem Zu-

sammenhang wurden Studien zu den Folgen von Kin-

desmisshandlung und Vernachlässigung recherchiert. 

Auf der Basis dieser Daten und unter Einbeziehung von 

Expertenbefragungen wurden dann vier unterschied-

liche Lebenslaufszenarien bei Kindeswohlgefährdung 

modelliert und die Folgekosten berechnet, die unter den 

getroffenen Annahmen entstehen (Abbildung 09). 

VorGEHEN bEI DEr ErmIttluNG DEr KoStEN uND DES NutZENS

Ermittlung der Kosten Ermittlung des Nutzens

Vorgehen ●  Einzelfallbezogene Erfassung der Kosten, die 
im Rahmen der Frühen Hilfen (von der Geburt 
bis zum dritten Lebensjahr) bei vorhandenem 
Risiko pro Fall aufgewendet werden

●  Erstellung von Lebenslaufszenarien, die auf 
der Grundlage von Studien und Expertenbefra-
gungen zu den Folgen von Misshandlung und 
Vernachlässigung modelliert werden

Erfasste Bereiche ●  Kosten, die durch die Vernetzung/Kooperation 
entstehen

●  Kosten, die im Krankenhaus durch die Aufga-
benwahrnehmung im Kinderschutz entstehen 
(Screening, erweiterte Hebammennachsorge)

●  Kosten der Kinder- und Jugendhilfe (zusätzliche 
Kosten der Aufgabenwahrnehmung des Fach-
dienstes »Guter Start ins Kinderleben«, Ange-
bote und Hilfen der Kinder- und Jugendhilfe)

●  Folgekosten durch Kindesvernachlässigung 
und -misshandlung im Lebenslauf (u. a. 
Kinderschutzmaßnahmen der Jugendhilfe, 
erhöhte Kosten im Gesundheitssystem, Kosten 
durch Straffälligkeit und geringe berufliche 
Qualifikation)

Ergebnis ●  Berechnung der durchschnittlichen Kosten 
pro Fall

●  Berechnung der Folgekosten von Kindes-
wohlgefährdung in vier unterschiedlichen 
Fallszenarien

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 09
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Mit diesem Vorgehen sollen die Kosten und die Kostendi-

mensionen, die mit den Frühen Hilfen einerseits und ei-

ner im Lebensverlauf später einsetzenden Unterstützung 

von Risikofamilien andererseits verbunden sind, in der 

Gegenüberstellung verdeutlicht werden. 

Eine Aussage über die Effizienz der Kinderschutzmaß-

nahmen kann damit noch nicht getroffen werden. Erst 

die Evaluation der Maßnahmen kann, wenn sie langfris-

tig angelegt ist, die Frage der Wirkung Früher Hilfen und 

ihrer Effizienz prüfen. Eine Vorstellung von der Dimen-

sion und dem finanziellen Gewicht, das hier zum Tragen 

kommt, kann jedoch aufgezeigt werden.

Das Vorgehen bei der Berechnung der Kosten Früher Hil-

fen sowie der Folgekosten von Kindeswohlgefährdung 

wird nachfolgend detailliert erläutert.
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Die Kosten Früher Hilfen wurden am Standort Ludwigs-

hafen fallbezogen erhoben. Die Kostenbereiche, die bei der 

Berechnung zu berücksichtigen sind, wurden im Kapitel 6 

dargestellt. Hierzu gehören die Kosten, die durch die Ver-

netzung und Kooperation entstehen, Kosten, die im Rah-

men der erweiterten Aufgabenwahrnehmung im Kranken-

haus anfallen (u. a. im Rahmen des Screenings und der 

erweiterten Hebammennachsorge) sowie die Ausgaben, 

die durch Maßnahmen der Jugendhilfe entstehen. 

Kosten, die nicht pro Fall ausgewiesen werden können, 

da eine Abgrenzung nicht möglich oder zu aufwendig ist, 

wurden in fallübergreifenden Fragebögen ermittelt und 

für den Einzelfall berechnet. Kosten, die sich nicht auf 

den Einzelfall beziehen, z. B. Kosten durch Weiterbildung 

und die Teilnahme an den sog. Runden Tischen, wurden 

nicht berücksichtigt.

Die Daten beziehen sich auf eine halbjährige Stichprobe 

von 39 Kindern, die im Zeitraum zwischen 01.04.2008 

und 30.09.2008 im St. Marienkrankenhaus geboren wur-

den und eine erhöhte Risikobelastung aufwiesen. 

Im St. Marienkrankenhaus wird der sog. »Ludwigshafe-

ner peripartale Erhebungsbogen (LupE)« zur Erhebung 

des Unterstützungsbedarfes von Familien eingesetzt.  

Mit Hilfe dieses Screeningbogens werden verschiedene 

Risiken wie Armut, ungewollte Schwangerschaft, soziale, 

sprachliche Isolation und fehlende Schwangerschaftsun-

tersuchungen betrachtet. Eine Beurteilung der Risiko-

belastung erfolgt nach den Ampelfarben »grün = Heb-

amme möglich«, »gelb = Hebamme empfohlen«, »rot = 

Familien hebamme, hohe Belastung«. 

Die Kostenberechnung wurde bezogen auf die sog. »ro-

ten« Fälle durchgeführt und bezieht sich auf Leistungen, 

die durch das St. Marienkrankenhaus und die Jugendhil-

fe erbracht wurden. Leistungen anderer Stellen konnten 

nicht eingeschlossen werden (bspw. vorgeburtliche Ange-

bote wie die Schwangerschafts[konflikt]beratung).

Die Kosten und ihre Berechnung werden in den folgen-

den Kapiteln getrennt für das Gesundheitssystem und die 

Jugendhilfe dargestellt, sowie bezogen auf die interdiszip-

linäre Vernetzung. Vor der Darstellung der Kosten erfolgt 

im nächsten Kapitel die Beschreibung der Stichprobe.

beschreibunG der unter-
suchten stichproben

Die untersuchte Stichprobe bezieht sich auf die im Er-

hebungszeitraum im St. Marienkrankenhaus gescreenten 

»roten« Fälle. Insgesamt werden im St. Marienkranken-

haus ca. 1400 Kinder pro Jahr geboren. Davon werden 8% 

als Fälle mit erhöhtem Risiko gescreent5. Bei 40% dieser 

»roten« Fälle findet eine Überleitung an das Jugendamt 

statt (ca. 45 Fälle pro Jahr). 

Da es sich bei der vorliegenden Stichprobe um eine Halb-

jahresstichprobe handelt, ist die Fallzahl hier kleiner. 

Zudem konnten nicht alle gescreenten Fälle einbezogen 

werden, wenn diese in die Verantwortung eines anderen 

Jugendamts fielen oder die erweiterte Nachsorge von der 

Mutter abgelehnt wurde. 

HäuFIGKEIt AuSGEWäHltEr  
rISIKEN IN DEr uNtErSucHtEN  
StIcHProbE (39 FällE)

 Häufigkeit %

Unerwünschte Schwangerschaft 13 33

Allein erziehend 21 54

Schwere Konflikte in der Partnerschaft 7 18

Familie bereits beim Jugendamt bekannt 12 31

Bekannte psychische Erkrankung der Mutter 
bzw. psychiatrische Vorbehandlung

7 18

Nikotinkonsum > 20 Zigaretten am Tag 10 26

Armut (beengte Wohnverhältnisse, Arbeits-
losigkeit, Schulden, kein Schulabschluss)

22 56

Mehrere fehlende Schwangerschafts-
untersuchungen

8 21

Kind stellt deutlich erhöhte Fürsorgeanforde-
rungen, die die Möglichkeiten der Familie zu 
übersteigen drohen (Frühgeburtlichkeit, Mehr-
linge, angeborene/neonatale Erkrankungen)

10 26

Sonstiges 9 23

Quelle: Eigene Berechnungen

Abbildung 10
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Die untersuchte Stichprobe hat insgesamt einen Umfang 

von 39 Fällen. Bei 21 der 39 Fälle hat eine Überleitung an 

die Jugendhilfe stattgefunden6.

Die Auswertung der Screeningbögen weist als häufigste 

Risiken die folgenden aus (vgl. auch Abbildung 10):

●   Beengte Wohnverhältnisse, Arbeitslosigkeit, Schulden, 

fehlender Schulabschluss 

●  Die alleinige Sorge für das Kind 

●  Das Vorliegen einer unerwünschten Schwangerschaft 

Die Falldauer betrug bei Fällen ohne Jugendamtskontakt 

im Durchschnitt 5 Monate, bei Fällen mit Jugendamts-

kontakt 11 Monate. Die Falldauer variiert jedoch insbe-

sondere bei den Fällen mit Jugendamtskontakt erheblich 

und liegt zwischen zwei Monaten und einer über die Frü-

hen Hilfen hinausgehenden Hilfegewährung (d. h. länger 

als bis zum dritten Lebensjahr).

Die vermittelten Angebote und Hilfen sind dementspre-

chend – nach Bedarfslage der Familie – sehr unterschied-

lich und reichen von offenen, niedrigschwelligen Ange-

boten, über Beratungsangebote bis zu einer intensiven 

Erziehungshilfe. 

Eine Hebammennachsorge erfolgte bei 31 Fällen. Eine 

Überleitung hat in 12 Fällen zum Elterncafé und in zwei 

Fällen zu speziellen Eltern-Kind-Programmen (»Ge-

meinsam wachsen«) stattgefunden8. Wenn eine Über-

leitung zur Jugendhilfe erfolgt ist, waren die häufigsten 

Angebote Beratungsangebote nach §16 (Allgemeine För-

derung der Erziehung in der Familie), §18 (Beratung und 

Unterstützung bei der Ausübung der Personensorge und 

des Umgangsrechts), §27 und §28 (Hilfe zur Erziehung, 

Erziehungsberatung). Danach folgten ambulante Hilfe 

nach §§27 und 31 (Sozialpädagogische Familienhilfe) 

und in drei Fällen bedurfte es einer stationären Hilfe 

(Mutter-Kind-Einrichtung [§19], Erziehungsstelle mit 

anschließender Vollzeitpflege).

Kosten der VernetzunG  
und Kooperation

Die Vernetzung und Kooperation ist ein Schlüsselele-

ment der Frühen Hilfen und stellte im Projekt »Guter 

Start ins Kinderleben« von Beginn an ein zentrales Ziel 

dar. In der Projektbeschreibung heißt es hierzu: »Ziel 

ist die Entwicklung eines Modells interdisziplinärer 

Vernetzung für die Unterstützung und Versorgung von 

Familien mit Säuglingen und Kleinkindern zur Präven-

tion von Kindeswohlgefährdung und Vernachlässigung« 

(BMFSFJ 2006). In Ludwigshafen wurde eine Clearing-

stelle zur anonymisierten Fallberatung aufgebaut, Runde  

Tische installiert und die Kooperationen mit weiteren 

kinderschutzrelevanten Partnern ausgebaut und inten-

siviert.

Die Auswertung der vernetzungsbezogenen Daten zeigt, 

dass von den beteiligten Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen 

des St. Marienkrankenhaus und des Jugendamts folgende 

Zeitressourcen für die Vernetzung und Kooperation auf-

gewendet wurden:

Da bei der vorliegenden Kosten-Nutzen-Analyse ein fall-

bezogenes Vorgehen gewählt wurde, werden bei der Kos-

ZEItEN Für DIE VErNEtZuNG  
uND KooPErAtIoN

Stunden Pro

Anonyme Fallbesprechung 27 Monat9

Kontakte mit der jeweils  
betreuenden Hebamme,  
ggf. Kinderärzten/-ärztinnen,  
Frauenärzten/-ärztinnen  
und Psychologen/Psychologinnen

1,3 Fall10Vermittlung von weiteren  
Angeboten z. B. Schuldnerberatung,  
Schreiambulanz, Elterncafé

Überleitung der Familien vom  
St. Marienkrankenhaus  
an die Jugendhilfe und  
gemeinsame Fallabschlüsse

Teilnahme an Runden Tischen 8 Monat

Auf- und Ausbau des  
Netzes Früher Hilfen und  
von Kooperationsstrukturen

20 Monat

Zugehörige Sekretariatsaufgaben  
(St. Marienkrankenhaus)

24 Monat

Quelle: Eigene Berechnungen

Abbildung 11
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tenberechnung jedoch nur die zeitlichen Ressourcen dar-

gestellt, die fallbezogen abgebildet werden können. 

Die Kosten der Vernetzung und Kooperation wurden so-

mit aus den Stunden berechnet, die von den Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern des Jugendamtes und des St. 

Marienkrankenhauses im Rahmen der anonymen Fallbe-

sprechung, für Kontakte zu weiteren Stellen und für die 

Vermittlung von Angeboten sowie bei der Überleitung 

und beim Fallabschluss (inklusive Sekretariatsaufgaben) 

geleistet wurden. 

Zur Berechnung der Kosten wurden jeweils die Stunden-

sätze der beteiligten Akteure zugrunde gelegt (Stunden-

sätzen von Hebammen11, Ärzten/Ärztinnen12 und Fach-

kräften13 der Jugendhilfe).

Durchschnittlich fallen nach dieser Berechnung für die 

Vernetzung und Kooperation Kosten in Höhe von 287 

Euro pro Fall an.

An diesen Daten wird deutlich, welche Relevanz die Ver-

netzung und Kooperation auch quantitativ innerhalb der 

Frühen Hilfen hat. Kooperationen und Vernetzung brau-

chen Zeit. Die Zeitressourcen, die hier aufgewendet wer-

den, sind jedoch – außer bei institutionalisierten Koope-

rationen wie z. B. den Clearinggesprächen – kaum von 

außen sichtbar, wodurch sie bei der Finanzierung häufig 

nicht berücksichtigt werden. So wurde auch durch die 

Projektbeteiligten betont, dass die notwendigen Zeiten 

für die Kooperation und Vernetzung zum Teil nach der 

regulären Arbeitszeit geleistet wurden. Gerade beim Auf-

bau der Netze Früher Hilfen sind zusätzliche Ressourcen 

notwendig, um den Ausbau von Kooperationen voranzu-

bringen und Strukturen zu etablieren.

Kosten iM GesundheitssysteM

Im Projekt der Frühen Hilfen in Ludwigshafen ist ins-

besondere mit dem St. Marienkrankenhaus eine enge 

Kooperation entstanden. In der Geburtsklinik des Kran-

kenhauses wurde ein Screeningbogen zur Risikoeinschät-

zung eingeführt und es wird eine erweiterte Hebammen-

nachsorge angeboten. Die Kosten, die durch Leistungen 

des Gesundheitssystems im Rahmen der Frühen Hilfen 

entstehen, beziehen sich somit auf die Wahrnehmung der 

Risikoerkennung und Hilfevereinbarung, die erweiterte 

Hebammennachsorge sowie die bereits beschriebenen 

Zeitressourcen zur Vernetzung und Kooperation (vgl. 

Kapitel 6). Nicht berücksichtigt wurden die Kosten, die 

für das Screening der »grünen« und »gelben« Fälle aufge-

wendet wurden14.

Die notwendigen Zeitressourcen wurden einzelfallbezo-

gen ermittelt. Folgende Zeitbedarfe sind durchschnittlich 

pro Fall zu berücksichtigen:

Zum Zeitpunkt der Erhebung bestanden bei der Abrech-

nung der erweiterten Hebammennachsorge jedoch noch 

Unsicherheiten, da diese nicht von den Krankenkassen 

getragen wird, so dass die Nachsorge vielfach unentgelt-

lich von den Hebammen geleistet wurde. Dies betrifft 24 

Fälle. Lediglich bei 7 Fällen wurde eine erweiterte Nach-

sorge abgerechnet. Die Kosten der Hebammennachsorge 

würden vor diesem Hintergrund deutlich unterschätzt 

werden. Deshalb wurde auch für die Fälle, bei denen kei-

ne Abrechnung erfolgt ist, eine Nachsorge von 11 Stun-

den pro Fall unterstellt und berechnet. Seit 01.01.2010 

kann ein Vertrag zwischen dem St. Marienkrankenhaus 

und den Hebammen geschlossen werden, der die Abrech-

nung und Vergütung der Hebammennachsorge im Rah-

men des Programms »Guter Start ins Kinderleben« regelt. 

DurcHScHNIttlIcHE ZEItAuFWEN-
DuN GEN Für DIE FrüHEN HIlFEN Pro 
FAll Im St. mArIENKrANKENHAuS (ohne 

die Zeitbedarfe für die Vernetzung und Kooperation) 

Zeit pro Fall

Anlegen des Anhaltsbogens 5 Minuten

Risikoeinschätzung 47 Minuten

Vereinbarung mit Familie schließen15 31 Minuten

Erweiterte Hebammennachsorge 11 Stunden*

* Bezogen auf die Fälle, bei denen eine erweiterte Nachsorge stattgefunden hat; 
Quelle: Eigene Berechnungen

Abbildung 12

KoStEN FrüHEr HIlFEN – AuSWErtuNG DEr StANDortDAtEN
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Zur Berechnung der Kosten wurde für die erweiterte 

Hebammennachsorge der Stundensatz zugrunde gelegt, 

der laut der vertraglichen Regelungen dem St. Marien-

krankenhaus an eine »Viva familia« fortgebildete Heb-

amme gezahlt wird. Dieser beträgt 35 Euro pro Stunde. 

Da die Risikoeinschätzung, Anamnese und Dokumen-

tation sowohl von Hebammen als auch von Ärzten/Ärz-

tinnen des St. Marienkrankenhauss vorgenommen wird, 

wurde zur Berechnung dieser Kosten ein Mittelwert er-

rechnet, der sich aus dem genannten Stundensatz einer 

Hebamme und dem Stundensatz eines Klinikarztes/einer 

Klinikärztin zusammensetzt.

Pro Fall betrugen die Kosten, die im St. Marienkranken-

haus durch die Risikoeinschätzung und erweiterte Heb-

ammennachsorge entstanden sind, durchschnittlich 365 

Euro (ohne Kosten der Vernetzung und Kooperation).

Hinzu kommen Kosten, die durch die erweiterte Er-

hebung der Krankengeschichte, Dokumentation und 

Ressourcenabschätzung mit dem Ludwigshafener peri-

partalem Erhebungsbogen (LupE) insgesamt entstehen, 

sowie ggf. einer zusätzlichen individuellen Beratung bei 

geringem Risiko (»gelbe« Fälle). Diese Kosten werden 

im St. Marienkrankenhaus pro Jahr mit 11.750 Euro 

beziffert.

Kosten iM Kinder-  
und JuGendhilFesysteM

An dieser Stelle werden die Kosten dargestellt, die im 

Rahmen von Hilfeangeboten der Kinder- und Jugend-

hilfe entstanden sind. Die Angaben beziehen sich sowohl 

auf Angebote des öffentlichen Trägers wie auch der freien 

Jugendhilfe. Die Kosten konnten im Jugendamt wieder-

um fallbezogen für die betrachtete Stichprobe ermittelt 

werden. Eigenmittel der freien Träger konnten nicht be-

rücksichtigt werden.

Im Jugendamt der Stadt Ludwigshafen wurde der sog.  

»Fachdienst Guter Start ins Kinderleben« aufgebaut, der  

die Aufgaben wahrnimmt, die im Rahmen der Frühen 

Hilfen im Jugendamt anfallen. Hierzu zählen neben den 

Aufgaben des Sozialen Dienstes speziell für die jungen  

Familien auch die bereits beschriebenen Aufgaben der 

Vernetzung und Kooperation (anonyme Fallbespre-

chung, Teilnahme an Runden Tischen, Ausbau des Net-

zes Früher Hilfen). An dieser Stelle werden die Kosten 

dargestellt, die im Hilfeprozess für die 21 Familien mit 

Jugendamtskontakt durch die Jugendhilfe aufgewendet 

wurden. 

Bei Betrachtung der Hilfeformen, welche die Familien 

mit Jugendamtskontakt seitens der Jugendhilfe erhalten 

haben, zeigt sich, dass insgesamt die niedrigschwelligen  

Angebote den Schwerpunkt bilden. Die häufigsten An-

gebote in der untersuchten Stichprobe waren Beratungs-

angebote wie Ehe- und Lebensberatung, Entwicklungs-

psychologische Beratung (EPB), Schwangerschafts-, 

Migrations- und Schuldnerberatung – diese wurden bei 

95% der Familien angeboten und durchgeführt. Aber 

auch die Vermittlung einer Wohnung und von handwerk-

lichen Diensten ist hier zu nennen. Bei sechs Familien 

hat zusätzlich auch eine ambulante Hilfe nach §31 bzw. 

§27 stattgefunden. Insgesamt haben sieben Familien eine 

ambulante Hilfe nach §31 bzw. §27 erhalten. Aber auch 

stationäre Hilfen wurden durchgeführt. In drei Fällen 

war eine stationäre Hilfe notwendig, hierbei handelte es 

sich einmal um eine Erziehungsstelle mit anschließender 

Vollzeitpflege und in den weiteren zwei Fällen wurde eine 

Mutter-Kind-Einrichtung in Anspruch genommen. Auch 

hier stellen die stationären Hilfen die kostenintensivsten 

Hilfeformen dar.

ANZAHl VoN ANGEbotEN  
uND HIlFEN DEr JuGENDHIlFE  
Im rAHmEN DEr FrüHEN HIlFEN

Hilfeform
Anzahl  
Fälle

in Prozent der Fälle  
mit Jugendamtskontakt

Ambulante Hilfen  
(§§31 und 27)

7 33

Stationäre Hilfen  
(§§19, 33, 34)

3 14

Beratungsangebote  
(§§16, 18, 27 und 28)

20 95

Ambulante Hilfen +  
Beratungsangebote

6 29

Quelle: Eigene Berechnungen 

Abbildung 13
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Die Kosten der jeweiligen Hilfen wurden beim Jugend-

amt Ludwigshafen erfasst. Der Stundensatz für eine Fach-

leistungsstunde wurde mit einem Durchschnittssatz von 

42 Euro berechnet.

Bei der Betrachtung der Kosten der Jugendhilfe sind  

neben den Kosten für die »face-to-face«- Kontakte, die 

direkt mit den Familien stattfinden, zusätzliche Zeit-

ressourcen zu berücksichtigen, sog. »Overhead-Kosten«,  

z. B. für die Dokumentation und für Teambespre-

chungen. Diese Zeiten werden den freien Trägern in  

Ludwigshafen zusätzlich in pauschalierter Form vergü-

tet und sind somit in der Kostenrechnung bereits ent-

halten. Da bei Hilfeangeboten, die von Jugendamtsmit-

arbeitenden geleistet werden, die »Overhead-Stunden« 

nicht explizit ausgewiesen werden, sind diese in der  

Berechnung jedoch nicht erfasst. 

Insgesamt wurden für die in diesem Kapitel dargestellten 

Hilfen der Kinder- und Jugendhilfe 258.259 Euro aufge-

wendet. Im nächsten Kapitel werden nun die Gesamt-

kosten der Frühen Hilfen für die untersuchte Stichprobe 

dargestellt. 

ausWertunG der GesaMtKosten 
Früher hilFen

Zur Berechnung der Gesamtkosten wurden die Kosten, 

die in den drei Bereichen »Vernetzung und Kooperation«, 

»Gesundheit« und »Kinder- und Jugendhilfe« entstanden 

sind, zusammengeführt und die Durchschnittskosten pro 

Fall berechnet. 

Insgesamt wurden in den betrachteten Bereichen im Rah-

men der untersuchten Stichprobe 283.690 Euro aufge-

wendet. Bei einer Anzahl von 39 Fällen sind dementspre-

chend durchschnittliche Kosten in Höhe von 7.274 Euro/

Fall16 entstanden. Die Fälle und die Kosten pro Fall sind 

jedoch sehr heterogen, so liegen die maximalen Kosten 

pro Fall bei 64.220 Euro, die minimalen Kosten betragen 

526 Euro. Wie die Verteilung der Fallkosten in der Stich-

probe ausfällt, zeigt Abbildung 14. Hier wird deutlich, 

dass eine Vielzahl der Fälle Kosten von unter 1.000 Euro 

verursacht hat, dies ist bei 62% der untersuch ten Stich-

proben der Fall und 79% liegen unter 5.000 Euro.

In Abhängigkeit vom konkreten Unterstützungs- und 

Hilfebedarf liegen demnach sehr unterschiedliche Kosten 

vor. Ist die Belastung gering und eine Überleitung an die 

Jugendhilfe nicht notwendig, sind die Kosten geringer 

als bei Familien mit einer hohen Belastung und einem 

Bedarf nach einer längeren Unterstützung. So belaufen 

sich die Kosten pro Fall ohne Jugendamtskontakt durch-

schnittlich lediglich auf 700 Euro.

Da sich die Kosten auf die Frühen Hilfen beziehen und 

damit auf den Zeitraum von der Geburt bis zum dritten 

Lebensjahr, können bisher keine Aussagen darüber ge-

troffen werden, ob und in welchem Umfang weitere Hil-

fen im Lebenslauf dieser Kinder notwendig werden. Zum 

Zeitpunkt der Erstellung der Arbeit waren bis auf zwei 

Fälle, bei denen eine langjährige Unterstützung notwen-

dig sein wird, alle Fälle abgeschlossen.

Weitere im Lebenslauf entstehende Kosten können durch 

die bisher kurze Laufzeit der Projekte und den Mangel 

an Studien zu Langzeiteffekten präventiver Kinderschutz-

programme nur geschätzt werden. Um eine Gegenüber-

stellung der Kosten Früher Hilfen und der Folgekosten 

bei Kindeswohlgefährdung in der Lebenslaufperspektive 

Abbildung 14

KoStEN FrüHEr HIlFEN – AuSWErtuNG DEr StANDortDAtEN

ANZAHl FällE NAcH FAllKoStEN

Kosten in Euro Anzahl der Fälle

500-1.000 24

1.000-2.000 5

2.000-5.000 2

5.000-10.000 1

10.000-20.000 1

20.000-30.000 3

30.000-40.000 1

über 40.000 2

Quelle: Eigene Berechnung
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darstellen zu können, wurden deshalb in einem Szenario 

»Frühe Hilfen« zusätzlich zu den vorhandenen erfassten 

Kostendaten weitere Kosten im Lebenslauf geschätzt und 

abgebildet.

Im nächsten Kapitel wird jedoch zuerst das Vorgehen bei 

der Nutzenberechnung dargestellt.
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nutzen Früher hilFen – FolGeKosten  
Von KindesVernachlässiGunG  
und -MisshandlunG
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Zur Berechnung der Folgekosten kann – wie in Kapitel 7 

dargestellt wurde – derzeit ausschließlich auf vorhandene 

Daten zurückgegriffen werden, die über die Folgen von 

Kindeswohlgefährdung Auskunft geben. Zur Berechnung 

des Nutzens wurden deshalb Fallszenarien entwickelt, 

anhand derer die Folgen und Folgekosten von Kindes-

vernachlässigung und -misshandlung dargestellt und be-

rechnet wurden. 

Studien, die über die direkten Folgen und Folgekosten 

Auskunft geben, stehen kaum zur Verfügung. Durch 

Expertenbefragungen können fehlende Daten generiert 

werden (vgl. Schöffski 2008). Hier konnten Angaben aus 

Expertengesprächen genutzt werden, die im Projektver-

lauf u. a. mit dem Jugendamt Gießen und der Frühför-

derstelle Gießen durchgeführt worden sind. 

 

Dabei standen insbesondere die folgenden Fragen im 

Mittelpunkt:

●  Wie alt sind die Kinder bei Bekanntwerden der Kindes-

wohlgefährdung?

●  Welche Folgen (Verhaltensauffälligkeiten, Retardie-

rungen) werden von den Mitarbeitenden bei Kindern 

festgestellt, die von Kindeswohlgefährdung betroffen 

waren?

●  Welche Hilfen erhalten die Familien?

●  Wie gestaltet sich die Unterstützung im Hilfeverlauf?

Zusätzlich wurden vorhandene Analysen in diesem Be-

reich herangezogen, insbesondere eine Untersuchung von 

Münder et al., die auf einer Aktenanalysen bei Jugend-

ämtern zum Thema Kindeswohlgefährdung beruht.

Dass Kindeswohlgefährdung mit weitreichenden indirek-

ten Folgen verbunden ist, wurde bereits in Kapitel 6 anhand 

von einzelnen Studien aufgezeigt. Welche indirekten Folgen 

als evident gelten können, hat eine im Jahr 2009 veröffent-

lichte Studie untersucht und für retrospektive und prospek-

tive Studien kontrastiert (vgl. Gilbert et al. 2009). 

Im Ergebnis zeigt sich in den prospektiven Studien 

ein mittlerer bzw. starker Zusammenhang mit dem Bil-

dungserfolg, mit gering qualifizierter Beschäftigung, 

Verhaltensauffälligkeiten in der Kindheit und Jugend, 

posttraumatischen Belastungsstörungen, Depressionen, 

Alkoholproblemen, Übergewicht und straffälligem Ver-

halten. In den retrospektiven Studien wird ein mittlerer 

oder starker Zusammenhang mit Verhaltensauffälligkei-

ten in der Kindheit und Jugend, posttraumatischen Be-

lastungsstörungen, Depressionen, Alkohol- und Drogen-

problemen, Promiskuität und Teenagerschwangerschaft 

sowie straffälligem Verhalten nachgewiesen (vgl. Abbil-

dung 15). 

 

Auf der Grundlage dieser Informationen und Daten 

wurden vier unterschiedliche Lebenslaufszenarien bei 

Kindeswohlgefährdung modelliert und die daraus entste-

henden Folgekosten berechnet. 
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EVIDENZ Für DAS AuFtrEtEN VoN VErNAcHläSSIGuNGS- uND  
mISSHANDluNGSFolGEN. ErGEbNIS DEr VErGlEIcHENDEN uNtErSucHuNG 
VoN rEtroSPEKtIVEN uND ProSPEKtIVEN StuDIEN

Prospektive Studien Retrospektive Studien

Bildung und Erwerbstätigkeit

Geringer Bildungserfolg

mittlerer Effekt

schwacher Effekt

Gering qualifizierte Erwerbstätigkeit fehlt

Psychische Gesundheit

Verhaltensprobleme in der Kindheit und 
Jugend

starker Effekt

starker Effekt

Posttraumatische Belastungsstörung

Depressionen

mittlerer Effekt

Suizidversuch

Selbstverletzendes Verhalten schwacher Effekt schwacher Effekt

Alkoholmissbrauch mittlerer Effekt

starker Effekt

Drogenmissbrauch, -abhängigkeit schwacher Effekt

Physische Gesundheit

Teenagerschwangerschaft inkonsistent starker Effekt

Chronische Erkrankung im Erwachsenenalter kein Effekt

schwacher Effekt

Übergewicht starker Effekt

Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen fehlt mittlerer Effekt

Aggression, Gewalttätigkeit, Kriminalität

Straffälliges Verhalten starker Effekt starker Effekt

Quelle: Gilbert et al. 2009 (Ausschnitt, eigenen Darstellung)

Abbildung 15
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annahMen zur erstellunG  
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In den Expertenbefragungen wurde herausgestellt, dass 

eine Kindeswohlgefährdung häufig erst über die Wahr-

nehmung der Folgen einer Gefährdung, z. B. Verhalten-

sauffälligkeiten des Kindes, beim Jugendamt bekannt 

wird und zwar, wenn die Kinder in die Institutionen 

(Kita, Frühförderstellen, Schule) kommen. Dies wird 

auch in der Studie von Münder et al. bestätigt. Hier heißt 

es: »In der Praxis ist es [...] nur selten so, dass schon zu ei-

nem Zeitpunkt, an dem noch keine schädigenden Folgen 

für den Minderjährigen eingetreten ist, bereits Maßnah-

men zur Abwendung einer Gefährdung getroffen werden. 

In der Regel ist es umgekehrt, dass von Fehlentwicklun-

gen der Kinder und Jugendlichen Rückschlüsse auf die 

Tatsache einer Kindeswohlgefährdung gezogen werden, 

die Folgen einer Kindeswohlgefährdung – die es eigent-

lich zu verhindern galt, werden zum Beleg dafür, dass eine 

Gefährdung vorliegt …« (Münder et al. 2000: 105). 

In den Szenarien Kindeswohlgefährdung wurde deshalb 

erstens ein Fallbeginn mit Eintritt in die Kita und zwei-

tens ein Fallbeginn mit Eintritt in die Schule bzw. mit der 

Schuleingangsuntersuchung angenommen.

Grundsätzlich wurde des Weiteren davon ausgegangen,

●  dass die Folgen von Vernachlässigung und Misshand-

lung umso schwerer und weitreichender sind, je länger 

die Gefährdung bestanden hat,

●   dass Maßnahmen, die zur Vermeidung von Kindes-

wohlgefährdungen und deren Folgen eingesetzt wer-

den, umso wirksamer sind, je früher sie die Kinder  

erreichen und

●   dass Kindeswohlgefährdung Folgen für die psychische 

und physische Gesundheit und den Schulerfolg hat so-

wie aggressives, kriminelles Verhalten begünstigt (vgl. 

Kapitel 9).

Unter diesen Annahmen wurden vier unterschiedliche 

Szenarien bei Kindeswohlgefährdung modelliert. Dabei 

wurden zwei moderate Szenarien mit einem Fallbeginn 

im Alter von drei Jahren und zwei pessimistische Szena-

rien mit einem Fallbeginn ab sechs Jahren dargestellt. Im 

moderaten Verlauf wurde von vorhandenen Beeinträch-

tigungen durch Kindeswohlgefährdung ausgegangen, 

die im dritten Lebensjahr zu einer Hilfeaufnahme füh-

ren. Hier wurde unterstellt, dass durch intensive Förder- 

und Unterstützungsmaßnahmen eine Stabilisierung der 

familialen Situation erreicht werden kann. Die bereits  

bestehenden Folgen der Kindeswohlgefährdung können 

jedoch nicht vollständig durch entsprechende Maßnah-

men kompensiert werden, so dass Beeinträchtigungen 

durch die Kindeswohlgefährdung im Lebenslauf bestehen  

bleiben. 

Im pessimistischen Szenario wurde von einem Hilfebe-

ginn mit sechs Jahren ausgegangen. Aufgrund verfestig-

ter familiärer Problemlagen und den späten Zugang zu 

der Familie ist eine Stabilisierung der Situation nicht 

möglich. Zudem wurde angenommen, dass die lang an-

haltende Kindeswohlgefährdung massive Folgen für die 

Entwicklung des Kindes hat, die z. T. irreversibel sind. 

Um zusätzlich zu den Kosten der Frühen Hilfen, die sich 

auf die Zeit von der Geburt bis zum dritten Lebensjahr 

beziehen, auch die im weiteren Lebenslauf entstehenden 

Kosten einbeziehen zu können, wurde zudem ein Szena-

rio Frühe Hilfen erstellt, das einen biografischen Verlauf 

unter der Bedingung eines »guten Starts ins Kinderleben« 

repräsentiert. Hier wurde davon ausgegangen, dass durch 

das Vorhandensein Früher Hilfen eine Kindeswohlgefähr-

dung verhindert werden kann und somit in diesem Fall 

keine Folgekosten im Lebenslauf zu berücksichtigen sind. 

Da jedoch grundsätzlich davon ausgegangen wird, dass 

Kinder, die unter benachteiligten, risikobehafteten Bedin-

gungen aufwachsen, auch über die frühe Kindheit hinaus 

Hilfen und Förderangebote benötigen, die aufeinander 

abgestimmt sein müssen, damit bereits erreichte Erfolge 

nicht wieder zunichte gemacht werden, wird zusätzlich 

zu den Frühen Hilfen angenommen, dass die Familie  

weitere vernetzte Unterstützungs- und Hilfeangebote er-

hält. Insbesondere die Übergänge im Lebenslauf stellen 

wiederum kritische und zugleich weichenstellende Phasen 

in der Entwicklung eines Kindes dar, so dass im Lebens-

laufszenario neben den berechneten Kosten der Frühen 

Hilfen (vgl. Kapitel 6) weitere Hilfen und Förderangebote 

angenommen werden. Unter diesen Bedingungen wird ein 

positiver Entwicklungsverlauf des Kindes modelliert.

Im Folgenden werden die vier Szenarien unter der An-

nahme von Kindeswohlgefährdung (Kita 1 , Kita 2 , 

Schule 1 , Schule 2 ) detailliert dargestellt. Es werden 

die Annahmen formuliert und aufgezeigt, welche Maß-

nahmen in den verschiedenen Fällen aus den Annahmen 
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resultieren (notwendige Hilfen, Angebote) und welche 

Kosten im Lebenslauf insgesamt entstehen. 

Das Szenario Frühe Hilfen wird in gleicher Weise darge-

stellt. In der Gegenüberstellung der vier Szenarien mit 

dem Szenario Frühe Hilfen kann daraufhin verdeutlicht 

werden, welche Kosten im Lebenslauf eines Kindes un-

ter der Annahme einer Kindeswohlgefährdung entstehen 

und welche Kosten demgegenüber entstehen, wenn durch 

Frühe Hilfen und vernetzte Hilfe- und Unterstützungs-

leistungen eine Kindeswohlgefährdung verhindert wer-

den kann.

ANNAHmEN IN DEN lEbENSlAuFSZENArIEN

Szenario Annahmen

Kita 1

moderates Szenario ➔ Hilfebeginn im Alter von drei Jahren

Kita 2

Schule 1

pessimistisches Szenario ➔ Hilfebeginn im Alter von sechs Jahren

Schule 2

Frühe Hilfen Szenario unter der Annahme Früher Hilfen und weiterer Angebote im Lebenslauf zur Unterstützung der Familie

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 16
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Die Lebenslaufszenarien werden im Folgenden entlang 

der Entwicklung von der Geburt bis zum 67sten Lebens-

jahr dargestellt.

SZENArIo FrüHE HIlFEN

Alter Annahmen Maßnahmen

0 bis 3

Unterstützungsbedarf der Familie wird bereits in der Geburtsklinik  
wahrgenommen. Es wird eine erweiterte Hebammennachsorge und die  
Aufnahme in die Frühen Hilfen von Beginn an unterstützt.

Frühe Hilfen (siehe Kapitel 8: Aus-
wertung der Kosten Früher Hilfen)

Das Kind besucht ab dem ersten Lebensjahr eine Krippe 2 Jahre Krippenbesuch

3 bis 6
Bei Erziehungsschwierigkeiten werden Beratungsangebote der  
Erziehungsberatung in Anspruch genommen.

Beratung durch die Erziehungs-
beratungsstelle

6 bis 12 Das Kind besucht die Grundschule.

13 bis 16 Der Realschulabschluss wird mit 16 Jahren erreicht. 

17 bis 21
Der Einstieg in die Duale Ausbildung gelingt. Im Anschluss wird eine  
Tätigkeit als Fachangestellte/r17 ausgeübt.

22 bis 67 Tätigkeit als Fachangestellte/r

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 17
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FrüHEr HIlFEN uND bEI KINDESWoHlGEFäHrDuNG

moDErAtES SZENArIo KItA 1

Alter Annahmen Maßnahmen

0 bis 3 Kein Zugang zu der Familie Keine Unterstützung, Hilfen

3 bis 6

Bei Aufnahme in die Kita werden beim Kind Defizite in der Sprache und der  
Kognition wahrgenommen. Die Mutter verfügt über eingeschränkte Erziehungs-  
und Alltagskompetenzen und wirkt schnell überfordert. Die Kita vermittelt den 
Kontakt zu einer Erziehungsberatungsstelle. Das Jugendamt wird hinzugezogen. 
Zusätzlich wird eine logopädische Behandlung angeboten.  
Eine Vernetzung der Angebote findet nicht statt.

Logopädische Behandlung,  
50 Std. Sprachtherapie

Erziehungsberatung, 2 Jahre SPFH

keine Vernetzung der Angebote

6 bis 12
Mit Beginn der Pubertät treten Schulschwierigkeiten und aggressives Verhalten  
des Kindes gegenüber seinen Mitschülern auf. Es wird erneut das Jugendamt 
hinzugezogen und eine SPFH vereinbart.

SPFH 40 Std. pro Monat für zwei Jahre

13 bis 16

In der Adoleszenz kommt es zu einer straffälligen Handlung – die Jugendgerichts-
hilfe wird eingeschaltet und ein sozialer Trainingskurs wird vereinbart. Sozialer Trainingskurs 

Der Hauptschulabschluss wird mit 16 Jahren erreicht. Der Berufseinstieg ist auf-
grund der geringen schulischen Bildung nicht erfolgreich. Es folgt eine Berufsför-
dermaßnahme.

1 Jahr Berufsvorbereitung (BvB)

17 bis 21

Der Berufseinstieg misslingt weiterhin. Daraufhin wird eine weitere Fördermaßnah-
me der Agentur für Arbeit angeregt. Bedingt durch den geringen Qualifikationsgrad 
ist der Weg in den ersten Ausbildungsmarkt nicht erreichbar. Es werden verschiede-
ne Tätigkeiten als angelernte/r Arbeitnehmer/in ausgeübt. Die Erwerbsbiografie ist 
durch wiederkehrende Phasen der Erwerbslosigkeit geprägt.

1 Jahr Ausbildungsförderung,  
Wertschöpfungsverlust  
durch geringe berufliche Qualifikation

22 bis 30 Tätigkeit als angelernte/r Arbeitnehmer/in
Wertschöpfungsverlust  
durch geringe berufliche Qualifikation

31 bis 50 Tätigkeit als angelernte/r Arbeitnehmer/in, Arbeitslosigkeit
Wertschöpfungsverlust  
durch geringe berufliche Qualifikation,  
2 Jahre Arbeitslosigkeit

51 bis 67 Tätigkeit als angelernte/r Arbeitnehmer/in, Arbeitslosigkeit
Wertschöpfungsverlust  
durch geringe berufliche Qualifikation,  
2 Jahre Arbeitslosigkeit

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 18
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moDErAtES SZENArIo KItA 2

Alter Annahmen Maßnahmen

0 bis 3 Kein Zugang zu der Familie Keine Unterstützung, Hilfen

3 bis 6

Bei Aufnahme in die Kita werden Entwicklungsverzögerungen des Kindes  
wahrgenommen, das Kind erhält Maßnahmen der Frühförderung.

Kontinuierliche spielpädagogische 
Einzelförderung zu Hause mit Elternbera-
tung für 1,5 Jahre

Da ein deutlicher Unterstützungsbedarf seitens der Eltern bei der Erziehung  
besteht, wird eine SPFH installiert. SPFH 40 Std. pro Monat für 2 Jahre 

6 bis 12

Die schulische Leistungsfähigkeit des Kindes ist unterdurchschnittlich, weitere 
Förderangebote im Anschluss an die Frühförderung stehen nicht zur Verfügung. 
Das Kind besucht eine Hauptschule. In der Pubertät treten erneut Erziehungs-
probleme und Konflikte in der Familie auf. Es wird eine SPFH aufgenommen.

SPFH 40 Std. pro Monat für ein Jahr

13 bis 16

Die SPFH wird für ein weiteres Jahr fortgeführt. SPFH 40 Std. pro Monat für ein Jahr

Der Hauptschulabschluss wird mit 16 Jahren erreicht. Der Berufseinstieg ist  
aufgrund der geringen schulischen Bildung nicht erfolgreich. Es folgt eine Berufs-
fördermaßnahme.

1 Jahr Berufsvorbereitung (BvB) 

17 bis 21

Der Berufseinstieg misslingt weiterhin. Es folgt eine weitere Fördermaßnahme 
der Agentur für Arbeit. Bedingt durch den geringen Qualifikationsgrad kann dann 
lediglich eine Tätigkeit als angelernte/r Arbeitnehmer/in ausgeübt werden.

1 Jahr Ausbildungsförderung,
Wertschöpfungsverlust durch 
geringe berufliche Qualifikation

Im Alter von 20 Jahren treten verstärkt Ängste bei der/dem Jugendlichen auf, die 
eine therapeutische Behandlung erforderlich machen.

Psychotherapeutische 
Behandlung über 2,5 Jahre

22 bis 30 Tätigkeit als angelernte/r Arbeitnehmer/in
Wertschöpfungsverlust durch geringe 
berufliche Qualifikation

31 bis 50

Tätigkeit als angelernte/r Arbeitnehmer/in, Arbeitslosigkeit
Wertschöpfungsverlust durch geringe 
berufliche Qualifikation,  
2 Jahre Arbeitslosigkeit

Behandlung der psychischen Störung
Psychotherapeutische 
Behandlung über 3 Jahre

51 bis 67 Tätigkeit als angelernte/r Arbeitnehmer/in, Arbeitslosigkeit
Wertschöpfungsverlust durch geringe 
berufliche Qualifikation,  
2 Jahre Arbeitslosigkeit

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 19
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PESSImIStIScHES SZENArIo ScHulE 1

Alter Annahmen Maßnahmen

0 bis 3 Kein Zugang zu der Familie Keine Unterstützung, Hilfen

3 bis 6 Kein Zugang zu der Familie Keine Unterstützung, Hilfen

6 bis 12

Bei der Schuleingangsuntersuchung wird bei einem Kind eine retardierte  
Entwicklung festgestellt. Zudem liegt ein deutliches Übergewicht vor. Da eine  
Regelbeschulung nicht möglich ist, wird das Kind in eine Schule für sozial- 
emotionales Lernen, die eine Betreuung in einer Tagesgruppe beinhaltet, ein-
geschult. Zusätzlich erhält die Familie eine SPFH, da die Erziehungs- und Für-
sorgefähigkeiten der Eltern deutlich eingeschränkt sind. Die Kontaktaufnahme  
zum Hausarzt wird angeregt, eine Vernetzung mit gesundheitsbezogenen Diensten 
und Angeboten zur Stärkung der Alltagskompetenzen findet jedoch nicht statt.

Tagesgruppe, SPFH, Arztkontakte 
Adipositas, jedoch keine Vernetzung von 
gesundheitsbezogenen und jugendhilfe-
bezogenen Diensten

In der Adoleszenz kommt es zu verstärkten Auseinandersetzungen innerhalb  
der Familie. Ein Verbleib in der Familie ist nicht möglich – der/die Jugendliche  
wird in stationärer Jugendhilfe aufgenommen.

Stationäre Jugendhilfe ab dem  
12. Lebensjahr

13 bis 16
Verbleib in stationärer Jugendhilfe,
Wechsel in eine Einrichtung mit angeschlossener Berufsförderung

Stationäre Jugendhilfe 

17 bis 21

Die Maßnahmen zur Ausbildungsförderung haben keinen Erfolg, so dass die  
Erwerbstätigkeit in ungelernter Tätigkeit ausgeübt wird. Diese Tätigkeiten sind 
durch geringe Kontinuität im Arbeitsverhältnis geprägt.

Stationäre Jugendhilfe,  
anschließend betreutes Wohnen  
bis zum 21. Lebensjahr

Wertschöpfungsverlust durch geringe 
berufliche Qualifikation

22 bis 30 Tätigkeit als ungelernte/r Arbeitnehmer/in, Arbeitslosigkeit
Wertschöpfungsverlust durch  
geringe berufliche Qualifikation,  
2 Jahre Arbeitslosigkeit

31 bis 50

Tätigkeit als angelernte/r Arbeitnehmer/in, Arbeitslosigkeit
Wertschöpfungsverlust durch  
geringe berufliche Qualifikation,  
3 Jahre Arbeitslosigkeit

Aufgrund des lebenslangen Übergewichts kommt es zu Folgeerkrankungen  
(Diabetes mellitus) 

Behandlung Diabetes mellitus

51 bis 67
Vorzeitigen Berufsunfähigkeit durch die Diabeteserkrankung und daraus  
resultierende Folgeerkrankungen 

Wertschöpfungsverlust durch  
geringe berufliche Qualifikation,  
1 Jahre Arbeitslosigkeit

Behandlung Diabetes mellitus und  
von Folgeerkrankungen

Berufsunfähigkeit im Alter von  
61 Jahren

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 20

DArStElluNG DEr lEbENSlAuFSZENArIEN uNtEr DEr ANNAHmE  
FrüHEr HIlFEN uND bEI KINDESWoHlGEFäHrDuNG
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PESSImIStIScHES SZENArIo ScHulE 2

Alter Annahmen Maßnahmen

0 bis 3 Kein Zugang zu der Familie Keine Unterstützung, Hilfen

3 bis 6 Kein Zugang zu der Familie Keine Unterstützung, Hilfen

6 bis 12

Mit dem Besuch der Schule werden bei einem Kind erstmals Verhaltens-
auffälligkeiten wahrgenommen – es wirkt sehr zurückhaltend, hat wenig Kontakt  
zu seinen Mitschülern/Mitschülerinnen und zeigt Anzeichen von Verwahrlosung. 
Der Kontakt zu den Eltern und zum Jugendamt wird aufgenommen. Die vom 
Jugendamt angebotenen Hilfen werden von der Familie nach kurzer Zeit wieder 
abgebrochen.

SPFH (10 Std.)

Im Alter von 12 Jahren wird das Kind in eine psychiatrische Klinik aufgenommen. 
Dort wird eine Essstörung und eine depressive Störung diagnostiziert. Im  
Anschluss wird der/die Jugendliche in stationärer Jugendhilfe untergebracht.  
Nach einem halben Jahr kehrt der junge Mensch in die Familie zurück.

Stationäre psychiatrische Behandlung

Stationäre Jugendhilfe für ein halbes 
Jahr

13 bis 16

Im Alter von 14 Jahren kommt es erneut zu einer Aufnahme in der psychiatrischen 
Klinik und einer anschließenden stationären Jugendhilfe. Die Rückführung in die 
Familie gelingt nicht.

Mit 16 Jahren erreicht die/der Jugendliche den Förderabschluss 

Stationäre psychiatrische Behandlung

Stationäre Jugendhilfe ab dem  
14. Lebensjahr

17 bis 21

Verbleib in der stationären Jugendhilfe, Übergang in betreutes Wohnen Stationäre Jugendhilfe, anschließend 
betreutes Wohnen bis 21. Lebensjahr

Im Anschluss an die Förderschule besucht der/die Jugendliche eine Berufsfach-
schule. Da die berufliche Integration nicht gelingt, folgen weitere Maßnahmen  
der Ausbildungsförderung. 

Berufsfachschule

Ausbildungsförderung

Die Maßnahmen haben keinen Erfolg, so dass die Erwerbstätigkeit in einer  
ungelernten Tätigkeit ausgeübt wird. Diese ist durch geringe Kontinuität im  
Arbeitsverhältnis geprägt.

Wertschöpfungsverlust durch geringe 
berufliche Qualifikation

Die psychische Gesundheit ist durch depressive Episoden lebenslang beeinträchtigt. Behandlung Depression

22 bis 30 Tätigkeit als ungelernte/r Arbeitnehmer/in, Arbeitslosigkeit.

Wertschöpfungsverlust durch geringe 
berufliche Qualifikation,  
2 Jahre Arbeitslosigkeit

Behandlung Depression

31 bis 50 Tätigkeit als ungelernte/r Arbeitnehmer/in, Arbeitslosigkeit.

Wertschöpfungsverlust durch geringe 
berufliche Qualifikation,  
3 Jahre Arbeitslosigkeit

Behandlung Depression

51 bis 67
Aufgrund der psychischen Erkrankung erfolgt eine Frühberentung im Alter von  
54 Jahren.

Wertschöpfungsverlust durch geringe 
berufliche Qualifikation,  
ein Jahr Arbeitslosigkeit

Behandlung Depression

Berufsunfähigkeit im Alter von  
54 Jahren

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 21
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daten zur berechnunG der annahMen  

in den lebenslauFszenarien

berechnung der Kosten im lebenslaufszenario Frühe Hilfen

berechnung der Folgekosten bei Kindeswohlgefährdung
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In diesem Teil der Arbeit sollen die Daten dargestellt wer-

den, welche die Grundlage zur Berechnung der Lebens-

laufszenarien bilden. 

berechnunG der Kosten  
iM lebenslauFszenario  
Frühe hilFen

JuGendhilFe 
Die Kosten der Jugendhilfe wurden anhand der Daten des 

Jugendamts Ludwigshafen ermittelt. Es wurden neben den 

Kosten, die in den ersten drei Jahren im Rahmen der Frü-

hen Hilfen entstehen (vgl. Kapitel 8), zusätzliche niedrig-

schwellige Angebote wie Beratungsangebote und Förder- 

und Betreuungsangebote für das Kind im biografischen 

Verlauf angenommen und die Kosten hierfür einbezogen.

GesundheitsWesen
Die Kosten des Gesundheitswesens sind bereits in der 

Berechnung der Kosten Früher Hilfen enthalten (vgl. Ka-

pitel 8).

erWerbstätiGKeit
Im Szenario Frühe Hilfen wird ein Realschulabschluss 

unterstellt. Durch den erreichten Abschluss ist der direk-

te Weg in das Duale Ausbildungssystem und den Beruf 

möglich. Es wird ein Einkommen als Fachangestellte/r 

erzielt (vgl. Abbildung 26). Fördermaßnahmen und 

Wertschöpfungsverluste sind in diesem Fall nicht zu be-

rechnen. 

berechnunG der FolGeKosten 
bei KindesWohlGeFährdunG

JuGendhilFe
Die Datenverfügbarkeit im Bereich Kindeswohlgefähr-

dung ist – wie in Kapitel 6 dargestellt wurde – trotz einer 

vorhandenen Kinder- und Jugendhilfestatistik sehr be-

schränkt. Zudem werden die erfassten Daten nicht fallbe-

zogen ausgewiesen, so dass Informationen über Hilfever-

läufe und deren Kosten bei Kindeswohlgefährdung nicht 

in der Statistik aufgeführt sind. Die Lebenslaufszenarien 

wurden mithilfe von Expertengesprächen und anhand 

vorhandener Studien erstellt. Die relevanten Kostendaten 

wurden für die unterschiedlichen Hilfen (SPFH, stationä-

re Jugendhilfe, sozialer Trainingskurs etc.) beim Jugend-

amt Ludwigshafen erfragt. 

 

GesundheitsWesen
Frühförderung und logopädie

Die Kosten für Leistungen der Frühförderung und der 

logopädischen Behandlung wurden in Zusammenarbeit 

mit einer Frühförderstelle ermittelt, da für diesen Bereich 

keine Daten zur Verfügung stehen, die über die Kosten 

der Frühförderung fallbezogen Auskunft geben. 

Der Mangel an Daten ist in diesem Bereich auch vor dem 

Hintergrund der Finanzierungsstrukturen in der Früh-

förderung zu sehen. Hierzu heißt es in einem Bericht des 

Instituts für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik: 

»Rechnet man die gesamten Ausgaben beider Leistungs-

träger, der Sozialhilfe und der GKV, zusammen, so liegen 

diese (einschließlich der Leistungen für jugendliche SPZ-

Patient/innen) im Jahr 2006 in einer Größenordnung 

von 1 Mrd. Euro. Welcher Anteil dieser Ausgaben aber 

genau auf die Frühförderung entfällt, bleibt unklar. Die 

Gesamthöhe der Ausgaben fällt einerseits zu hoch aus,  

da sie auch Leistungen der Krankenversicherung für  

Patient/innen der SPZ nach der Einschulung umfasst. Sie 

fällt andererseits etwas zu niedrig aus, weil die Ausgaben 

der Jugendhilfe für die Frühförderung nicht darin enthal-

ten sind und weitere Ausgaben der GKV für Heilmittel 

im Bereich der Frühförderung hinzu kommen. Da eine 

genaue Abgrenzung dieser Daten im Hinblick auf die 

Leistungen der Frühförderung nicht möglich ist, können 

die auf diese Leistungen entfallenden Ausgaben nicht nä-

her beziffert werden; an dieser Stelle besteht ein Bedarf 

an detaillierteren Informationen« (Engel et al. 2008: 18f.). 

Bei der Berechnung wurde von einer vorhandenen Ent-

wicklungsverzögerung infolge von Kindeswohlgefähr- 

dung ausgegangen. Bei einer Behandlung über 1,5 Jahre  

durch kontinuierliche Spielpädagogische Einzelför derung  

mit Elternberatung sind hier Kosten in Höhe von 3.160 

Euro einzurechnen (vgl. Szenario Kita 2 ).

In dem Szenario Kita 1  wurde aufgrund einer Sprach-

störung eine logopädische Behandlung berechnet. Die 

Gesamtverordnungsmenge liegt laut Heilmittelkatalog 

im Regelfall bei bis zu 60 Einheiten. Im Szenario wurden 
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50 Einheiten unterstellt. Der Preis für eine Einzelstunde 

beträgt 31,95 Euro. Inklusive Erstbefund entstehen durch 

die logopädische Behandlung Kosten in Höhe von 1.700 

Euro (Kassenärztliche Vereinigung Bremen 2009).

adipositas

Drei Studien konnten zu diesem Thema recherchiert wer-

den – eine 1996 erschienene Studie von Schneider, eine 

2003 veröffentlichte Studie von Sander und Bergmann so-

wie eine im Jahr 2006 von Lengerke et al. publizierte Un-

tersuchung. Sie geben Auskunft über die Erkrankung und 

die damit einhergehenden direkten und indirekten Kos-

ten. Die ersten beiden Studien wurden mittels Top-down 

Ansatz berechnet, die Kostendaten der letzten Studie wur-

den im Bottom-up Ansatz ermittelt. Die Kosten der Adi-

positas und deren Begleiterkrankungen werden bei San-

der mit 2,709 bis 5,682 Millionen Euro pro Jahr beziffert. 

In der Studie von Lengerke liegen die direkten Kosten pro 

Versorgungsnutzer mit starker Adipositas bei 2.965 Euro 

pro Jahr. Eine weitere Untersuchung von Brenner et al.  

hat altersbezogen die Behandlungskosten von Dauerpa-

tienten in Arztpraxen untersucht. Es liegen jedoch kei-

ne Studien vor, die über die Kosten der Adipositas im  

Lebenslauf Auskunft geben.

Für die Berechnung der Behandlungskosten der Adipo-

sitas wurde die Studie von Brenner et al. verwendet, da 

nur hier die Kosten bezogen auf das Kindesalter angege-

ben sind. Mit Hilfe dieser Studie konnten die Kosten der 

ambulanten Betreuung pro Jahr berechnet werden. Die-

se belaufen sich bezogen auf das Preisniveau von 2008 

im Kindesalter auf 245 Euro (Brenner et al. 2000). Da 

hier jedoch nur die Kosten der ambulanten Behandlung 

in Arztpraxen eingegangen sind, muss davon ausgegan-

gen werden, dass die Kosten in diesem Fall jedoch eher 

unterschätzt werden. Bei der Berechnung der Gesamt-

kosten wurde davon ausgegangen, dass eine Behand-

lung der Adipositas ausschließlich zwischen dem sechs-

ten und siebten Lebensjahr auf Anregung des Sozialen 

Dienstes stattfindet. Bezogen auf den weiteren Verlauf 

wurde davon ausgegangen, dass keine weitere Behand-

lung der Adipositas erfolgt und lebenslang ein Überge-

wicht vorliegt. 

Da eine Adipositaserkrankung häufig Folgeerkrankun-

gen nach sich zieht, wurden hierzu die relevanten  

Informationen recherchiert und die damit verbundenen 

Kosten berechnet. Der Gesundheitsbericht nennt insbe-

sondere die folgenden Begleiterkrankungen: Bluthoch-

druck, koronare Herzerkrankungen, Diabetes mellitus 

Typ 2, Fettstoffwechselstörungen, Schlaganfall, orthopä-

dische Komplikationen (vgl. Benecke, Vogel 2005). Bei 

der Berechnung wurde von einer auftretenden Diabete-

serkrankung im Alter von 50 Jahren ausgegangen. Zur 

Berechnung der hierdurch entstehenden Kosten wurden 

wiederum Studien recherchiert (Liebl et al. 2001; Köster 

et al. 2005). Die Kosten wurden anhand der sog. KoDiM-

Studie berechnet (vgl. Köster et al. 2005), welche die 

Kosten von Diabetes mellitus durch einen Vergleich der 

durchschnittlichen Kosten von Nicht-Diabetikern und 

Diabetikern berechnet hat. In der Studie wurden sowohl 

direkte wie auch indirekte Kosten ermittelt. Die Kosten 

betrugen nach dieser Untersuchung 2.507 Euro im Basis-

jahr 2001 (3.044 Euro bezogen auf das Preisniveau von 

2008) (Köster et al. 2005). Die Behandlung der Grunder-

krankung ohne Begleiterkrankungen wurde mit Kosten 

in Höhe von 542 Euro angegeben (658 Euro bezogen auf  

das Preisniveau von 2008). Da keine Daten über die Kosten  

pro Diabetespatienten im Lebenslauf zur Verfügung 

stehen, wurden die vorhandenen Daten im Lebenslauf 

fortgeschrieben und angenommen, dass im Alter von 50 

Jahren eine Diabeteserkrankung auftritt, die die ersten 

zehn Jahre ohne Begleiterkrankungen verläuft und da-

mit jährliche Kosten in Höhe von 658 Euro verursacht. 

Da Begleiterkrankungen im Alter zunehmen (vgl. Köster  

et al.), wurde angenommen, dass im Alter von 60 Jahren  

Begleiterkrankungen auftreten, die auf der Basis der 

KoDiM-Studie mit jährlichen Kosten in Höhe von 3.044 

Euro berechnet wurden. Weiterhin wurde angenom-

men, dass mit dem Auftreten der Begleiterkrankung 

eine Frühberentung im Alter von 61 Jahren einhergeht, 

so dass Wertschöpfungsverluste in Höhe von ca. 92.000 

Euro entstehen. Die Kosten zusätzlicher Rentenzahlun-

gen wurden nicht berücksichtigt.

psychische erkrankungen

In Studien zu den Folgen von Kindesvernachlässigung 

und -misshandlung werden eine Vielzahl an psychischen 

Erkrankungen als Folge benannt. Hierzu zählen u. a. 

Posttraumatische Belastungsstörungen, Depressionen 

und Angststörungen sowie komorbide Störungen (z. B. 

Essstörungen und Substanzmissbrauch). 
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Im Szenario Kita 2  wurde angenommen, dass im Alter 

von 20 Jahren eine psychische Störung auftritt und eine 

therapeutische Behandlung von 2,5 Jahren (100 Stunden) 

erfolgt. Diese wird laut Gebührenordnung der Kassen-

ärztlichen Vereinigung (Stand 01.01.2010) mit 81,14 

Euro pro Stunde vergütet (Kassenärztliche Vereinigung 

Bremen 2010).

Im Szenario Schule 2  wurde eine depressive Erkrankung 

und Essstörung mit Beginn in der Jugend einbezogen.

Die Berechnung der damit verbundenen Folgekosten  

wurde im Fall der Essstörung mittels verfügbarer Daten 

des Statistischen Bundesamts berechnet. Die Kranken-

hausstatistik weist eine durchschnittliche Verweildauer von 

Patienten mit der Diagnose »F50-F59 Verhaltensauffällig-

keiten mit körperlichen Störungen und Faktoren« im Jahr 

2007 von 27,2 Tagen aus (Statistisches Bundesamt 2007b).

Die Kosten je Pflegetag betrugen laut Statistischen Bun-

desamt im Jahr 2001 216,30 Euro (Statistisches Bundes-

amt 2003). Bezogen auf das Preisniveau im Jahr 2008 ent-

stehen durch die angenommene stationäre Behandlung 

im Szenario Schule 2  Kosten in Höhe von 7.142 Euro. 

Zur Berechnung der Folgekosten, die im Zusammen-

hang mit der Behandlung depressiver Störungen ent-

stehen, wurden vorhandene Studien zum Themengebiet 

herangezogen. Hier sind national insbesondere zwei 

Arbeiten zu nennen, zum einen eine 2004 erschienene 

Studie von Salize et al. sowie die 2005 im Rahmen des 

Projekts »European Study of Epidemiology of Mental 

Disorders« veröffentlichte Studie von Friemel et al.. In 

der Studie von Friemel et al. wurden 131 Personen ein-

bezogen, die eine Diagnose nach DSM-IV aufwiesen. 

Die Patienten wurden nach Leistungen befragt, die sie 

aufgrund der depressiven Erkrankung in den letzten 12 

Monaten in Anspruch genommen hatten. In der Studie 

von Salize et al. wurden Patienten aus Hausarzt- und 

nervenärztlich-psychiatrischen Fachpraxen einbezo-

gen. Hier wurden die Kosten getrennt für zwei Patien-

tengruppen untersucht. In der ersten Gruppe wurden 

Patienten einbezogen, die eine Behandlung aufgrund 

einer »depressive Störung« in Anspruch nahmen, bei 

der zweiten Gruppe wurde eine depressive Episode nach 

ICD-10-Kriterien festgestellt.

Die direkten Kosten je Patient betrugen nach der Euro-

pean Study of Epidemiology of Mental Disorders bei  

Patienten, die Gesundheitsleistungen in Anspruch nah-

men, 1.225 Euro (ohne private Zuzahlungen, Basis 2002). 

Die Studie von Salize et al. weist Ausgaben in Höhe 

von 2.073 Euro pro Patient mit depressiver Störung aus 

(Gruppe 1) und 2.541 Euro bei der Gruppe der nach 

ICD-10-Kriterien diagnostizierten Patienten (Gruppe 2) 

(3.085 Euro bezogen auf das Preisniveau 2008). 

Da beide Studien keine Hinweise über die Kosten einer  

Depression im Lebenslauf geben, mussten hierzu  

weitere Daten recherchiert werden. Zum Verlauf der 

Depression heißt es im Gesundheitsbericht der Bundes-

regierung: »Bei nicht durch Medikamente beeinfluss-

tem Verlauf erleiden ca. 25% der Patienten nach einer 

Ersterkrankung innerhalb von sechs Monaten einen 

Rückfall. Nach zwei Jahren sind dies immerhin 30 bis 

50% und nach fünf Jahren haben fast 75% der Patienten 

mindestens eine neue depressive Phase erlebt. Zudem 

werden mit steigender Episodenzahl die episodenfreien 

Zwischenzeiten kürzer. Im Verlauf von 20 Jahren er-

leidet ein Patient durchschnittlich fünf bis sechs de-

pressive Episoden. Ca. 5 bis 10% erleben im weiteren 

Verlauf auch manische Phasen (übersteigerter Antrieb, 

Selbstüberschätzung). Mit zunehmendem Alter steigt 

nicht nur das Wiedererkrankungsrisiko, sondern die  

Episoden nehmen meist auch an Schwere zu« (vgl.  

Statistisches Bundesamt 1998).

Für die Berechnung der Folgekosten unter der Annahme 

einer depressiven Störung (Szenario Schule 2 ) wurden 

auf dieser Grundlage und unter Verwendung der Studie 

von Salize et al. die Kosten einer depressiven Erkran-

kung im Lebenslauf berechnet. Der Studie von Salize 

wird Vorrang eingeräumt, da in dieser Arbeit die Kosten 

für Patienten mit einer depressiven Episode (nach ICD-

10) ausgewiesen sind. Die im Lebenslauf entstehenden 

Kosten einer depressiven Störung sind bei einem Beginn 

im Alter von 20 Jahren und einen episodenhaften Ver-

lauf mit sechs bis sieben depressiven Episoden in 20 Jah-

ren mit 37.017 Euro (Preisniveau 2008) zu berechnen. 

Zusätzlich zu den direkten Kosten entstehen auch indi-

rekte Kosten in Form von Arbeitsunfähigkeit und Früh-

berentungen. 60-80% der Gesamtkosten der Depression 

entstehen durch den Verlust von Arbeitsproduktivität 

12
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(Generaldirektion Gesundheit und Verbraucherschutz 

2004 online).

Der Gesundheitsbericht aus dem Jahr 1998 liefert unter 

der Überschrift »Arbeitsunfähigkeit, Berentungen« folgen-

de Daten: »Im Jahr 1993 wurden im Bereich der gesamten 

gesetzlichen Krankenversicherung insgesamt ca. 282.000  

Arbeitsunfähigkeitsfälle (AU-Fälle) mit ca. 10,9 Mio. AU-

Tagen aufgrund depressiver Erkrankungen registriert 

(hierin einbezogen sind die ICD 9-Nr. 296, 301, 309, 311 

und 40% der unter Nr. 300 registrierten Fälle). Das ent-

spricht ungefähr 2,2% aller AU-Tage. Für Frauen wurden 

ca. doppelt so viele AU-Fälle je 100.000 Pflichtmitglieder 

ausgewiesen wie für Männer (1285 versus 592 Fälle je 

100.000 Pflichtmitglieder). Die Statistik der Allgemeinen 

Ortskrankenkassen (AOK) weist für die o.g. ICD 9-Num-

mern für den Bereich der AOK West jeweils mehr als dop-

pelt so viele AU-Fälle bezogen auf die Pflichtmitglieder aus 

wie für den Bereich der AOK Ost (AOK West: Männer 748, 

Frauen 1.670; AOK Ost: Männer 314, Frauen 782 AU-Fälle 

je 100.000 Pflichtmitglieder). Depressionsbedingte AU 

dauert im Mittel deutlich länger (rund zweieinhalbmal) 

als AU aufgrund anderer Krankheiten« (Statistisches Bun-

desamt 1998 online). Ein aktueller Bericht zur Arbeitsun-

fähigkeit bei AOK-Versicherten bestätigt diese Daten und 

verweist zudem auf einen stetigen Anstieg psychischer 

Störungen. Nach dieser Erhebung nehmen psychische 

Störungen im Jahr 2009 bei den Ausfalltagen Platz drei ein 

(Institut für betriebliche Gesundheitsförderung 2010). 

»Depressive Erkrankungen haben einen erheblichen An-

teil an den Gründen für eine vorzeitige Berentung. 1995 

wurden 18.629 Frühberentungen (7.146 Männer, 11.483 

Frauen) aufgrund depressiver Erkrankungen für die 

o.g. ICD 9-Nummern bewilligt. Das entspricht ca. 6,3%  

aller 297.164 Frühberentungen im Jahr 1995. Das mittlere  

Berentungsalter lag zwischen 50 und 54 Jahren« (Statisti-

sches Bundesamt 1998 online).

Auf der Grundlage der zur Verfügung stehenden Daten 

wurde von einer Frühberentung im Alter von 54 Jahren 

ausgegangen. Die indirekten Kosten wurden über den 

Verlust von Erwerbseinkommen und den daraus ent-

stehenden Wertschöpfungsverlusten berechnet. Die zu-

sätzlich bis zum Eintritt in das reguläre Rentenalter ent-

stehenden Rentenzahlungen wurden nicht einbezogen. 

Ebenfalls nicht berücksichtigt wurden die Kosten durch 

Ausfälle von Erwerbstätigkeitstagen während der Er-

werbszeit. Diese werden nicht pro Kopf ausgewiesen und 

können deshalb nicht in die Berechnung eingehen. 

bildunG und erWerbstätiGKeit
Die Folgen von Kindesvernachlässigung und -misshand-

lung für die Ausbildung kognitiver Fähigkeiten, den  

Schulerfolg und die Erwerbsbeteiligung wurden im  

Kapitel 6 dargestellt. Die dort beschriebenen Defizite im 

Bereich der schulischen Leistungen sowie die Beeinträch-

tigungen im Erwerbspotential werden im Berechnungs-

modell in einem moderaten und einem pessimistischen 

Szenario berechnet. In den moderaten Annahmen Kita 1  

und 2   wurde davon ausgegangen, dass vorhandene kog-

nitive Beeinträchtigungen früh erkannt werden und durch 

die eingesetzten Maßnahmen (Frühförderung, logopädi-

sche Behandlung, Unterstützung der Familie durch die 

Jugendhilfe) die Fähigkeiten und die Lernbedingungen 

soweit verbessert werden können, dass ein Hauptschul-

abschluss und eine Berufstätigkeit in einem angelernten 

Beruf ausgeübt werden können. Im pessimistischen Fall 

(Szenarien Schule 1  und 2 ) wurde angenommen, dass 

die Beeinträchtigungen erst spät wahrgenommen werden 

und eine Beschulung in einer Förderschule notwendig ist. 

Aufbauend auf diesen Grundannahmen wurden die Sze-

narien weitergeführt, indem typische qualifikationsbe-

zogene Erwerbsbiografien zugrunde gelegt wurden. Die 

hierfür notwendigen Informationen zum Berufseinstieg, 

zur Erwerbstätigkeit und Erwerbslosigkeit sowie zum 

Einkommen bei unterschiedlichen Qualifikationsniveaus 

wurden den nationalen Bildungsberichten (vgl. Klieme 

2008, Avenarius 2006) und internationalen Analysen (vgl. 

OECD 2008) entnommen.

berufseinstieg

Bezogen auf den Berufseinstieg verweist der nationale 

Bildungsbericht auf eine zunehmende Bedeutung des 

Übergangssystems bei der Ausbildung unterhalb des 

Hochschulbereichs. 

Insbesondere für Jugendliche mit niedriger schulischer  

Qua lifikation ist das Übergangssystem von Bedeutung, 

da sie zumeist keine Chance auf einen Ausbildungsplatz 

im Dua len System erhalten (vgl. Abbildung 22). Als Be-
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gründung werden ein Ungleichgewicht und Passungs-

probleme zwischen der Angebots- und Nachfrageseite 

benannt (Klieme 2008). 

Eine 2006 veröffentlichte Untersuchung des Bundes-

instituts für Berufsbildung (vgl. BIBB Übergangsstudie 

2006) nennt als Determinanten der Ausbildungslosigkeit 

bei Jugendlichen neben dem Schulabschluss die Bildung 

der Eltern, Migrationshintergrund, das Geschlecht oder  

das Vorhandensein von eigenen Kindern (Beicht, Ulrich 

2008). Hier wird deutlich, dass der bei PISA und weiteren 

Studien aufgezeigte Zusammenhang von Herkunft und  

Bildung auch beim Berufseinstieg weiterhin wirksam bleibt. 

Junge Frauen haben häufig bessere Chancen, da sie 

über bessere Noten verfügen. Ein Hindernis stellt für sie  

jedoch insbesondere das Vorhandensein von Kindern dar.

Die Angebote des Übergangssystems sind sehr vielfältig. 

Zahlenmäßig kommt den Berufsfachschulen, die keinen 

beruflichen Abschluss vermitteln, berufsvorbereitenden 

Maßnahmen der BA und Berufsschulen für Schüler ohne  

Ausbildungsvertrag die größte Bedeutung zu (Klieme 

2008). 

Die Kosten, die pro Teilnehmer im Übergangssystem ent-

stehen, variieren je nach Angebot. Im Bildungsbericht aus 

dem Jahr 2008 sind diese ausgewiesen (siehe Abbildung 23).

tEIlNEHmEr uND öFFENtlIcHE AuSGAbEN IN AuSGEWäHltEN mASSNAHmEN DES 
übErGANGSSyStEmS 2005 uND 2006

Maßnahmen

2005 2006

Ausgaben  
in Euro

Teilnehmer  
Anzahl

Ausgaben je  
Teilnehmer/Jahr  

in Euro

Ausgaben  
in Euro

Teilnehmer  
Anzahl

Ausgaben je  
Teilnehmer/Jahr  

in Euro

BvB 770.758.104 115.724 6.600 680.889.135 110.778 6.146

EQJ 40.150.561 18.751 2.441 69.423.027 22.793 3.046

Berufsfachschulen  
(1-/2-jährige, BVJ und BGJ

193.409.700 333.465 5.800 1.900.201.800 327.621 5.800

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Bildungsbericht 2006 in Klieme 2008: 166

12

VErtEIluNG DEr NEuZuGäNGE AuF DIE DrEI SEKtorEN DES bEruFlIcHEN  
AuSbIlDuNGSSyStEmS 2006 NAcH ScHulIScHEr VorbIlDuNG (IN %)

Ohne Hauptschulabschluss 78,7 20,8

Mit Hauptschulabschluss 50,8 8,0 41,2

Mit Mittlerem Schulabschluss 28,2 24,4 47,4

Mit Hochschul- oder Fachhochschulabschluss 4,1 28,5 67,4

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Bundesagentur für Arbeit in Klieme 2008: 158          Übergangssystem      Schulberufssystem      Duales System

0,5

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

Abbildung 23

Abbildung 22



64

Die Studie »Volkswirtschaftliche Potenziale am Übergang 

von der Schule in die Arbeitswelt«, die im Jahr 2008 von 

der Bertelsmann Stiftung herausgegeben wurde, hat die 

Kosten je Teilnehmer bezogen auf die Maßnahmen für 

Schüler in der schulischen Berufsvorbereitung, Teilneh-

mer an BvB-Maßnahmen (soweit nicht an beruflichen 

Schulen unterrichtet), Teilnehmer an der Einstiegsqualifi-

zierung, Teilnehmer am Ausbildungsplatzprogramm Ost 

und geförderte Jugendliche im Rahmen der Berufsausbil-

dung Benachteiligter der BA berechnet und beziffert die 

Kosten dieser Programme im Durchschnitt auf 10.050 

Euro pro Teilnehmer (Bertelsmann Stiftung 2008). 

Hinzu kommen Kosten durch Einkommensverluste 

und Arbeitslosigkeit sowie entgangene Wertschöpfungs-

potentiale (da Personen mit geringerer Qualifizierung  

weniger Einkommen erzielen als Personen mit höherem 

Qualifikationsniveau). 

beschäftigungsquoten

»Die Beschäftigungsquoten steigen mit zunehmendem Bil-

dungsstand« (OECD 2008: 154). So sind laut des Berichts 

der OECD die Anzahl der Erwerbslosen sowie die Anzahl 

an Personen, die dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung 

stehen, bei den Absolventen des Tertiärbereichs geringer 

als bei Personen mit einem Abschluss im Sekundarbereich 

II. Noch größer sind die Unterschiede im Erwerbsstatus,  

wenn Personen keinen Sekundarabschluss II erreicht  

haben. Diese Unterschiede nehmen im Alter weiter zu 

und sind zwischen Männern und Frauen mit niedrigen  

Bildungsabschlüssen ausgeprägter (OECD 2008). 

Der nationale Bildungsbericht 2008 weist auf Basis des 

Mikrozensus die unten stehenden Daten zum Erwerbs-

status aus (siehe Abbildung 24).

Finanzielle leistungen während  

der arbeitslosigkeit

Das Arbeitslosengeld beträgt 60% des pauschalierten 

Nettoentgeltes (Leistungsentgeltes) beziehungsweise 

67% bei Vorhandensein von Kindern (vgl. Bundesagen-

tur für Arbeit online)

Die Regelleistung beim Arbeitslosengeld II beträgt seit 

dem 01.07.2009 bundeseinheitlich 359 Euro. Laut der 

Statistik der Bundesagentur für Arbeit betrug die durch-

schnittliche Geldleistung pro Bedarfsgemeinschaft inklu-

sive Sozialversicherungsleistungen und Leistungen für 

Unterkunft und Heizung 853,47 Euro (Stand November 

2009) (Bundesagentur für Arbeit 2009).

einkommen

Daten zum Einkommen unterschieden nach Bildungsab-

schlüssen finden sich im Bildungsbericht aus dem Jahr 

2006 (siehe Abbildung 25).

Hier zeigt sich, dass das Einkommen mit steigendem Aus - 

bildungsniveau zunimmt, und zwar liegen die Einkom-

DAtEN Zur bErEcHNuNG DEr ANNAHmEN IN DEN lEbENSlAuFSZENArIEN

ANtEIl ErWErbStätIGEr, ErWErbSloSEr uND NIcHtErWErbSPErSoNEN  
AN DEr bEVölKEruNG VoN 25 bIS uNtEr 65 JAHrEN 2006 NAcH bEruFlIcHEm 
bIlDuNGSAbScHluSS uND AltErSGruPPEN (IN %)

Ohne beruflichen Bildungsabschluss 53,5 12,1 34,3

Lehr-/ Anlernausbildung 73,0 8,2 18,9

Fachschulabschluss 82,7 4,6 12,7

Fachhochschul- und Hochschulabschluss 85,2 4,1 10,7

Quelle: Klieme 2008: 206  Erwerbstätige      Erwerbslose      Nichterwerbspersonen
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AbSolutES uND rElAtIVES brutto-moNAtSEINKommEN* (mEDIAN) VollZEItbE- 
ScHäFtIGtEr ArbEItNEHmEr/INNEN ZWIScHEN 17 uND 65 JAHrEN IN oSt- uND WESt- 
DEutScHlAND Im JAHr 2004 NAcH bEruFlIcHEm QuAlIFIKAtIoNSNIVEAu (in Euro)

Qualifikationsniveau Geschlecht Region

Brutto-Monatseinkommen (Median) im Jahr … 2004

in Euro
in %  des Bruttoeinkommens  

mit Berufsausbildung

Ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung

Insgesamt

West 2.100 82

Ost 1.400 77

Deutschland 2.000 82

Männer

West 2.400 86

Ost 1.500 76

Deutschland 2.300 88

Frauen

West 1.640 75

Ost 1.280 80

Deutschland 1.640 78

Mit abgeschlossener 
Berufsausbildung

Insgesamt

West 2.550 100

Ost 1.820 100

Deutschland 2.445 100

Männer

West 2.800 100

Ost 1.970 100

Deutschland 2.600 100

Frauen

West 2.200 100

Ost 1.600 100

Deutschland 2.100 100

Fachhochschulabschluss

Insgesamt

West 3.622 142

Ost 2.550 140

Deutschland 3.400 139

Männer

West 4.000 143

Ost 3.200 162

Deutschland 4.000 154

Frauen

West 2.900 132

Ost 2.230 139

Deutschland 2.730 130

Universitätsabschluss

Insgesamt

West 3.722 146

Ost 3.000 165

Deutschland 3.700 151

Männer

West 4.000 143

Ost 3.200 162

Deutschland 3.924 151

Frauen

West 3.453 157

Ost 2.703 169

Deutschland 3.225 154

*  Grundlage bilden die Brutto-Monatsgehälter vollzeiterwerbstätiger Arbeitnehmer/innen im Alter zwischen 17 und 65 Jahren. Unter dem Begriff Berufsausbildung wurden 
zusammengefasst: Lehre, Ausbildung an Schulen des Gesundheitswesens, Fachschulen, Beamtenausbildung sowie sonstige Ausbildung. Die Gruppe der Personen mit 
Universitätsabschluss umfasst Absolventinnen/Absolventen von Technischen Hochschulen sowie inländischen oder ausländischen Universitäten. Gewichtet mit Standard-
hochrechnungsfaktoren. Eigene Berechnung auf Basis des SOEP 1984 (n=5.670), 1994 (n=5.467), 2004 (n=8.173). Quelle: Avenarius 2006 (Auszug).
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men von Absolventen und Absolventinnen der Fachhoch - 

schulen und Hochschulen um 39% bzw. 51% über dem  

Ein kommen bei abgeschlossener Berufsausbildung. Ohne  

abgeschlossene Berufsausbildung liegt es 18% darunter 

(Avenarius 2006).

Zudem hat das Qualifikationsniveau einen entscheiden-

den Einfluss auf den Verdienst. So zeigen sich deutliche 

Unterschiede sowohl zwischen angelernten und unge-

lernten Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen, wie auch 

zwischen Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen in leiten-

der und herausgehobener Stellung. Je besser ein Arbeit-

nehmer/eine Arbeitnehmerin qualifiziert und je größer 

die Verantwortungsübernahme ist, desto höher sind die 

Verdienste (vgl. Abbildung 26).

Von diesem Bruttoeinkommen entfallen je nach Ein-

kommenshöhe zwischen 16,7% und 21% auf Steuern, 

39,8% (inklusive Arbeitgeberanteil, ohne Unfallversi-

cherung) auf Sozialversicherungsbeiträge18. Der Rest 

ist als Nettoeinkommen dem Individualnutzen zuzu-

ordnen19.

Aus der dargestellten unterschiedlichen schulischen und 

beruflichen Qualifikation resultieren Einkommensunter-

schiede, die auch in unterschiedlichen Beiträgen zur Sozi-

alversicherung und Steuerabgaben zum Tragen kommen. 

Der gesellschaftliche Nutzen der Bildung ergibt sich aus 

diesen Beiträgen und den Steuerabgaben. Je höher der 

Bildungsabschluss ist, desto größer ist der Nutzen für die 

Gesellschaft. Die unterschiedlichen Nutzenbeiträge wer-

GESEllScHAFtlIcHEr NutZEN VoN bIlDuNG, bErEcHNuNG bEI  
uNtErScHIEDlIcHEN QuAlIFIKAtIoNSNIVEAuS

Qualifikation

Euro pro Jahr

Einkommen
Sozialversicherungsabgaben  

(Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteil)
Steuern

Wertschöpfung für  
die Gesellschaft

Wertschöpfungs- 
verlust

Fachangesteller 34923 13899 7229 21128

angelernter  
Arbeitnehmer

28670 11411 5390 16801 -4328

ungelernter  
Arbeitnehmer

23378 9304 3834 13138 -7990

Quelle: Statistisches Bundesamt 2009b, eigene Berechnung

DAtEN Zur bErEcHNuNG DEr ANNAHmEN IN DEN lEbENSlAuFSZENArIEN

HöHE DES bruttoJAHrESVErDIENStES IN Euro NAcH Art DEr tätIGKEIt Im  
JAHr 2008

Arbeitnehmer/in in leitender Stellung 80.981

Herausgehobene Fachkräfte 50.706

Fachangestellte/er 34.923

Angelernte Arbeitnehmer/innen 28.670

Ungelernte Arbeitnehmer/innen 23.378

Quelle: Statistisches Bundesamt 2009b

Abbildung 27

Abbildung 26
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den, wie in Abbildung 27 dargestellt, bei der Berechnung 

der Szenarien herangezogen.

D. h., dass neben den Kosten, die durch die beschriebe-

nen Maßnahmen und Transferzahlungen bei Arbeitslo-

sigkeit entstehen, zusätzlich auch Kosten durch geringere 

Wertschöpfungspotentiale berechnet werden müssen, 

die durch die geringere Qualifizierung und damit ein-

hergehende geringere Steuerabgaben und Sozialversi-

cherungsbeiträge entstehen. Als Bezugswert wurde das 

Einkommen eines/r Fachangestellten20 herangezogen. 

Wird aufgrund eines geringeren Qualifikationsniveaus 

ein niedrigeres Einkommen erzielt, wurden die Steuer- 

und Beitragsverluste, die der Gesellschaft hierdurch ent-

stehen, berechnet und als sog. »Wertschöpfungsverlust« 

zusätzlich zu den Kosten ausgewiesen. In Abbildung 27 

sind die Daten zur Berechnung der Wertschöpfungsver-

luste dargestellt.

antisoziales Verhalten
Antisoziales Verhalten wird in der Klassifikation nach 

ICD-10 und DSM-IV als »Störungen des Sozialverhal-

tens« bezeichnet. Die Kriterien beziehen sich im DSM-VI 

Klassifikationssystem auf das Vorhandensein von aggres-

sivem Verhalten gegenüber Menschen und Tieren, Zer-

störung von Eigentum, Betrug oder Diebstahl, schwere 

Regelverstöße, z. B. häufiges Schule schwänzen vor dem 

13. Lebensjahr. Zudem tritt häufig eine Komorbidität 

mit anderen Störungen auf. Hierzu zählen insbesondere 

hyperkinetische, psychische und emotionale Störungen 

(Laucht 2001).

Zur Erklärung der Entstehung und des Verlaufs antisozi-

alen Verhaltens ist v. a. das Modell von Moffitt zu nennen, 

das zwischen einem auf das Jugendalter beschränkten 

und einem im Lebenslauf persistenten Verlauf aggres-

siven Verhaltens mit Beginn in der frühen Kindheit un-

terscheidet. Während der erste, weniger aggressive und 

zeitlich begrenzte Typ insbesondere im Zusammenhang 

der speziellen Entwicklungsanforderungen während der 

Adoleszenz erklärt wird, kommt es beim zweiten Typ zu  

einem Zusammentreffen von biologischen und sozialen  

Risikofaktoren, welche die Entwicklung eines persisten-

ten Verlaufs begünstigen. Zu den biologischen Faktoren 

zählen u. a. ein schwieriges Temperament des Kindes, 

Regulationsstörungen und Beeinträchtigungen von Kog-

nition und Sprache. Werden diese nicht durch das soziale 

Umfeld aufgefangen, sondern durch soziale Risiken wie 

inkonsistentes, strenges Erziehungsverhalten der Eltern 

sowie fehlende Sozialkontakte und Ablehnung durch 

Gleichaltrige verstärkt, begünstigt dies den beschriebe-

nen persistenten Verlauf (Moffit 1993). Zwar ist ein Teil 

der Faktoren auch bei der jugendtypischen Form zu  

finden, dort treten diese jedoch nicht kumulativ auf. Die 

Kumulation von Risiken scheint somit für die Entwick-

lung delinquenten Verhaltens ausschlaggebend zu sein 

(Lösel, Bender 2005). Zudem betonen Lösel und Bender, 

dass »Delinquenz [...] nicht als statisch zu sehen [ist], 

sondern als mehr oder weniger flexibles Zusammenspiel 

von Risiko- und Schutzfaktoren im Laufe der Entwick-

lung« (Lösel, Bender 2005: 616). 

Als Risikofaktoren werden neben Misshandlung, Miss-

brauch und Vernachlässigung auch hier biologische  

Faktoren, schulische Faktoren, die Peer-Group und  

Persönlichkeitsmerkmale des Kindes genannt (Lösel, 

Bliesener 2003). Protektiven Einfluss üben hingegen 

»eine sichere Bindung an eine Bezugsperson (in Multi-

problem-Familien eventuell Verwandte, Lehrer, Erzie-

her)«, »Erfolg in der Schule« und »das Gefühl von Sinn 

und Struktur im eigenen Leben« aus (Lösel, Bliesener 

2003: 19).

Zur Delinquenzentwicklung heißt es bei den Autoren: 

»Gleichwohl gilt, dass ein erheblicher Teil der Kinder und 

Jugendlichen mit hohem Risiko später nicht längerfris-

tig straffällig wird. Nach Robins (1978) oder Moffitt et al. 

(1996) entwickelt etwa die Hälfte der Kinder mit schwer-

wiegenden Verhaltensstörungen später keine ernsthafte 

Delinquenz. Auch andere Untersuchungen zeigen, dass 

ein erheblicher Teil der »Hochrisiko-Kinder« später nicht 

gravierend auffällig wird oder eine deviante Karriere 

rasch wieder aufgibt (Lösel, Bender 2005). Das heißt, es 

besteht sowohl Stabilität als auch Flexibilität in der Ent-

wicklung« (Lösel, Bliesener 2003:18).

Die genannten Untersuchungen wurden als Grundla-

ge zur Berechnung des Faktors »Antisoziales Verhalten« 

im Szenario Kita 1  einbezogen. Darüber hinaus wurden 

statistische Daten herangezogen, die über die Art der  

Delikte sowie die Häufigkeit begangener Straftaten Aus-

kunft geben.

12
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Das ›Hellfeld‹ begangener Straftaten wird jährlich in der 

Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) ausgegeben. Da die 

Statistik jedoch Straftaten lediglich für ein Kalenderjahr 

ausweist, müssen weitere Analysen herangezogen werden, 

die in Form von Längsschnittdaten Aufschluss über die 

im Lebenslauf begangenen Straftaten von Jugendlichen 

Auskunft geben. Hierzu stehen verschiedene Untersu-

chungen des Landeskriminalamts Nordrhein-Westfalen, 

des Bayerischen Landeskriminalamts, des Landeskrimi-

nalamts Sachsen und eine Analyse der PKS von Mecklen-

burg-Vorpommern zur Verfügung, die auf der Grundla-

ge der PKS-Daten und weiterer Individualanalysen den 

Verlauf delinquenten Verhaltens bei Jugendlichen insbe-

sondere mit dem Fokus im Bereich sogenannter »Inten-

sivtäter« betrachtet haben. Die Analysen weisen darauf 

hin, dass der größte Anteil der Jugendlichen keine zweite 

Straftat begeht. Circa 1/5 bis 1/3 der Jugendlichen begeht 

mehrere Straftaten (zwei bis vier Straftaten). Der Anteil 

an Intensivtätern (mehr als 5 Straftaten) ist mit 5 bis 15% 

gering (vgl. Thomas, Stelly 2008; Landeskriminalamt 

Nordrhein-Westfalen 2005).

Zu den häufigsten Delikten zählen bei Jugendlichen (14- 

bis unter 18-jährige) laut der Polizeilichen Kriminalsta-

tistik Körperverletzungen, danach folgen Ladendieb- 

stähle und Sachbeschädigung (BKA 2009).

Auf der Grundlage der dargestellten Untersuchungen 

und Statistiken wurde bei der Modellierung der Szena-

rien in einem Fall delinquentes Verhalten angenommen, 

dass sich in einer Körperverletzung äußert. Es wurde ein 

nicht persistenter Verlauf delinquenten Verhaltens ange-

nommen. Aufgrund der Jugendhilfemaßnahmen wurde 

hier von einem episodenhaften Verlauf ausgegangen, bei 

dem die Straffälligkeit auf das Jugendalter beschränkt ist.

Die strafrechtlichen Maßnahmen wurden mit Bezug 

auf das Jugendgerichtsgesetz modelliert, das an dem Er-

ziehungsgedanken ausgerichtet ist. Hierzu heißt es bei  

Lösel und Bender: »Anstelle von weiterer Strafverfolgung 

wird seit den 1980er Jahren vermehrt auf außerjustizielle 

Verfahren im Sinne des sog. Diversionsgedanken gesetzt. 

Diese sind in ihrer Eingriffsintensität unterschiedlich 

und umfassen nach §10 JGG insbesondere Arbeitsan-

weisungen (z. B. gemeinnützige Tätigkeit), Betreuungs-

anweisungen, den Täter-Opfer-Ausgleich und soziale 

Trainingskurse« (Lösel, Bender 2005: 628). Im Szenario 

wurden deshalb die Kosten eines sozialen Trainingskurses 

berechnet. 

Anhand der dargestellten Kostendaten werden im Folgen-

den die Gesamtkosten, die in den unterschiedlichen  

Szenarien entstehen, berechnet (vgl. Kapitel 13-14).

DAtEN Zur bErEcHNuNG DEr ANNAHmEN IN DEN lEbENSlAuFSZENArIEN
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ausWertunG des szenarios  

»Frühe hilFen«

13



70 AuSWErtuNG DES SZENArIoS »FrüHE HIlFEN«

SZENArIo FrüHE HIlFEN 

Alter Maßnahmen Kosten in Euro

0 bis 3

Frühe Hilfen (siehe Kapitel 8: Auswertung der Kosten Früher Hilfen) 7.274

Besuch einer Krippe vom ersten bis zum dritten Lebensjahr21 26.201

3 bis 6
Beratung durch eine Erziehungsberatungsstelle (insg. 15 Std.)
Besuch des Kindergartens22 630

6 bis 12 Besuch einer Grund- bzw. Realschule, keine besondere Förderung notwendig 0

13 bis 16 Besuch einer Realschule, keine besondere Förderung notwendig 0

17 bis 21 Erwerbstätigkeit als Fachangestellte/r 023

22 bis 30 Erwerbstätigkeit als Fachangestellte/r 0

31 bis 50 Erwerbstätigkeit als Fachangestellte/r 0

51 bis 67 Erwerbstätigkeit als Fachangestellte/r 0

Summe Summe:   34.105

Quelle: Eigene Berechnung

Abbildung 28
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ausWertunG der Vier  

lebenslauFszenarien bei  

KindesWohlGeFährdunG

14



72 AuSWErtuNG DEr VIEr lEbENSlAuFSZENArIEN bEI KINDESWoHlGEFäHrDuNG

moDErAtES SZENArIo KItA 1

Alter Maßnahmen Kosten in Euro

0 bis 3 Keine Unterstützung, Hilfen 0

3 bis 6

Logopädische Behandlung, 50 Stunden Sprachtherapie 1.700

Erziehungsberatung (10 Stunden), 2 Jahre SPFH 40.740

keine Vernetzung mit weiteren Angeboten

6 bis 12 SPFH 40 Std. pro Monat für 2 Jahre 40.320

13 bis 16

Sozialer Trainingskurs 1.000

1 Jahr Berufsvorbereitung (BvB) 6.146

17 bis 21

1 Jahr Ausbildungsförderung 10.050

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation 34.112

22 bis 30 Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation 38.950

31 bis 50 Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation + 2 Jahre Arbeitslosigkeit 131.985

51 bis 67 Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation + 2 Jahre Arbeitslosigkeit 119.002

Summe:   424.005

Quelle: Eigene Berechnung

Abbildung 29
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moDErAtES SZENArIo KItA 2

Alter Maßnahmen Kosten in Euro

0 bis 3 Keine Unterstützung, Hilfen 0

3 bis 6

Kontinuierliche Spielpädagogische Einzelförderung zu Hause mit Elternberatung für 1,5 Jahre 3.160

SPFH 40 Std. pro Monat für 2Jahre 40.320

6 bis 12 SPFH 40 Std. pro Monat für 1 Jahr 20.160

13 bis 16

SPFH 40 Std. pro Monat für 1 Jahr 20.160

1 Jahr Berufsvorbereitung (BvB) 6.146

17 bis 21

1 Jahr Ausbildungsförderung 10.050

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation 34.112

Psychotherapeutische Behandlung für 2,5 Jahre 8.114

22 bis 30 Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation 38.950

31 bis 50

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation, 2 Jahre Arbeitslosigkeit 131.985

Psychotherapeutische Behandlung für 3 Jahre 9.737

51 bis 67 Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation, 2 Jahre Arbeitslosigkeit 119.002

Summe:   441.896

Quelle: Eigene Berechnung

Abbildung 30
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PESSImIStIScHES SZENArIo ScHulE 1

Alter Maßnahmen Kosten in Euro

0 bis 3 Keine Unterstützung, Hilfen 0

3 bis 6 Keine Unterstützung, Hilfen 0

6 bis 12

Tagesgruppe, SPFH 167.630

Arztkontakte Adipositas 490

Stationäre Jugendhilfe ab dem 12. Lebensjahr 60.386

13 bis 16 Stationäre Jugendhilfe mit angeschlossener Berufsförderung 237.211

17 bis 21

Stationäre Jugendhilfe, anschließend betreutes Wohnen bis zum 21. Lebensjahr 207.726

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation 45.098

22 bis 30 Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation, 2 Jahre Arbeitslosigkeit 102.690

31 bis 50

Behandlung Diabetes mellitus 658

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation, 3 Jahre Arbeitslosigkeit 205.970

51 bis 67

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation, ein Jahr Arbeitslosigkeit,
Berufsunfähigkeit im Alter von 61 Jahren

187.259

Behandlung Diabetes mellitus und der Folgeerkrankungen 27.884

Summe:   1.243.002

Quelle: Eigene Berechnung

Abbildung 31
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PESSImIStIScHES SZENArIo ScHulE 2

Alter Maßnahmen Kosten in Euro

0 bis 3 Keine Unterstützung, Hilfen 0

3 bis 6 Keine Unterstützung, Hilfen 0

6 bis 12

SPFH (10 Std.) 420

Stationäre psychiatrische Behandlung 7.142

Stationäre Jugendhilfe für ein halbes Jahr 25.533

13 bis 16

Stationäre psychiatrische Behandlung 7.142

Stationäre Jugendhilfe ab dem 14.Lebensjahr 153.198

17 bis 21

Stationäre Jugendhilfe, anschließend betreutes Wohnen bis zum 21. Lebensjahr 250.330

2 Jahre Berufsfachschule, Ausbildungsförderung 17.746

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation 45.098

Behandlung Depression 3.085

22 bis 30

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation, 2 Jahre Arbeitslosigkeit 102.690

Behandlung Depression 6.170

31 bis 50

Behandlung Depression 15.424

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation, 3 Jahre Arbeitslosigkeit 205.970

51 bis 67

Wertschöpfungsverlust durch geringe berufliche Qualifikation, ein Jahr Arbeitslosigkeit
Berufsunfähigkeit im Alter von 54 Jahren

223.298

Behandlung Depression 12.339

Summe:   1.075.585

Quelle: Eigene Berechnung

Abbildung 32
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Kosten und nutzen Früher hilFen
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Betrachtet man die fallbezogenen Kosten Früher Hilfen, 

so wird deutlich, dass die Kosten, die im Rahmen der Prä-

vention aufgewendet werden müssen, im Durchschnitt 

mit 7.274 Euro gering sind und in den meisten Fällen  

sogar unter 1.000 Euro liegen. 

Die Kosten bei vorliegender Kindeswohlgefährdung lie-

gen deutlich höher. Bereits in den Szenarien Kita 1  und 

2 , in denen von einem Hilfebeginn im dritten Lebens-

jahr ausgegangen wurde, liegen die berechneten Kosten 

mit einem Wert von 424.004 Euro bzw. 441.895 Euro um 

das 60-fache über dem Durchschnittswert der Frühen 

Hilfen. In den Szenarien Schule 1  und 2  liegen die Kos-

ten noch deutlich höher – und zwar bei 1,16 Millionen 

Euro. Hier ergibt sich ein Kostenverhältnis von 1:159.

Werden wie im Beispiel des Szenarios »Frühe Hilfen« 

weitere Hilfeangebote im Lebenslauf berücksichtigt, ent-

stehen geschätzte Kosten in Höhe von 34.105 Euro. Doch 

auch dieser Betrag liegt deutlich unter den Folgekosten 

von Kindeswohlgefährdung. Diese liegen in den Szena-

rien Kita 13-mal und im pessimistischen Szenario Schule  

sogar 34-mal höher als die Kosten Früher Hilfen (vgl.  

Abbildungen 33 und 34)24.

KoStEN FrüHEr HIlFEN uNtEr EINbEZIEHuNG WEItErEr lEbENSlAuF-
bEZoGENEr HIlFEN (SZENArIo »FrüHE HIlFEN«) uND SPätEr Im lEbENSlAuF 
EINSEtZENDEr HIlFEN

Durchschnittliche Kosten pro Fall Verhältnis

Szenario Frühe Hilfen 34.105 Euro

Szenarien Kita 1  und 2  432.950 Euro 1:13

Szenarien Schule 1  und 2  1.159.295 Euro 1:34

Quelle: Eigene Berechnung

Abbildung 33

Abbildung 34KoStEN Im lEbENSlAuF NAcH DEm ZEItPuNKt DES HIlFEbEGINNS

Frühe Hilfen Kita Schule

Zeitpunkt des Hilfebeginns

Quelle: Eigene Darstellung
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Vorhandene Forschungsergebnisse weisen darauf hin, 

dass durch Investitionen in der frühen Lebensphase Fol-

gekosten im späteren Lebenslauf vermieden werden kön-

nen. Diese Folgekosten sind, wie die Berechnungen in den 

moderaten und pessimistischen Szenarien verdeutlichen, 

gegenüber den Kosten Früher Hilfen immens.

So zeigt sich bei den Szenarien Kita 1  und 2  ein trep-

penförmiger Verlauf, der durch mäßige Kosten im Kin-

desalter und steigende Kosten in den späteren Lebensjah-

ren gekennzeichnet ist. Diese Kosten begründen sich aus 

Maßnahmen der Jugendhilfe, Nachqualifizierungsmaß-

nahmen des Übergangssystems, dem niedrigeren Qualifi-

kationsniveau und den daraus resultierenden geringeren 

Erwerbspotentialen. 

In den Szenarien Schule 1  und 2  fallen zu Beginn keine 

Kosten an. Durch intensive interventive Maßnahmen der Ju- 

gendhilfe steigen die Kosten jedoch im Kindes- und Jugend - 

alter deutlich an und haben einen zweiten Schwerpunkt in 

der späten Lebensphase durch Folgekrankheiten und ver-

ringerte Wertschöpfungspotentiale (vgl. Abbildung 35).

In der Zusammenenschau der Ergebnisse wird deutlich, 

dass die Folgekosten von Kindeswohlgefährdung um ein 

Vielfaches über den Kosten der Prävention liegen und ins-

besondere in der langfristigen Perspektive hohe Kostenein-

sparungen erwartet werden, die durch geringere Ausgaben, 

z. B. im Gesundheitsbereich und in der Jugendhilfe sowie 

höhere Einnahmen durch Steuer- und Sozialversiche-

rungsbeiträge begründet sind25. 

Abgesehen von dieser langfristigen und übergreifenden 

Betrachtung zeigt bereits der Vergleich der Kosten, die im 

Rahmen der Frühen Hilfen in Ludwigshafen aufgebracht 

werden mussten, mit den Gesamtausgaben der Kinder- 

und Jugendhilfe der Stadt, wie gering die Kosten der Frü-

hen Hilfen sind: So betrugen im Jahr 2009 die Gesamt-

Abbildung 35 KoStEN FrüHEr HIlFEN SoWIE FolGEKoStEN bEI KINDESWoHlGEFäHrDuNG IN 
DEr lEbENSVErlAuFSPErSPEKtIVE
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Quelle: Eigene Darstellung  Frühe Hilfen       Kita 1  und 2        Schule 1  und 2
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kosten für die SPFH nach §31 2,4 Millionen Euro, die 

Kosten der Heimerziehung und des betreuten Wohnens 

11,5 Millionen und Hilfen für junge Volljährige 1,4 Mil-

lionen Euro. Die Kosten der Frühen Hilfen betragen hin-

gegen nach den hier vorgenommenen Berechnungen bei 

einer Geburtenzahl von 1400 Kindern und einem Anteil 

von 8% »roter« Fälle26 lediglich 625.727 Euro27.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass trotz 

der Einschränkungen, die aus der derzeitigen Daten-

verfügbarkeit resultieren, bereits heute auf der Grund-

lage der vorhandenen Daten von einem eindeutig 

positiven Kosten-Nutzen-Verhältnis Früher Hilfen aus - 

gegangen werden kann: Denn bei berechneten Ge-

samtkosten in Höhe von etwa 630.000 Euro, die für die 

Frühen Hilfen pro Geburtenjahrgang investiert wer-

den müssen, und berechneten Folgekosten in Höhe 

von 400.000 bis 1,16 Millionen Euro, die pro Fall bei 

Kindes wohlgefährdung im Lebenslauf eines Kindes  

entstehen, ist erkennbar, dass durch Frühe Hilfen hohe 

Einsparpotentiale zu erwarten sind. Frühe Hilfen müssen  

deshalb als eine sinnvoll angelegte Zukunftsinvestition 

für die betroffenen Kinder wie für die Gesellschaft ins-

gesamt begriffen werden.

15
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Die vorliegende Arbeit verdeutlicht, welche Kosten durch 

Maßnahmen Früher Hilfen am Beispiel der Stadt Lud-

wigshafen entstehen, und wie hoch demgegenüber die 

Folgekosten durch Kindesvernachlässigung und Miss-

handlung liegen. Da die Arbeit begleitend zur Umsetzung 

des Programms »Frühe Hilfen für Eltern und Kinder und 

soziale Frühwarnsysteme« im Projekt »Guter Start ins 

Kinderleben« durchgeführt wurde, bleibt jedoch die Fra-

ge, welche Effektivität die Hilfen aufweisen, bisher noch 

offen. 

Durch das gewählte Vorgehen können jedoch bereits zu 

einem frühen Datum Hinweise zur ökonomischen Be-

deutung Früher Hilfen gegeben werden, die für die Ent-

scheidungsträger gerade zu diesem Zeitpunkt besonders 

notwendig sind.

Bei Schöffski und Greiner heißt es hierzu: »Wirtschaft-

lichkeitsuntersuchungen können zu unterschiedlichen 

Zeitpunkten im Zuge des Gesamtprozesses […] stattfin-

den: ›ex-ante‹, d. h. vor der Einführung, zur Steuerung 

und Planung, ›ex-post‹, d. h. nach der Einführung, zur 

Erfolgskontrolle. Dabei besteht das Dilemma darin, dass 

die zur Verfügung stehenden Daten gerade zu dem Zeit-

punkt besonders knapp und unsicher sind, wenn eine Be-

urteilung zum Zeitpunkt der Einführung einer Methode 

besonders dringlich ist. Wird die Neuerung schon in vol-

ler Breite praktiziert, stehen dagegen sichere Daten zur 

Verfügung, aber die Bewertung ist nicht mehr unbedingt 

notwendig, da die Entscheidungen über die Einführung, 

den Preis und andere relevante Parameter bereits gefallen 

sind. Zu kritisieren ist, dass ökonomische Evaluationen 

daher leicht zu Rechtfertigungsverfahren degenerieren« 

(Greiner, Schöffski 2008:167). 

Auch die vorliegende Arbeit ist in diesem Spannungsfeld 

entstanden. Die Daten über die Kosten Früher Hilfen 

konnten in der vorliegenden Studie bereits erfasst und 

dargestellt werden. Langfristige Untersuchungen stehen 

jedoch noch aus und können derzeit nur über aktuell 

vorliegende Wissens- und Forschungsbefunde geschätzt 

werden.

Es besteht deshalb weiterhin die dringende Notwendig-

keit, die Datenlage zu verbessern und ein Dokumenta-

tionssystem einzuführen, das die bestehenden Lücken 

schließt, damit zukünftig eine Datengrundlage vorhan-

den ist, die eine belastbare Basis zur Weiterentwicklung 

des Kinderschutzes darstellt. Denn nur wenn Verbesse-

rungen und Misserfolge im Kinderschutz sichtbar ge-

macht werden und die derzeitige »Blindflugsituation« 

(Kindler 2007) aufgelöst wird, kann ein funktionieren-

des, effektives und effizientes Kinderschutzsystem aufge-

baut werden. 

Bereits im »Ulmer Aufruf zum Kinderschutz« heißt es: 

»Dringend benötigt werden längsschnittlich und inter-

disziplinär angelegte Studien, die die Entwicklungskon-

sequenzen früher Kindeswohlgefährdung sowie von In-

terventionen untersuchen und längerfristig einschätzen, 

und zwar unter entwicklungspsychologischen, pädago-

gischen, psychiatrischen oder gesundheitlichen ebenso 

wie unter gesundheitsökonomischen Aspekten« (Ulmer 

Aufruf zum Kinderschutz in: Ziegenhain, Fegert 2009).

Zukünftige Arbeiten sollten zudem zwei weitere – bisher 

nicht betrachtete Bereiche – miteinbeziehen:

Zum einen die Frage nach der Bedeutung von Frühen 

Hilfen bei den sog. »gelben« Fällen. Denn auch bei ge-

ringerer Risikobelastung können Hilfen zum Wohl des 

Kindes indiziert sein, insbesondere wenn der Begriff 

»Kindeswohl« weiter gefasst wird. Denn Risiken wie  

Armut und psychische Erkrankungen in einer Familie 

gelten nicht nur als Risiko für Kindesvernachlässigung 

und -misshandlung, sondern stellen insgesamt ein  

Risiko für die Entwicklungsmöglichkeiten und Bildungs- 

chancen eines Kindes dar. Eine Erweiterung der Hilfen  

auch für diese Familien wird in Ludwigshafen inzwi-

schen ebenfalls angeboten und könnte in weiteren Unter- 

 suchungen miteinbezogen werden.

Zweitens fehlt es bisher an Betrachtungen, die an der 

Lebenslaufperspektive von Kindern orientiert sind, statt 

an einzelnen Angebotsformen wie den Frühen Hilfen, 

der Kita und der Schule. Erzielte Erfolge können nur 

nachhaltig sein, wenn eine Unterstützung nicht auf eine 

bestimmte Altersstufe begrenzt ist und eine gute Vernet-

zung auch mit den nachfolgenden Institutionen besteht.

In einer auf Nachhaltigkeit angelegten Perspektive soll-

ten Frühe Hilfen deshalb als Ansatzpunkt eines das Wohl 

16
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des Kindes fördernden, ganzheitlichen Präventionsnetz-

werkes betrachtet werden. Hier bedarf es einer guten 

Kooperation zwischen allen Beteiligten mit dem Ziel, ein  

integriertes Gesamtkonzept der kurzen Wege zu ent-

wickeln (Meier-Gräwe 2009). Denn Frühe Hilfen können 

dazu beitragen, Risiken zu erkennen, bevor Entwick-

lungsverzögerungen und Schädigungen eingetreten sind. 

Sie ermöglichen einen sonst schwer herstellbaren Zu-

gang zu den Familien und helfen Eltern, den oftmals als 

schwierig, z. T. überfordernd empfundenen Übergang zur 

Elternschaft zu unterstützen und tragen so dazu bei, den 

Kinderschutz und das Kindeswohl zu verbessern. Außer-

dem ergeben sich – ausgehend von Frühen Hilfen – gute 

Chancen für den Aufbau eines erfolgreichen Präventions-

netzwerkes kommunaler Dienste, der den Kindern und 

ihren Familien, aber auch der Gesellschaft zugutekommt 

und sich zudem langfristig auszahlt. 

Um die Finanzierung dieser Hilfen sicherzustellen, die als 

zentral für die weitere Entwicklung eines Kindes gelten 

können, bedarf es jedoch einer Umsteuerung der derzei-

tigen Finanzierungspraxis, die ihren Schwerpunkt in der 

frühen Kindheit haben muss. Neben den bereits aufge-

zeigten Forschungsbemühungen sollten deshalb auch Un-

tersuchungen zum Finanzierungsbedarf und möglichen 

Finanzierungsinstrumenten durchgeführt werden. Das 

könnte aufbauend auf bereits entwickelten innovativen  

Finanzierungsmodellen aus dem Bereich der frühkindli-

chen Bildung und Betreuung (Färber 2008) erfolgen, die 

für die Frühen Hilfen modifiziert werden müssten.

 (1) vgl. http://www.stiftung-pro-kind.de.

 (2)  Bei Kindeswohlgefährdung im engeren Sinne kann 
sozialwissenschaftlich zwischen Kindesvernachläs-
sigung, Misshandlung und sexuellem Missbrauch 
unterschieden werden. Kindeswohlgefährdung im 
weiteren Sinne beschreibt das Vorliegen von Risiko-
faktoren, denen eine erhöhte Wahrscheinlichkeit für 
eine negative Entwicklung des Kindes zugeschrieben 
wird (vgl. Kindler, Sann 2007).

 (3)  In Rheinland-Pfalz wird mit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes zum Schutz des Kindeswohls und Kinder-
gesundheit im März 2008 der Aufbau und die Arbeit 
lokaler Netzwerke finanziell unterstützt (vgl. http://
masgff.rlp.de/fileadmin/masgff/familie/LKindSchuG.
pdf).

 (4)  Der sog. intangible Nutzen, d. h. der monetär nicht 
bewertbare Nutzen (z. B. Vermeidung von Schmerz) 
kann nicht abgebildet werden.

 (5)  55% »grüne« Fälle, 37% »gelbe« Fälle

 (6)  D. h. der Anteil an Fällen mit Jugendamtskontakt ist 
in der untersuchten Stichprobe höher als im Durch-
schnitt.

 (7)  Die Kosten-Nutzen-Betrachtung bezieht sich auf den 
Zeitraum der Frühen Hilfen, d. h. von der Geburt bis 
zum dritten Lebensjahr.

 (8)  Da bei der Berechnung nicht alle beteiligten Stellen 
miteinbezogen werden konnten, konnten die Kosten 
für diese Angebote nicht erfasst werden.

 (9)  Summe der Stunden aller jeweils beteiligten Perso-
nen des Jugendamtes und des St. Marienkranken-
hauses. 

 (10)  Bezieht sich nur auf die Zeiten, die von Mitarbeitern/
Mitarbeiterinnen des St. Marienkrankenhauses 
erbracht wurden. Im Jugendamt werden diese sog. 

endnote
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»Overhead-Aufgaben« als Teil der Arbeit des Sozialen 
Dienstes nicht explizit erfasst und können nicht 
detailliert ausgewiesen werden.

 (11)  Hebammenvergütung: Die Vergütung der Pro-
grammhebammen, die einen Vertrag mit dem St. 
Marienkrankenhaus schließen, liegt – je nach Quali-
fikation – zwischen 31 und 42 Euro. Zur Berechnung 
wurde der Satz für eine »Viva familia« fortgebildete 
Hebamme zugrunde gelegt. Dieser beträgt 35 Euro.

 (12)  Gehalt eines Klinikarztes/einer Klinikärztin: Tarif-
vertrag für Ärztinnen und Ärzte an kommunalen 
Krankenhäusern in der Fassung vom 1. Januar 2009 
(vgl. http://www.marburger-bund.de/marburgerbund/
bundesverband/unsere_themen/tarifpolitik/vka/
Final_TV-Aerzte-VKA.pdf). Entgeltgruppe III/ Stufe 2 
(Oberarzt, nach dreijähriger oberärztlicher Tätigkeit) 
inklusive Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung.

 (13)  Durchschnittliche Kosten einer Fachleistungsstunde 
nach Angabe des Jugendamts Ludwigshafen/Stadt.

 (14)  Eine Erweiterung der Angebote für Familien mit 
geringem Risiko (»gelbe« Fälle) wäre jedoch im Sinne 
der Gesundheitsförderung der Kinder – auch jenseits 
von Kindeswohlgefährdung – anzustreben.

 (15)  Die für die Gewinnung der Familien notwendigen 
Zeitbedarfe sind sehr heterogen und liegen zwischen 
zehn Minuten und ca. drei Stunden.

 (16)  Die Kosten pro Fall werden jedoch überschätzt, da in 
der Stichprobe der Anteil an Fällen mit Jugendamts-
kontakt höher ist als im Ludwigshafener Durch-
schnitt. D.h. es sind mehr Fälle (54% gegenüber 
40%) in der Stichprobe enthalten, die eine kostenin-
tensivere Begleitung erhalten haben, als Fälle ohne 
Überleitung zum Jugendamt.

 (17)  »Arbeitnehmer/-innen mit schwierigen Fachtätigkei-
ten, für deren Ausübung i. d. R. eine abgeschlossene 
Berufsausbildung, zum Teil verbunden mit Berufs-
erfahrung erforderlich ist« (Statistisches Bundes-
amt 2007c), z. B. medizinische/zahnmedizinische 
Fachangestellte/r, Fachangestellte/r für Bürokommu-
nikation.

 (18)  bei einem Krankenversicherungsbeitrag von 14,9%, 
Arbeitslosenversicherungsbeitrag von 2,8%, Pflege-
versicherungsbeitrag in Höhe von 2,2% bei kinder-
losen Versicherten, Rentenversicherung von 19,9% 
(Stand 2009).

 (19)  Der Individualnutzen wird bei der Nutzenberechnung 
nicht einbezogen.

 (20)  »Arbeitnehmer/-innen mit schwierigen Fachtätigkei-
ten, für deren Ausübung i. d. R. eine abgeschlossene 
Berufsausbildung, zum Teil verbunden mit Berufs-
erfahrung erforderlich ist« (Statistisches Bundes-

amt 2007c), u. a. medizinische/zahnmedizinische 
Fachangestellte/r, Fachangestellte/r für Bürokommu-
nikation.

 (21)  Platzkosten für einen ganztägigen Krippenplatz bezo-
gen auf das Preisniveau 2008 (Bertelsmann Stiftung 
2007: 94)

 (22)  Wird aufgrund der allgemeinen Förderung für alle 
Kinder nicht berechnet.

 (23)  Da im Szenario »Frühe Hilfen« keine Folgekos-
ten zu berücksichtigen sind, betragen die Kosten 
hier 0 Euro. Mit der durchgängigen Tätigkeit als 
Fachangestellte/r wird jedoch ein Einkommen erzielt, 
das zu einer positiven Wertschöpfung und einem 
Nutzen für die Gesellschaft führt (vgl. Abbildung 27: 
Gesellschaftlicher Nutzen von Bildung, Berechnung 
bei unterschiedlichen Qualifikationsniveaus).

 (24)  Um den Nutzen nicht zu überschätzen, werden bei 
ökonomischen Analysen über sog. Sensitivitätsana-
lyse alternative Gesamtergebnisse ermittelt, indem 
die geschätzten Werte variiert werden (vgl. Greiner, 
Schöffski 2008). Wird dies beim Szenario Frühe 
Hilfen umgesetzt und die Kosten in einer konserva-
tiven Schätzung um 100% erhöht, verschiebt sich 
das Kostenverhältnis von 1:13 und 1:34 auf 1:6 beim 
moderaten und 1:17 beim pessimistischen Szenario. 
D. h. auch bei konservativer Kostenschätzung über 
den Lebenslauf hinweg ist das Ergebnis positiv.

 (25)  Die hier gewählte Lebensverlaufsperspektive macht 
deutlich, dass Erfolge und damit verbundene Einspa-
rungen in erster Linie nicht kurzfristig, sondern mit-
tel- und langfristig zu erwarten sind. Die Beurteilung 
der Effektivität und Effizienz der Programme wird 
somit zu einem frühen Zeitpunkt geringer ausfallen 
als zu einem späteren. Bei der Evaluation der jetzt 
gestarteten, noch sehr jungen Programme sollte 
deshalb diese langfristige Perspektive mitgedacht 
werden, weil der Nutzen Früher Hilfen nur über län-
gere Zeiträume realistisch eingeschätzt werden kann.

 (26)  von denen 40% an die Jugendhilfe weitergeleitet 
werden

 (27)  Hinzu kommen Kosten, die durch die erweiterte Er-
hebung der Krankengeschichte, Dokumentation und 
Ressourcenabschätzung mit dem Ludwigshafener 
peripartalem Erhebungsbogen (LupE) insgesamt ent-
stehen. Diese Kosten werden im St. Marienkranken-
haus pro Jahr mit 11.750 Euro beziffert. Des Weite-
ren sind in der Berechnung nicht die Kosten weiterer 
Stellen (z. B. Schwangerschaftsberatungsstellen) und 
Overhead-Kosten des öffentlichen Jugendhilfeträgers 
enthalten.
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